ttt  Ii  eh 


Fiolites 

Staats-  und  Wirtschaftslehre 

t 

Erster  Teil 

i   Die  Staatslehre 


■  •  mmmmmt  *  - 


Inaugural-Dissertation 

der 

hohen  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Bern 

zur  Erlangung  der  Doktorwürde 

vorgelegt  von 

Moses  Glücksohn  aus  Holynka. 


Von   der   philosophischen   Fakultät   auf  Antrag    des   Herrn  Professor 
Dr.  L.  Stein  angenommen. 

Bern,  den  17.  Mai  1907.  Der  Dekan:  Prof.  Dr.  G.  Tobler. 


1910 


BERN 

Buchdruckerei  Scheitlin  &  Co. 
1910 


leichtes 


Staats-  und  Wirtschaftslehre 


Erster  Teil 

Die  Staatslehre 


Inaugural  -  Dissertation 

der 

hohen  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Bern 

zur  Erlangung  der  Doktorwürde 

vorgelegt  von 

Moses  Glücksohn  aus  Holynka. 


Von  der  philosophischen  Fakultät  auf  Antrag  des  Herrn  Professor  Dr.  L.  Stein 
angenommen. 

Bern,  den  17.  Mai  1907.  Der  Dekan:  Prof.  Dr.  G.  Tobler. 


Bern 

Buchdruckerei  Scheitlin  &  Co. 
1910 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 

I.  Einleitung  (Die  allgemeinen  und  rechtsphilosophischen   Grundlagen  von 


Fichtes  Staats-  und  Wirtschaftslehre)         ......  5 

II.  Die  naturrechtliche  Vertragstheorie  bis  auf  Fichte           ....  15 

III.  Fichtes  Staatslehre : 

a)  Erste  Periode   40 

b)  Zweite  Periode   54 

c)  Dritte  Periode   72 

Anhang : 

Anmerkungen       ............  81 

Namenregister       ............  90 


Digitized  by  the  Internet  Archive 
in  2014 


https://archive.org/details/fichtesstaatsundOOglck 


Einleitung. 


I.  Die  allgemeinen  und  rechtsphilosophischen  Grundlagen  von 
Fichtes  Staats-  und  Wirtschaftslehre. 

Fichtes  Lehren  von  Staat  und  Wirtschaft  stehen  in  enger 
Beziehung  zu  seinen  allgemeinen  philosophischen  Lehren  und  reihen 
sich  als  Einzelglieder  in  sein  Gesamtsystem  ein.  Das  Verständnis 
jener  Lehren,  die  den  Gegenstand  unserer  Untersuchung  bilden, 
und  der  von  Fichte  auf  diesem  Gebiete  befolgten  Methode  erfordert 
daher  eine  allgemeine  Orientierung  über  Fichtes  philosophisches 
System.  Im  folgenden  soll  nun  versucht  werden,  diese  allgemeinen 
Voraussetzungen  in  den  Hauptlinien  zu  skizzieren. 

In  der  ersten  Einleitung  in  die  Wissenschaftslehre 1  vom 
Jahre  1797,  welche  die  Feststellung  des  Standpunktes  zur  Auflösung 
des  Problems  der  Wissenschaftslehre  zum  Gegenstand  hat,  kommt 
Fichte  nach  einer  eingehenden  Untersuchung  über  die  Wahl  zwischen 
Idealismus,  d.  h.  demjenigen  Standpunkt,  der  das  Prinzip  und  den 
Grund  aller  Erkenntnis  in  der  Intelligenz  an  sich  erblickt,  und 
Dogmatismus,  d.  h.  dem  entgegengesetzten  Standpunkt,  der  sich 
auf  das  Ding  an  sich  gründet,  zum  Ergebnis,  dass  diese  Wahl  nicht 
sowohl  durch  Gründe  der  Vernunft,  als  vielmehr  durch  die  Richtung 
des  Willens,  des  Interesses,  der  Neigung  bedingt  ist.  Selbständige 
und  aktive  Naturen,  die  den  Drang  und  das  Bedürfnis  haben,  an 
die  Selbständigkeit  und  Selbsttätigkeit  der  Vernunft  zu  glauben, 
werden  sich  für  den  Idealismus  entscheiden;  hingegen  werden 
passive,  beschauliche  Gemüter,  die  ihrem  ganzen  Wesen  und  ihrer 
ganzen  Denkungsart  nach  nichts  als  Produkte  der  Aussenwelt  sind, 
das  Prinzip  des  Dogmatismus  ergreifen.  «Der  Streit  zwischen  dem 
Idealisten  und  dem  Dogmatiker  ist  eigentlich  der,  ob  der  Selbst- 
ständigkeit des  Ich  die  Selbständigkeit  des  Dinges,  oder  umgekehrt, 
der  Selbständigkeit  des  Dinges  die  des  Ich  aufgeopfert  werden 
solle.»2     «Was   für  Philosophie   man   wähle,   hängt  sonach  davon 


ab,  was  man  für  ein  Mensch  ist:  denn  ein  philosophisches  System 
ist  nicht  ein  toter  Hausrat,  den  man  ablegen  oder  annehmen  könnte, 
wie  es  uns  beliebte,  sondern  es  ist  beseelt  durch  die  Seele  des 
Menschen,  der  es  hat.  Ein  von  Natur  schlaffer,  oder  durch  Geistes  - 
knechtschaft  gelehrten  Luxus  und  Eitelkeit  erschlaffter  und  ge- 
krümmter, Charakter  wird  sich  nie  zum  Idealismus  erheben».3 
«Zum  Philosophen  —  wenn  der  Idealismus  sich  als  die  einzige 
wahre  Philosophie  bewähren  sollte  —  zum  Philosophen  muss  man 
geboren  sein,  dazu  erzogen  werden,  und  sich  selbst  dazu  erziehen: 
aber  man  kann  durch  keine  menschliche  Kunst  dazu  gemacht 
werden  ». 4 

In  diesen  Worten  eines  willensstarken  Enthusiasmus  ist  die 
eigene  Charakteristik  Fichtes,  des  Mannes  und  des  Philosophen,  in 
prägnantem  Ausdruck  gegeben.  Es  zeigt  sich  hier  der  titanische 
Tatendurst  des  Mannes,  die  den  Grundzug  seines  Charakters  bildet 
und  ihn  zum  «Philosophen  der  Arbeit»  par  excellence,  zum  Urheber 
eines  souveränen  Idealismus  macht.  Die  Welt  kann  nur  vom 
Geiste  aus,  der  Geist  nur  vom  Willen  aus  begriffen  werden.  Das 
Ich  ist  reine  Tätigkeit,  alle  Wirklichkeit  sein  Produkt.  —  Es  ist 
dies  jener  Tatendrang  der  religiösen  Reformatoren,  der  in  erster 
Linie  das  menschliche  Gemüt,  die  menschliche  Geistes-  und  Innen- 
welt zum  Objekt  hat  und  in  der  sittlichen  Erhebung  und  Vervoll- 
kommnung des  Menschen  sein  Ziel  erblickt. 

Die  Kehrseite  eines  schroffen  Idealismus,  wie  ihn  Fichte  ver- 
tritt, ist  eine  gewisse  gewalttätige,  absolutistische  Einseitigkeit,  die 
sich  souverän  über  das  Gegebene  hinwegsetzt  und  die  realen 
geschichtlichen  Faktoren  auf  das  Prokrustesbett  einer  bisweilen 
willkürlichen  Begriffskonstruktion  spannt.  Wir  werden  bei  der 
Analyse  des  « geschlossenen  Handelsstaates »  Gelegenheit  haben  zu 
zeigen,  wie  sehr  Fichtes  Staats-  und  Wirtschaftslehre  durch  die 
willkürlich  postulierte  Kongruenz  der  Wirklichkeit  mit  dem  idealen 
Musterbilde  beeinträchtigt  wurde.  Für  sein  nach  reinen  Vernunfts- 
begriffen konstruiertes,  allgemein  gültiges  Staatsideal,  das  als  solches 
ebensowenig  Anspruch  auf  historische  Realität  erheben  dürfte,  wie 
etwa  die  platonische  Idee  von  der  Gattung  auf  vollkommene  und 
adäquate  Verwirklichung  in  irgend  einem  Einzelexemplar,  beansprucht 
Fichte  Realisation  in  der  Sinnenwelt ;  er  stellt  es  gleichsam  als 
Anticipation  einer  zukünftigen  Entwicklungsstufe  des  Staats-  und 
Wirschaftslebens  hin  und  fordert  demgemäss  auch  für  seine  in  Vor- 


—  '7  — 


schlag  gebrachten  Mittel  zur  Verwirklichung  des  idealen  Zustandes 
unbedingte  normative  Gültigkeit. 

Die  Einseitigkeit  des  Fichteschen  Idealismus  ist  aber,  wenn 
wir  uns  das  Paradoxon  gestatten  dürfen,  zugleich  auch  das  Gross- 
artige an  diesem  System.  Was  Fichte  fordert,  ist  die  Gesetzes- 
einheit5 in  optima  forma,  die  Einheit  im  Wissen  und  Begreifen. 
Das  ganze  Universum  soll  als  ein  System  notwendiger  Handlungen 
oder  Satzungen  der  Intelligenz  deduziert  und  begriffen  werden. 
Bestand  Kants  grosse  Leistung  darin,  dass  er  die  gesamte  Er- 
scheinungswelt, alles  was  Gegenstand  unseres  Bewusstseins  ist, 
nur  durch  das  Subjekt,  durch  die  eigene  Fähigkeit  des  anschauenden 
und  begreifenden  Geistes  die  Form  annehmen  Hess,  in  der  es  uns 
erscheint,  so  konnte  sich  Fichte  mit  dieser  Lehre,  die  für  den  Stoft 
der  Erkenntnis  die  Aussenwelt  als  Quelle  gelten  lässt,  nicht  zu- 
frieden geben.  Hatte  Kant  gelehrt,  die  Dinge  an  sich  seien  uner- 
kennbar, so  zog  Fichte  die  letzte  Konsequenz,  indem  er  ihre  Existenz 
überhaupt  in  Abrede  stellte.  Wenn  wir  nicht  zu  erkennen  ver- 
mögen, wie  die  Dinge  an  sich  beschaffen  sind,  so  haben  wir  auch 
keinen  Grund  anzunehmen,  dass  es  Dinge  an  sich  gibt.  S-omit  war 
nun  die  Kantsche  Spaltung  des  Universums  in  eine  phänomenale 
und  noumenale  Welt  für  Fichte  überwunden  und  die  Aufgabe  einer 
einheitlichen  Ableitung  der  gesamten  Erfahrung  gegeben.  Die 
Richtung,  nach  welcher  diese  Einheit  gesucht  werden  sollte,  war 
durch  die  drei  Momente,  die  nach  Zeller6  die  Ursachen  und 
Bedingungen  des  Verlaufs  der  Geschichte  der  Philosophie  aus- 
machen: die  allgemeinen  Zustände  der  betreffenden  Zeit  und  des 
betreffenden  Volkes,  die  individuelle  Eigentümlichkeit  des  Philo- 
sophen und  den  Einfluss  früherer  Systeme,  klar  vorgezeichnet.  Die 
traurige  Lage  des  damaligen  Deutschland,  die  wenig  Erfreuliches 
in  der  Wirklichkeit  bot  und  tiefer  veranlagte  Naturen  auf  das  Ge- 
biet des  Idealen  drängen  musste,  Fichtes  schwungvoller,  aufs  Hohe 
und  Grosse  gerichteter  Charakter,  ferner  —  last  not  least  —  die 
Entwicklung  der  deutschen  Philosophie  —  sind  die  drei  Faktoren, 
die  den  Grundsatz  und  den  Ausgangspunkt  des  Fichteschen  Systems 
bestimmten.  Kants  Lehre  vom  Primat  der  praktischen  Vernunft, 
die  nur  ein  Werturteil  bedeutete  und  das  prävalierende  Interesse 
des  grossen  Königsberger  für  die  Resultate  seiner  praktischen 
Philosophie  zum  Ausdruck  bringen  sollte,  erhält  nun  bei  Fichte 
die  Bedeutung  eines  konstitutiven  Prinzips.     Er  gelangt   zum  kon- 
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scquentesten  Idealismus,  zu  seinem  sogenannten  ethischen  Pan- 
theismus. Der  letzte  schlechthin  gewisse  und  unbedingte  Grund 
aller  Erfahrung,  der  sich  aus  keinem  anderen  Satze  beweisen  lässt. 
sondern  unmittelbar  durch  sich  selbst  einleuchten  muss,  ist  das  Ich, 
das  Selbstbewusstsein,  welches  in  seiner  reinen  unendlichen  Tätig- 
keit Subjekt  und  Objekt  zugleich  ist.  Aus  diesem  letzten  Anker- 
grund aller  Gewissheit  wird  nun  die  ganze  Welt  konstruiert.  Das 
Sein  wird  aus  dem  ßewusstsein,  und  zwar  aus  dem  tätigen,  han- 
delnden Bewusstsein  abgeleitet.  Das  Ich  setzt  sich  selbst  in  einer 
ersten  Tathandlung. 7  Das  Nichtich,  die  objektive  Welt,  ist  nur 
Produkt  der  Tätigkeit  des  Ich.  Was  der  Mensch  als  äussere  Er- 
scheinung, als  Objekt  auffasst,  ist  nichts  als  die  Schranke,  die  er 
sich  selbst  setzt,  ist  seine  eigene  Beschränkung.  Denn  das  Ich 
kann  sich  nur  als  solches  setzen,  indem  es  ein  anderes  von  sich 
unterscheidet.  Dieses  Nichtich,  das  Objekt,  die  äussere  Erscheinung, 
ist  nur  für  ein  Subjekt,  für  ein  Ich  möglich.  Ohne  vorstellendes 
Subjekt  keine  Vorstellung.  Wir  erhalten  somit  die  ersten  zwei 
Grundsätze  der  Wissenschaftslehre,  die  sich  zu  einander  wie  Thesis 
und  Antithesis  verhalten.  1.  «Das  Ich  setzt  sich  selbst.»  2.  «In- 
dem das  Ich  sich  selbst  setzt,  setzt  es  auch  das  Nichtich»,  oder, 
näher  bestimmt:  «das  Ich  setzt  im  Ich  das  Nichtich».  Diese  Gegen- 
sätze können  nur  in  der  Weise  gelöst  werden,  dass  das  Ich  und 
das  Nichtich,  da  sie  beide  im  Ich  sind,  als  sich  gegenseitig  ein- 
schränkend, als  teilbar  gedacht  werden.  Sie  heben  somit  einander 
nicht  auf,  sondern  schränken  sich  nur  gegenseitig  ein.  Hieraus 
folgt  als  Synthesis  der  dritte  Grundsatz:  «Das  Ich  setzt  im  Ich 
dem  teilbaren  Ich  ein  teilbares  Nichtich  entgegen».  So  finden  wir 
hier  schon  die  Anwendung  der  «dialektischen  Methode»,  die  später 
bei  Hegel  und  Marx  ihren  Höhepunkt  in  der  Uebertragung  auf  die 
Geschichte  erreichen  sollte.  —  Die  Wissenschaftslehre  ist  also  eine 
pragmatische  Geschichte  des  Bewusstseins,  die  nach  dem  triadischen 
Rhytmus  von  Thesis,  Antithesis  und  Synthesis  verläuft. 

Aus  dieser  Wechselwirkung  von  Ich  und  Nichtich  leitet  Fichte 
die  theoretische  und  praktische  Philosophie  ab.  Die  theoretische 
Philosophie  geht  von  der  Einschränkung  des  Ich  durch  das  Nicht- 
ich aus :  hier  verhält  sich  der  Mensch  leidend,  erkennend.  Die 
praktische  Philosophie  hat  zur  Grundlage  den  Satz:  «Das  Ich  be- 
stimmt das  Nichtich»;  hier  verhält  sich  das  Ich  wollend,  handelnd. 
Dass   der  Schwerpunkt   bei   Fichte  auf  diese   Seite    fällt,  braucht 
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nach  dem  Gesagten  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden.  Und 
darin  besteht  nicht  zum  geringsten  die  Eigenart  seiner  Lehre,  dass 
sie  ihm  zur  sittlichen  Tat  wird.  Er  fordert  den  Leser  auf,  mit  der 
Wahl  der  idealistischen  Methode  eine  sittliche  Pflicht  zu  erfüllen. 
Die  Natur  ist  nur  Mittel  zur  Erreichung  des  sittlichen  Zwecks, 
ist  «das  versinnlichte  Material  der  Pflicht».  Handeln,  Tätigsein, 
Vorwärtsstreben,  ist  diese  Pflicht.  Der  sittliche  Zweck  ist  die 
Freiheit  und  Unbedingtheit  des  menschlichen  Geistes.  Der  Mensch 
soll  sich  zum  Unendlichen  erweitern,  soll  stets  bestrebt  sein,  durch 
aktive  Ueberwindung  der  dinglichen  Schranken  und  Hemmnisse  das 
Absolute  zu  realisieren. 

In  diesen  Prinzipien  der  Wissenschaftslehre  ist  auch  die  Grund- 
lage für  Fichtes  Rechts-  und  Staatsphilosophie  gegeben  und  es  wird 
nunmehr  unsere  Aufgabe  sein,  aus  dem  letzten  und  höchsten  Grund- 
satz der  Wissenschaftslehre  :  der  Freiheit  des  Geistes  durch  Tätig- 
keit, als  Ursprung  und  Endzweck  aller  Wirklichkeit,  die  begriffliche 
Deduktion  des  Rechts  und  des  Staates  zu  geben. 

Fichtes  ältere  Rechtslehre  ist  wie  diejenige  Kants  ganz  selbst- 
ständig gegen  die  Sittenlehre.  8  Die  Rechtslehre  hat  es  mit  den 
äussern  Handlungen  zu  tun,  sie  gibt  Normen  für  die  äussern 
Beziehungen  des  Menschen,  für  das  Gemeinschaftsleben  als  solches; 
ihre  Gültigkeit  im  Leben  stützt  sich  auf  Zwangsmöglichkeit.  Die 
Sittenlehre  hat  es  hingegen  mit  der  Gesinnung,  mit  dem  Willen  zu 
tun,  ihr  Objekt  ist  die  innere  Beziehung  des  Individuums  zu  anderen 
Individuen;  ihre  Gültigkeit  ist  nicht  erzwingbar.  —  Es  gilt  nun  den 
Rechtsbegriff  als  notwendige  Handlung  des  Ich,  als  Bedingung  des 
Selbstbewusstseins  zu  deduzieren,  Der  Rechtsbegriff  bezieht  sich 
auf  das  Gemeinschaftsleben,  er  hat  somit  eine  Vielheit  vernünftiger 
Wesen  zur  Voraussetzung,  die  mit  einander  im  Verhältnis  der 
Wechselwirkung  stehen.  Das  Ich  ist  nur  möglich  unter  der  Be- 
dingung einer  freien  Wirksamkeit  auf  das  Objekt,  das  Nichtich, 
die  es  sich  selbst  zuschreibt.  Die  freie  Wirksamkeit  ist  durch  das 
Vorhandensein  des  Objekts  bedingt,  dieses  Objekt  ist  aber  wiederum 
nichts  anderes  als  das  Produkt  der  freien  Wirksamkeit  des  Ich. 
Wir  befinden  uns  somit  in  einem  circulus  vitiosus,  der  nur  in  der 
Weise  gelöst  werden  kann,  dass  das  Ich  zum  Anfang  seiner  freien 
Wirksamkeit,  zur  Selbstbestimmung  von  aussen  aus  bestimmt,  d.  h. 
aufgefordert,  nicht  gezwungen  wird.  Ist  aber  die  Ursache  dieser 
Aufforderung  ein  Nichtich,  so  ist  Zwang  unvermeidlich.     Sie  muss 
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daher  ein  vernünftiges  Wesen  ausser  dem  Ich,  d.  h.  ein  anderes 
Ich  sein.  Das  Ich  kann  sich  also  nur  setzen  und  sich  eine  freie 
Wirksamkeit  zuschreiben,  indem  es  die  Existenz  anderer  vernünftiger 
Wesen  setzt,  die,  da  sie  selbst  Willen  und  Vorstellung  besitzen, 
sich  an  seinen  Willen  unter  Anerkennung  seiner  Freiheit  wenden 
und  ihn  zur  Selbstbestimmung  auffordern.  Somit  ist  die  Koexistenz 
vernünftiger  Wesen  gegeben,  die  sich  gegenseitig  als  freie  Wesen 
anerkennen,  d.  h.  wechselseitig  ihre  Freiheitssphären  einschränken, 
mit  anderen  Worten  im  Verhältnis  einer  Rechtsgemeinschaft  stehen. 
Diese  ist  aber  nur  möglich,  wenn  sich  das  Ich  als  Einzelwille,  als 
Person,  als  Individuum,  als  körperlich-sinnliches  Ich  bestimmt  — 
das  materielle  Ich,  der  Leib  als  sinnlich  erkennbarer  Träger  der 
Vernunft  ist  die  äussere  Bedingung  der  Rechtsgemeinschaft  —  und 
sich  eine  ausschliessende  und  darum  begrenzte  Freiheitssphäre  zu- 
schreibt. Daraus  folgt:  die  R.echtsgemeinschaft  fordert  die  Koexi- 
stenz der  Personen  in  der  Sinnenwelt.  Die  Bedingungen  zur  Exi- 
stenz freier  Personen  in  der  Sinnenwelt  sind  gewisse  unverletzliche 
Rechte  des  Einzelnen:  die  Urrechte.  Es_-sind  deren  drei:  1.  Das 
Recht  der  freien  Selbstbestimmung  über  das  sinnliche  Ich,  den  Leib 
als  Organ  des  Willens.  (Die  Persönlichkeit  besteht  darin,  absolute 
Kausalität,  die  freie  Ursache  ihrer  Handlungen  zu  sein.)  2.  Das 
Recht  auf  Eigentum,  d.  h.  Objekte  ausschliessend  bestimmen,  nur 
nach  seinen  Zwecken  behandeln  zu  dürfen.  (Freie  Ursache  sein, 
heisst  nach  Zwecken  handeln,  d.  h.  Objekte  seinen  Zwecken  unter- 
ordnen.) 3.  Das  Recht  auf  Selbsterhaltung.  (Jede  zweckmässige 
Handlung  ist  auf  die  Zukunft  gerichtet.  Voraussetzung  derselben 
ist  also  die  Fortdauer  des  Handelnden  in  der  Zukunft.)  Diese  Ur- 
rechte dürfen  nicht  verletzt  werden.  Verletzt  sie  ein  anderer  mir 
gegenüber,  so  darf  ich  auch  seine  Freiheit  angreifen;  das  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Rechtsgemeinschaft  notwendige  Zwangsrecht  tritt 
ein.  Die  Ausübung  desselben  darf  aber  nicht  dem  Einzelnen  über- 
lassen werden  —  in  diesem  Falle  wäre  weder  der  Erfolg,  noch  die 
Einhaltung  rechtlicher  Grenzen  gesichert.  Es  wird  sich  also  darum 
handeln,  «  einen  Willen  zu  finden,  von  dem  es  schlechthin  unmöglich 
sei,  dass  er  ein  anderer  sei,  als  der  gemeine  Wille  ».  mit  anderen 
Worten,  «einen  Willen  zu  finden,  in  welchem  Privatwille  und  gemein- 
samer synthetisch  vereinigt  sei».9  Die  Art  und  Weise,  wie  Fichte 
diese  Aufgabe  zu  lösen  sucht,  ist  sehr  charakteristisch  für  seine  Methode, 
wir  geben  daher  diese  Stelle   mit  Fichtes   eigenen  Worten  wieder. 
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«Der  zu  suchende  Wille  heisse  X.  a)  Jeder  Wille  hat  sich  selbst 
(in  der  Zukunft)  zum  Objekt.  Der  letzte  Zweck  jedes  Wollenden 
ist  die  Erhaltung  seiner  selbst.  So  bei  X;  und  dies  wäre  sonach 
der  Privatwille  von  X.  —  Nun  soll  dieser  Privatwille  eins  sein 
mit  dem  gemeinsamen  Willen;  dieser  ist  der  der  Sicherheit  der 
Rechte  aller.  X  demnach  will,  so  wie  es  sich  will,  die  Sicherheit 
der  Rechte  aller. 

b)  Die  Sicherheit  der  Rechte  aller  wird  nur  durch  den  über- 
einstimmenden Willen  aller,  durch  die  Uebereinstimmung  dieses 
ihres  Willens,  gewollt.  Nur  hierüber  stimmen  Alle  überein  ;  denn 
in  allem  übrigen  ist  ihr  Wollen  partikulär  und  geht  auf  die  indi- 
viduellen Zwecke.  Kein  Einzelner,  kein  Teil  gibt  .  .  .  sich  diesen 
Zweck  auf,  sondern  nur  alle  miteinander. 

c)  X  wäre  sonach  selbst  diese  Uebereinstimmung  aller.  So 
gewiss  diese  sich  wollte,  so  gewiss  müsste  sie  die  Sicherheit  der 
Rechte  aller  wollen.  >  Diese  Uebereinstimmung  soll  nun,  wenn  sie 
nicht  ein  blosser  Begriff  bleiben  soll,  in  der  Sinnenwelt  realisiert 
werden.  «Wollende  Wesen  in  der  Sinnenwelt  sind  für  uns  nur 
Menschen.  In  und  durch  Menschen  müsste  jener  Begriff  sonach 
realisiert  werden.     Hierzu  wird  erfordert: 

a)  Dass  der  Wille  einer  bestimmten  Anzahl  von  Menschen,  in 
irgend  einem  Zeitpunkte,  wirklich  übereinstimmend  werde  und  sich 
als  solcher  äussere,  deklariert  werde.  »  —  Es  ist  dies  der  Staats- 
bürgervertrag. 

«b)  Dass  dieser  Wille  festgesetzt  werde,  als  der  beständige  und 
bleibende  Wille  aller,  den  jeder,  wie  er  ihn  in  dem  gegenwärtigen 
Momente  geäussert  hat,  als  den  seinigen  anerkenne.  »  Durch  diese 
Festsetzung  des  gegenwärtigen  Willens,  für  alle  Zeit,  wird  nun  der 
geäusserte  gemeinsame  Wille  Gesetz. 

«c)  In  diesem  gemeinsamen  Willen  wird  teils  bestimmt,  wie  weit 
die  Rechte  einer  jeden  Person  gehen  sollen,  und  die  Gesetzgebung 
ist  insofern  die  bürgerliche  (legislatio  civilis) ;  teils  wie  derjenige, 
der  sie  auf  diese  oder  jene  Art  verletzt,  bestraft  werden  solle:  die 
peinliche  Gesetzgebung  (legislatio  criminalis,  jus  criminelle,  pcvnale).» 

«d)  Dieser  gemeinsame  Wille  muss  mit  einer  Macht,  und  zwar 
mit  einer  Uebermacht,  gegen  die  die  Macht  jedes  Einzelnen  un- 
endlich klein  sei,  versehen  werden,  damit  er  über  sich  selbst  und 
seine  Erhaltung  durch  Zwang  halten  könne :  die  Staatsgewalt.  Es 
liegt  in  ihr  zweierlei:    das   Recht  zu  richten,    und  das  Recht,  die 
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gefällten  Rechtsurteile  auszuführen  (potestas  judicialis  et  potestas 
executiva  in  sensu  strictiori),  welche  beide  zur  potestas  executiva 
in  sensu  latiori  gehören.  »  10 

Das  Zwangsrecht  wird  demnach  einer  Macht  übertragen,  die 
durch  die  vertragsmässige  Vereinigung  der  Willen  aller  zum  Schutze 
der  Rechte  der  Einzelnen  entstanden  ist.  Diese  Macht  ist  der 
Staat,  der  durch  positive  Gesetze  feststellt,  was  als  Recht  gelten 
soll.  Nur  im  Staate  und  durch  die  positiven  Gesetze  lässt  sich  die 
Rechtsgemeinschaft,  die,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  unerlässliche 
Bedingung  des  Selbstbewusstseins,  seiner  Ursprünglichkeit  und 
Freiheit  ist,  realisieren.  Somit  ist  nun  die  gestellte  Aufgabe,  Recht 
und  Staat  von  den  obersten  Grundsätzen  der  Wissenschaftslehre  zu 
deduzieren,  gelöst.  11 

Bevor  wir  aber  zu  Fichtes  eigentlicher  Staatslehre  bezw.  zu 
der  seiner  Vorgänger  übergehen,  wollen  wir  noch  mit  einigen 
Worten  seine  Methode  kennzeichnen.  Aus  der  gegebenen  Dar- 
stellung der  allgemeinen  und  rechtsphilosophischen  Grundlagen  der 
Fichteschen  Staats-  und  Wirtschaftslehre  lässt  sich  bereits  der 
dialektisch-spekulative  Charakter  dieser  Methode  deutlich  erkennen. 
Fichtes  Idealismus  ist  eben  in  erster  Linie  ein  methodischer;  er  ist 
die  Methode,  die  er  zur  Erklärung  der  gesamten  Erfahrung  und  zur 
Begründung  der  Erkenntnis  einschlägt.  Was  für  den  Mathematiker 
das  Axiom  bedeutet,  oder  richtiger,  was  für  Plato  die  Ifypothesis 12 
ist,  das  ist  für  Fichte  der  Satz  von  der  unmittelbaren  Gewissheit 
— '  des  Selbstbewusstseins.  Dieser  Satz,  der  keines  Beweises  bedarf 
und  keines  Beweises  fähig  ist,  ist  der  Ausgangspunkt,  von  dem  aus 
das  gesamte  Universum  dialektisch  abgeleitet  und  erklärt  wird.  Es 
ist  ein  rein  deduktives  Verfahren  nach  Prinzipien  a  priori,  wie  es 
etwa  Spinoza  in  seiner  Ethik  anwendet,  nur  dass  hier  die  rein 
mathematisch-demonstrative  Beweisführung  einer  vorwiegend  be- 
grifflich-abstrakten Behandlung  des  Gegenstandes  Platz  macht.  Eine 
Ausnahme  bildet  hierin  nur  das  «Naturrecht»,  wo  ein  gewisses, 
allerdings  mehr  äusserliches,  mathematisches  Verfahren  eingehalten 
wird.  Der  methodische  Unterschied  gegen  Spinoza  ist  wie  Ludwig 
Stein 13  treffend  ausführt,  in  dem  abweichenden  Substanzbegriff 
begründet.  Spinozas  Pantheismus  ist  ein  mathematischer,  «deus 
sive  natura  sind  geometrisch  ruhend»;  bei  Fichte  hingegen  sind  sie 
dynamisch  bewegt.  Seine  Substanz  ist  «kein  ruhendes  Sein,  sondern 
ein    ewiges    Sollen».     «Gott   ist    gleichbedeutend    mit    der  ordo 
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ordinans,  der  sittlichen  Weltordnung,  die  sich  im  Menschen  und 
durch  den  Menschen  stufenweise  vollzieht. » 

Somit  ist  allerdings  für  Fichte  auch  der  Entwicklungsgedanke, 
der  in  der  «dialektischen  Methode»  implicite  enthalten  ist,  gegeben. 
Fichte  war  aber  zu  wenig  historisch,  um  diesen  Gedanken  für  die 
Affassung  der  Geschichte  fruchtbar  zu  machen.  Zwar  hatte  er  sich 
wiederholt  mit  historischen  und  historisch-philosophischen  Problemen 
befasst.  So  hatte  er  z.  B.  schon  in  seiner  Schrift  über  die  fran- 
zösische Revolution14  vom  Jahre  1795  die  Frage  der  Rechtmässigkeit 
der  Ansprüche  des  Adels  auf  seine  privilegierte  Stellung  im  Staate 
an  der  Hand  einer  Untersuchung  über  die  Entstehung  des  Adels, 
in  der  er  sich  auf  Montesquieu  stützte,  zu  lösen  gesucht.  Und  in 
der  zweiten  Periode  seines  Schaffens,  nach  seiner  Uebersiedelung 
nach  Berlin,  die  ihn  in  nähere  Berührung  mit  dem  Weltleben  ge- 
bracht und  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  geistige,  sittliche  und 
politische  Lage  der  Gegenwart  gelenkt  hatte,  wandte  er  sich  ganz 
besonders  der  Untersuchung  geschichtsphilosophischer  Probleme  zu, 
um  so  die  historischen  Vorbedingungen  der  gegenwärtigen  Lage  und 
die  Mittel  kennen  zu  lernen,  durch  welche  der  Widerspruch  zwischen 
dem  Vernunftideal  und  den  gegebenen  Zuständen  verringert  werden 
könnte.  Und  im  «  geschlossenen  Handelsstaat »  ist  sogar  ein  grosser 
Teil  —  das  ganze  zweite  Buch  —  einer  historischen  Untersuchung 
«vom  Zustande  des  Handelsverkehrs  in  den  gegenwärtigen  wirk- 
lichen Staaten»  gewidmet.  Allein  auch  die  Schriften  dieser  Periode15 
können  auf  einwandfreie  historische  und  historisch-philosophische 
Forschung  keinen  Anspruch  erheben.  Wenn  hier  Fichte  Entwicklungs- 
gesetze der  Menschheit  und  des  Staates  aufstellt,  so  geschieht  dies 
nicht  auf  Grund  des  tatsächlichen  Verlaufs  der  Geschichte,  sondern 
nach  aprioristischen  Konstruktionen,  die  mit  Geschichte  nichts  zu 
tun  haben.  So  ist  seine  Lehre  von  den  fünf  Epochen  der  Mensch- 
heit: der  Herrschaft  des  Vernunftinstinkts,  der  Vernunftautorität 
der  Befreiung  von  beiden,  der  Vernunftwissenschaft  und  der  Vernunft- 
kunstebenso  die  Lehre  von  den  drei  Entwicklungsstufen  des 
Staates:  1.  die  Unterwerfung  der  einzelnen  unter  das  Ganze  ist 
nicht  allgemein;  2.  die  Unterwerfung  ist  allgemein,  aber  ungleich; 
3.  die  Unterwerfung  ist  allgemein  und  gleich1'  —  nichts  als 
Deduktionen  a  priori  aus  dem  Begriffe  des  Staats  und  der  Mensch- 
heit. Wir  glauben  daher  behaupten  zu  dürfen,  dass  Fichte  in 
diesem  Punkte  seinem  ältern  Standpunkte  treu  blieb.  Wie  er  in 
9 
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der  Schrift  über  die  Berechtigung  der  französischen  Revolution 
gegen  die  empirische  Ableitung  des  Rechts  scharf  polemisiert  und 
den  Nachweis  zu  liefern  sucht,  dass  diese  Deduktion  nur  «nach 
Prinzipien  a  priori»  möglich  ist,18  wie  er  in  derselben  Schrift  aus- 
drücklich betont,  dass  die  Vertragstheorie  sich  nicht  auf  die  Ge- 
schichte, sondern  auf  die  Vernunft  beruft,  nicht  nach  den  Tatsachen, 
sondern  nach  dem  Recht  fragt;19  wie  er  sich  ferner  im  «  Xatur- 
recht »  zum  starrsten  Perpetualismus  bekennt,  indem  er  den  Satz 
aufstellt:  «Die  Konstitution  (es  versteht  sich  eine  recht-  und  vernunft- 
mässige)  ist  unabänderlich  und  für  ewige  Zeiten  gültig  und  wird  im 
Bürgervertrag  als  eine  solche  notwendig  gesetzt 20  —  so  sind  auch 
seine  späteren  Schriften  von  dieser  Auffassung  beherrscht.  Seine 
Rechts-  und  Wirtschaftslehre  —  die  letztere  ist  bei  ihm  nur  eine 
Abteilung,  ein  Spezialfall  der  ersteren  —  hat  es  nicht  mit  histo- 
rischen Tatsachen,  ja  nicht  einmal  mit  den  Entwicklungsgesetzen 
des  Staats-  und  Wirtschaftslebens  zu  tun,  aHe  auf  Grund  historischer 
Tatsachen  gewonnen  werden.  Es  handelt  sich  nicht  um  ein  Sein, 
sondern  um  ein  Sollen.  Die  Geschichte  lehrt,  was  geschehen  ist, 
das  Recht  —  und  folglich  auch  die  Oekonomik  —  sagt,  was 
geschehen  soll.  «Was  geschehen  soll,  lässt  sich  nicht  nach  dem 
beurteilen,  was  geschehen  ist,  denn  es  kann  etwas  geschehen  sein, 
das  nie  hätte  geschehen  sollen. » 

Wir  gelangen  somit  zum  Resultat,  dass  Fichte  keineswegs  zu 
den  Vertretern  der  historischen,  oder  der  historisch-philosophischen 
Methode  zu  zählen  ist,  trotzdem  er  vielfach  Geschichte  und 
Geschichtsphilosophie  in  seinen  Betrachtungskreis  zieht.  Wie 
operieren  mit  Zahlen  und  mathematische  Methode  noch  lange 
nicht  ein  und  dasselbe  ist21  —  so  kann  man  auch  mit  Geschichte 
operieren,  ohne  sich  deshalb  auf  den  Standpunkt  der  historischen 
Methode  zu  stellen,  oder  ihren  Ansprüchen  zu  genügen.  Fichte 
gehört  vielmehr  zu  jener  Gruppe  von  Denkern,  die  seit  Francois 
Quesnay,  gemäss  und  in  weiterer  Konsequenz  der  Forderung  des 
Hobbes,  auch  die  gesellschaftlichen  und  ökonomischen  Zustände 
einer  mathematisch-demonstrativen,  bezw.  abstrakt-isolierenden  oder 
begrifflich-exakten  Behandlung  —  in  verschiedenen  Nuancen  und 
mit  grösserem  oder  geringerem  Geschick  —  unterziehen. 22 
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II.  Die  naturrechtliche  Vertragstheorie  bis  auf  Fichte. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  Fichte  den  Ursprung  oder 
richtiger  den  Rechtsgrund  des  Staates  auf  die  vertragsmässige  Ver- 
einigung der  bisher  unorganisierten  Individuen  zurückführt.  Es  ist 
dies  die  Vertragstheorie  der  Naturrechtslehre,  der  eine  Reihe  der 
bedeutendsten  Denker  aller  Zeiten  anhingen  und  die  auf  die  Ge- 
staltung und  Entwicklung  des  modernen  Staates  die  denkbar  grösste 
Wirkung  ausgeübt  hat.  Die  Spuren  dieser  Theorie  liegen  weit 
zurück  und  sind  bereits  im  Altertum  in  mehr  oder  weniger  voll- 
kommener Ausbildung  anzutreffen,  so  sehr  auch  der  antike  Staats- 
begriff im  allgemeinen  den  vollendetsten  Gegensatz  zu  dieser  Auf- 
fassung bildet. 

Im  folgenden  soll  der  Versuch  gemacht  werden,  einen  kurzen 
historischen  Abriss  dieser  Theorie  zu  geben,  damit  so  ein  Masstab 
gewonnen  wird  für  die  Beurteilung  der  Leistung  Fichtes  auf  diesem 
Gebiete.  Dabei  können  natürlich  nur  die  hauptsächlichsten  und 
bedeutendsten  Vertreter  dieser  Theorie  herangezogen  werden. 

Schon  bei  den  Sophisten  tritt  diese  Theorie  als  Reaktion  gegen 
die  bestehenden  Zustände  auf.  Wie  der  objektive  Wert  und  der 
Wahrheitsgehalt  aller  Erkenntnis  in  dem  bekannten  «  homo-mensura- 
Satz »  des  Protagoras  («Der  Mensch  ist  das  Mass  aller  Dinge;  der 
Seienden,  dass  sie  sind;  der  Nichtseienden,  dass  sie  nicht  sind»), 
klipp  und  klar  geleugnet  ist,  indem  erklärt  wird,  dass  die  Form, 
wie  uns  die  Dinge  der  Aussenwelt  erscheinen,  lediglich  und  aus- 
schliesslich durch  das  Subjekt,  d.  h.  durch  die  Empfindungen  der 
Einzelindividuen  und  nicht  durch  die  allgemeinen  und  notwendigen 
Eigenschaften  des  Menschen  bedingt  ist 23  —  so  ist  damit  auch  die 
Kritik  und  der  Zweifel  an  dem  absoluten  Wert  der  bestehenden 
öffentlichen  Zustände  gegeben;  denn  die  Beurteilung  des  Gegebenen 
muss  konsequenterweise  ebenso  subjektiv  sein,  wie  seine  Erkenntnis. 
Hippias  bringt  die  Opposition  gegen  die  bestehenden  Zustände  zum 
Ausdruck,  indem  er  die  Unterscheidung  aufstellt  zwischen  mensch- 
licher Satzung  und  Naturrecht.  Vom  Standpunkte  der  späteren 
Vertragstheorie  aus,  die  nicht  nur  keinen  Gegensatz  kennt  zwischen 
der  freiwilligen  staatlichen  Verbindung  der  Menschen  und  dem 
Naturrecht,  sondern  sogar  die  vertragsmässige  Vereinigung  der 
Individuen  als  notwendige  Folge  und  Form  des  Naturrechts  hin- 
stellt, sollte  man  meinen,  dass  jene  gegensätzliche  Unterscheidung 
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der  Sophisten  für  die  Aufstellung  der  Vertragstheorie  ungünstig 
gewesen  wäre.  Dies  trifft  jedoch  nicht  zu.  «Schon  Protagoras 
sieht  den  Ursprung  des  Staates  in  einem  äftgolCeofiai,  einem  sich 
Versammeln  der  Menschen,  und  Plato  lässt  die  Sophisten  den 
Gedanken  entwickeln,  dass  durch  freiwillige  Uebereinkunft  die 
Menschen  sich  gegen  das  Unrechttun  zu  sichern  beschlossen 
hätten.  »  24  Man  darf  eben  nicht  vergessen,  dass  die  Sophisten  in 
Opposition  zum  Staate  standen,  so  dass  ihre  Vertragstheorie  nicht, 
wie  in  der  späteren  Naturrechtslehre,  den  Rechtsgrund  des  Staates, 
sondern  lediglich  und  ausschliesslich  den  Ursprung  desselben  er- 
klären sollte.  Uebrigens  ist  diese  Unterscheidung  auch  vom  Stand- 
punkte des  Vertrags  als  Rechtfertigung  des  Staates  insofern  zu- 
lässig und  berechtigt,  als  sie  das  Verhältnis  des  Dualismus,  des 
et-et,  nicht  aber  das  kontradiktorischer  Begriffe,  des  aut-aut  zwischen 
dem  absolut  besten,  schlechthin  idealen  und  natürlichen  Ordnung 
der  Dinge  und  der  positiven,  von  Menschen  geschaffenen,  von  den 
realen  Zuständen  und  politischen  Bewegungen  bestimmten  und 
daher  nur  relativ  gültigen  Ordnung  zum  Ausdruck  bringt.  Die 
beiden  Ordnungen  schliessen  einander  keineswegs  aus,  vielmehr 
bedingen  und  ergänzen  sie  sich  gegenseitig.  Die  positive  Ordnung 
soll  sich  die  natürliche  zur  Richtschnur,  zum  Musterbild  nehmen 
und  sich  die  Aufgabe  stellen,  dieselbe  allmählich  und  soweit  mög- 
lich zu  verwirklichen.  In  diesem  Sinne  ist  der  Dualismus  bei  Plato 
zwischen  dem  absolut  besten,  der  Ideenlehre  adäquaten,  gesell- 
schaftlichen Zustand,  wie  er  in  der  « Republik  »  zum  Ausdruck 
kommt,  und  dem  tatsächlichen  oder  zweitbesten,  der  Erscheinungs- 
welt entsprechenden,  Zustand  in  der  Fassung  der  «Gesetze»  zu 
verstehen.  Dieser  Dualismus  kehrt  in  der  Geschichte  des  mensch- 
lichen Denkens  häufig  wieder.  Bei  Augustin  heisst  er  «civitas 
Dei»  und  «civitas  terrena»,  bei  Hugo  Grotius  —  «jus  naturale > 
und  «jus  civile»,  bei  den  Physiokraten  —  ordre  positif  und  ordre 
naturel  und  bei  Fichte,  wie  wir  noch  sehen  werden,  Politik  und 
Rechtslehre. 25 

Von  den  Philosophen  des  Altertums  kommen  als  Vorläufer 
des  Naturrechts  und  der  Vertragslehre  des  ferneren  in  Betracht  die 
Stoiker  und  die  Epikureer.  So  sehr  diese  beiden  Schulen  sich  nicht 
nur  in  ihrem  allgemeinen  philosophischen  Standpunkt,  sondern  auch 
in  der  Auffassung  des  Staats  und  der  Gesellschaft  unterscheiden, 
so  arbeiteten  sie  doch  in  gleicher  Weise   den   erwähnten  Theorien 
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vor.  Den  Stoikern  gebührt  das  Verdienst,  den  Begriff  des  Natur- 
rechts zuerst  ausgebildet  zu  haben,  wie  sie  denn  überhaupt  ein 
tieferes  Verständnis  für  die  Natur  des  Menschen  zeigten  und  die 
Forderung  aufstellten,  die  tatsächlichen  Zustände  derselben  anzu- 
passen. 26  Im  Gegensatz  zu  ihnen  vertreten  die  Epikureer  den 
Standpunkt,  dass  das  Recht  nicht  auf  die  Natur,  sondern  auf  mensch- 
liche Satzung  zurückzuführen  ist.  Der  Staat  ist  aus  einem  utili- 
tarischen  Vertrag  entstanden. 27  (Gewöhnlich  wird  diese  Anschauung, 
die  von  den  sozialen  Atomen,  den  ursprünglich  unverbundenen 
Individuen  ausgeht,  als  blosse  Konsequenz  ihrer  mechanich-atomi- 
stischen  Naturlehre  hingestellt.  So  nach  Jellinek. 28  Demgegenüber 
glaubt  Lange  29  einer  allzu  engen  Verbindung  dieser  individualistischen 
Vertragslehre  mit  dem  Atomismus  der  Naturlehre  entgegentreten 
zu  müssen.)  «Die  Gerechtigkeit  existiere  nicht  an  und  für  sich,  sie 
sei  nichts  absolutes  (ob  xi  xad"  avro).  Sie  bestehe  vielmehr  in  den 
gegenseitigen  Verträgen  und  entstehe  überall,  wo  man  sich  gegen- 
seitig verpflichtet,  einander  nicht  Schaden  zuzufügen».30 

Haben  wir  also  hier  schon  die  mechanich-atomistische  Staats- 
auffassung, die  vom  Individuum  ausgeht  und  den  Staat  als  künst- 
liche, auf  einem  bewussten  Willensakte  der  bisher  isolierten  Ein- 
zelnen beruhende  Gesellschaft  betrachtet  —  so  ist  diese  Anschauung 
doch  nichts  weniger  als  charakteristisch  für  den  antiken  Staatsbe- 
griff. Schon  die  ganze  Richtung  des  hellenischen  Denkens  bildet 
den  schroffsten  Gegensatz  zu  dieser  Ansicht.  Der  griechische  Philosoph 
betrachtete  die  Dinge  weniger  vom  mechanisch- causalen  als  vom 
ästhetisch-teleologischen  Gesichtspunkte  aus.  30 a  Das  Universum  war 
für  ihn  ein  Kunstwerk,  das  nicht  zergliedert  und  in  seine  Elemente 
zerlegt  werden  darf,  sondern  in  seiner  Totalität  geschaut  und 
betrachtet  werden  muss ;  es  war  für  ihn  ein  Organismus,  bei  dem 
das  Ganze  früher  ist  als  seine  Teile,  und  dessen  Glieder  im  Dienste 
des  Ganzen  stehen  und  seine  Zwecke  erfüllen.  Diese  Betrachtungs- 
weise wurde  auch  auf  den  Staat  übertragen.  Der  Staat  galt  als 
jLiaxQdv&Qcojiog,  als  Organismus  im  Grossen.  Nicht  ein  Aggregat 
früher  zerstreuter  Atome,  nicht  ein  künstlich  erzeugtes  Produkt  der 
Individuen  ist  der  Staat,  sondern  ein  ursprüngliches  Wesen,  das  von 
der  menschlichen  Natur  unzertrennbar  ist,  ja  sogar  die  unerlässliche 
Bedingung  aller  individuellen  Existenz  überhaupt  ist.  Die  politische 
Konsequenz  dieser  Auffassung  ist  klar.  Das  Gemeinwesen,  das  ein- 
heitliche Ganze  ist  mehr  als  die  Summe  seiner  Glieder ;  diese  spielen 


—    18  — 


eine  untergeordnete  Rolle,  das  Individuum  hat  sich  unbedingt  den 
Zwecken  des  Ganzen  zu  unterwerfen. 

Die  theoretischen  Vertreter  und  Wortführer  dieser  Auffassung 
waren  Männer,  die  vermöge  ihres  Ansehens  und  ihrer  Autorität 
das  gesamte  Mittelalter,  ja  vielfach  sogar  die  neuere  und  neueste 
Zeit  beherrschen  sollten.  Keine  geringeren  als  Plato  und  Aristoteles 
waren  es,  die  die  Lehre  aufstellten,  dass  der  Staat  nicht  als 
künstlicher  Mechanismus,  sondern  als  einheitlicher,  dem  mensch- 
lichen analoger  Organismus  aufzufassen  ist.  Er  ist  ein  ursprüng- 
liches, vom  menschlichen  reflektierenden  Bewusstsein  unabhängiges 
Institut.  Der  Platonische  Staat  soll  demnach  «ein  harmonisches 
Ganzes  sein,  in  welcher  Harmonie  nur  jeder  Einzelne  einen  Ton 
immer  anzustimmen  hat.  Auf  Kosten  der  Harmonie  des  Ganzen 
wird  jede  Person  nur  ein  einzelner  Ton  in  der  Harmonie,  weshalb 
auch  alles  Private  darin  verschwinden  soll,  damit  jeder  nur  eine 
Kraft  des  Ganzen  repräsentiert,  das  allein  leben  und  existieren 
soll.»31  Und  wie  beim  menschlichen  Organismus  das  Ganze  früher 
ist  als  seine  Teile,  so  behauptet  Aristoteles  auch  vom  Staate : 
„Kai  jiqotsqov  örj  rfj  cpvoei  nohq,  ij  öixta  xai  k'xaorog  f\fjiwv  |or/." 
(«Früher  aber  ist  von  Natur  der  Staat  als  die  Associationen  und 
jeder  von  uns.»)32 

Diese  Auffassung  wiegt  bei  den  Staatstheoretikern  des  Mittel- 
alters vor,  welche  politische  Tendenz  sie  auch  verfolgen  mögen. 
Man  findet  sie  beim  extremsten  Vertreter  der  kirchlichen  Ober- 
herrschaft über  den  Staat,  Johann  von  Salisbury,  Bischof  von  Chartres 
(1115 — 1180),  sie  kehrt  bei  Thomas  von  Aquino  wieder,  der  aus 
der  Analogie  von  Staat  und  Organismus  die  soziologische  Kon- 
sequenz zieht,  dass  die  Menschen  von  Natur  aus  ungleich  sind  und 
es  im  Staate  bleiben  müssen, 33  ja  sie  kommt  sogar  bei  dem  kühnen 
Wortführer  der  Volkssouveränität,  Marsilius  von  Padua  vor.  34 

Die  Autorität  des  Aristoteles  war  es,  die  —  wie  Jellinek  aus- 
führt, ebenso  wie  «die  kirchliche  Anschauung,  die  den  Grund  des 
Staates  in  einem  durch  die  Erbsünde  bedingten  übermenschlichen 
Willensakte  erblickt,  daher  menschlichen  Willen  nicht  als  einzige 
Basis  des  Staates  anzuerkennen  vermag»,35  —  einer  prinzipiellen 
Durchbildung  der  Vertragslehre  im  Wege  stand,  obgleich  es  an 
Versuchen  und  Anläufen  zu  einer  solchen  Theorie,  vornehmlich 
unter  dem  Einfluss  alt-jüdischer  Vorstellungen  nicht  fehlte.36  Zu 
einer  konsequenten  Durchbildung   konnte  diese  Theorie  im  Mittel- 
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alter  schon  deshalb  nicht  gelangen,  weil  sie  notwendig  zu  der  Lehre 
von  der  Souveränität  des  Individuums  als  Quelle  aller  Organisation 
und  gesellschaftlicher  Ordnung  hätte  führen  müssen. 37  Erst  durch 
die  Renaissance  und  die  Reformation  war  mit  der  geistigen  und 
religiösen  Emanzipation  des  Individuums  der  Boden  geschaffen,  auch 
für  politische  Doktrinen,  die  das  Individuum  in  den  Vordergrund 
der  Betrachtung  rückten.  Jellinek 38  führt  den  interessanten  Nach- 
weis, dass  die  demokratischen  Ideen  der  französischen  Revolution, 
wie  sie  in  der  Erklärung  der  «Menschenrechte»  niedergelegt  sind, 
nicht,  wie  üblich  angenommen  wird,  von  Rousseaus  «contrat 
social»,  oder  von  der  Unabhängigkeitserklärung  der  nordamerika- 
nischen Union  stammen,  sondern  auf  die  den  Verfassungen  der 
amerikanischen  Einzelstaaten  voranstehenden  « Declarations  of  Rights» 
oder  «  Bills  of  Rights  »  zurückgehen,  die  ihrerseits  wiederum  nur  die 
kongregationalistische  und  independentische  Uebertragung  der  demo- 
kratischen Gedanken  der  reformierten  Gemeindeverfassung  auf  den 
Staat  bedeuten  und  in  dem  Gedanken  gipfeln,  dass  der  Staat 
«das  Resultat  eines  Vertrages  der  ursprünglich  souveränen 
Individuuen  sei,  die  in  dem  Akt  des  Vertragsabschlusses  durch 
freien  Willen  ein  göttliches  Gebot  vollziehen».39  «Die  Idee,  unver- 
äusserliche, angeborene,  geheiligte  Rechte  des  Individuums  gesetz- 
lich festzustellen,  ist  nicht  politischen,  sondern  religiösen  Ursprungs. 
Was  man  bisher  für  ein  Werk  der  Revolution  gehalten  hat,  ist  in 
Wahrheit  eine  Frucht  der  Reformation  und  ihrer  Kämpfe».40 

Diese  ganze  schottisch-englisch-amerikanische  Bewegung,  die 
ihren  theoretischen  Ausdruck  bereits  in  der  Kirchenlehre  Richard 
Hookers  Al  findet,  war  von  grossem  Einfluss  auf  die  Ideen  von  Hobbes 
und  Locke,  die  die  Vertragstheorie  auf  ihre  wissenschaftliche  Höhe 
bringen  sollten.  —  Weniger  als  Hobbes  und  Locke  kommen  ihre 
älteren  Zeitgenossen  auf  dem  Kontinent,  Althusius  und  Hugo  Grotius 
für  die  Vertragstheorie  in  Betracht.  Bei  Althusius  (1557 — 1638) 
den  Gierke 42  als  Schöpfer  der  modernen  Vertragstheorie  hinstellen 
zu  sollen  glaubt,  ist  mehr  die  Lehre  vom  Herr schaf tsvertrag,  der 
das  Verhältnis  des  Königs  zum  Volke  feststellt,  als  die  des  eigent- 
lichen Gesellschaf 'tsvertrags,  als  Ursprung  des  Staates  behandelt.  Er 
lehrt  zwar  wie  die  späteren  Vertragstheoretiker  die  Souveränität 
des  Volkes,  als  Träger  der  Vereinigung,  der  Staat  geht  aber  nicht 
unmittelbar  aus  dem  Willen  des  Individuums  hervor,  sondern  baut 
sich  auf  den  engeren  Vereinigungen  der  Familie,   der  Korporation, 
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der  Gemeinde  und  der  Provinz  auf. 43  Grössere  Verdienste  als 
Althusius  hat  sich  um  das  Naturrecht  Hugo  Grotius  (1583 — 1645) 
erworben.  Er  vollzog  zuerst  die  Befreiung  der  Rechtslehre  von 
der  Theologie;  er  führte  die  Unterscheidung  zwischen  Natur  und 
Satzung,  zwischen  positivem,  aus  geschichtlichen  politischen  Be- 
wegungen hervorgegangenen  und  natürlichem,  d.  h.  im  Wesen  der 
menschlichen  Natur  begründetem  Recht  —  eine  Unterscheidung, 
die  auf  die  römischen  Rechtslehrer  und  die  stoische  Philosophie 
zurückgeht  und  die  später  das  ganze  Aufklärungszeitalter,  ja  sogar 
die  neueste  Philosophie  bis  Kant  und  Fichte  beherrschen  sollte  — 
energisch  durch.  Nur  das  Naturrecht  ist  Gegenstand  der  philo- 
sophischen Betrachtung;  es  ist  ewig  unwandelbar,  unvergänglich  und 
kann  nur  zeitweilig  unterdrückt,  aber  nicht  aufgehoben  werden. 
Den  Staat  leitet  Grotius  von  einem  Vertrag  ab,  der  aus  der  geselligen 
Natur  des  Menschen  und  seinem  Trieb  zur  geordneten  Gemein- 
schaft hervorgegangen  sei.  44  Von  einer  methodischen  Durchbildung 
der  Vertragslehre  ist  aber  auch  Grotius  weit  entfernt. 40 

Weit  tiefer  und  systematischer  ist  die  Vertragslehre  Dei  Hobbes 
gefasst.  Seiner  allgemeinen  mechanisch-atomistischen  Naturauffassung 
gemäss  geht  er  auch  in  der  Ableitung  des  Staates  vom  sozialen 
Atom,  vom  Einzelindividuum  aus.  Die  menschlichen  Handlungen  sind 
ebenso  notwendig  und  unterliegen  ebenso  der  mechanischen  Kausalität 
wie  alles  Geschehen  in  der  Natur;  sie  sind  daher  ebenso  wie  die 
Naturerscheinungen  einer  mathematisch-demonstrativen  Behandlungs- 
weise  fähig.  Alles  Tun  und  Treiben  der  Menschen  beruht  auf  einer 
«Mechanik  der  Begebungen».  Die  Grundkraft  derselben  ist  der 
Selbsterhaltungstrieb,  der  krasseste  Egoismus,  der  im  schroffsten 
Gegensatz  zu  den  fremden  Interessen  steht.  Das  von  Aristoteles 
und  Grotius  behauptete  Geselligkeitsbedürfnis,  die  natürliche  Neigung 
zum  Staatsleben  leugnet  Hobbes  ebenso,  wie  die  von  Aristoteles 
vertretene  natürliche  Ungleichheit  der  Menschen.  Nur  aus  Furcht 
und  Not  treten  die  Menschen  zu  staatlichen  Organisationen  zu- 
sammen. Im  Naturzustand  herrscht  ein  Krieg  aller  gegen  alle. 
Um  aus  diesem  Zustand  herauszukommen,  schaffen  die  Menschen  in 
einem  freien  bewussten  Willensakte  den  Staat.  Sie  schliessen  einen 
Vertrag  zu  gegenseitigem  Schutz  und  setzen  einen  absoluten  Herrscher 
ein,  der  mit  den  weitgehendsten  Vollmachten  ausgestattet  wird, 
damit  er  den  zügellosen  Egoismus  aller  Einzelnen  niederhalten  kann. 
Die  atomistische  Masse  wird  im  Staate  zu  einer  Einheit.    Der  Staat 
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ist  gleichsam  ein  grosser  ge wölbeförmiger  Bau,  in  welchem  die 
einzelnen  Steinmassen  nach  dem  Gesetze  des  Parallelogramms  der 
Kräfte  einander  stützen  und  tragen,  indem  sie  einander  hemmen 
und  in  ihren  Wirkungen  einschränken.  Diese  Staatseinheit  entsteht 
durch  den  Vertrag,  dessen  Formel  so  lautet :  « Ego  huic  homini, 
vel  huic  coetui,  autoritatem  et  .jus  raeum  regendi  meipsum  concedo, 
ea  conditione,  ut  tu  quoque  tuam  autoritatem  et  jus  tuum  tui  regendi 
in  eundem  transferas».  «Atque  haec  est  generatio  magni  illius 
Leuiathan,  vel  ut  dignius  loquar,  mortalis  Dei.»46  Dieser  Vertrag 
ist  also  Gesellschafts-  und  Unterwerfungsvertrag  zugleich.  Hobbes 
denkt  aber  dabei  ebensowenig  wie  später  Rousseau  und  Fichte  an 
einen  historischen  Vertrag.  Der  historisch  gebildete  Staat  ist  nicht 
durch  Vertrag  entstanden,  sondern  beruht  auf  Gewaltverhältnissen. 
Den  Vertragsstaat  (civitas  constitutiva)  den  Hobbes  ausdrücklich  von 
jenem  unterscheidet,  hat  der  Forscher  nicht  aus  der  Geschichte, 
sondern  aus  der  menschlichen  Natur  abzuleiten. 47 

Man  sieht  also  hier  die  Hauptgedanken  des  Naturrechts  aus- 
gebildet und  logisch  entwickelt.  Der  Staat  ist  ein  Vertrag  und 
Recht  ist  dasjenige,  was  in  diesem  Vertrag  niedergelegt  ist.  Anders 
aber  als  nach  manchem  seiner  Nachfolger,  die  sich  gleichfalls  auf 
die  Natur  berufen,  hat  nach  Hobbes  der  Mensch  im  ursprünglichen 
staatenlosen  Zustand  so  viel  Recht  als  Macht  und  Gewalt.  Unrecht 
kann  man  nur  gegen  denjenigen  begehen,  mit  dem  man  einen  Ver- 
trag geschlossen.  Daraus  folgt,  dass  der  Staat  nicht,  wie  wir  es 
bei  Spinoza  und  Fichte  sehen  werden,  das  verwirklichte,  sondern 
das  aufgehobene  Naturrecht  ist, 48  welches  alles  erlaubt,  was  in  der 
Machtsphäre  des  Einzelnen  liegt.  Ein  Erlaubt  und  Verboten  gibt 
es  nur  im  Staate,  der  einen  bestimmten  Masstab  für  Gut  und  Böse 
schafft.  Somit  ist  aber  auch  die  vollständige  Trennung  vom  Rechts- 
und Sittengesetz  gegeben,  eine  Trennung,  die  später  bei  Rousseau 
in  Wegfall  kam  und  auch  von  Fichte,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
nur  sehr  bedingt  anerkannt  wurde. 

An  dieser  Stelle  verdient  noch  der  Einfluss  erwähnt  zu  werden, 
den  Hobbes  auf  die  klassische  Nationalökonomie  ausgeübt  hat.  Dieser 
zeigt  sich  nicht  allein  in  der  mathematisch-abstrakten  Methode,  der  die 
Jünger  der  sog.  Smithschen  Schule  im  Gegensatz  zu  ihrem  Meister 
anhingen,  sondern  auch  in  der  moralphilosophischen  Grundanschauung, 
wonach  der  Egoismus  die  einzige  Triebkraft  der  menschlichen  Hand- 
lungen ist ;    eine  Anschauung,  die  bei  Mandeville  bis  zur  äussersten 
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Konsequenz  getrieben  worden,  und  die  trotz  der  Opposition  der 
neuplatonischen  Schule  von  Cambridge  (Cudworth  und  Henri  More) 
und  eine  Reihe  anderer  moralphilosophischer  Schriftsteller  (Cumber- 
land,  Shaftesbury,  Butler,  Hutcheson,  Ferguson)  auf  die  klassische 
Nationalökonomie  übergegangen  ist. 4&. 

Sehr  nahe  der  Hobbes'schen  Staatslehre  und  doch  verschieden 
von  ihr  ist  die  des  Spinoza. 50  Auch  sein  Staatsbegriff  ist  rein 
natürlich  und  unterliegt  der  mechanischen  Kausalität.  Die  Formen 
der  Gesellschaft  und  der  Staatsordnung  resultieren,  wie  dies  bei 
Spinozas  Naturalismus  selbstverständlich  ist,  mit  Naturnotwendigkeit 
aus  den  wirklichen  Bedingungen  des  Lebens.  Alle  gesellschaftliche 
Ordnung  besteht  in  Rechten,  die  das  Zusammenleben  und  Zusammen- 
wirken der  Individuen  regulieren.  Diese  Rechte  müssen  also  die 
Natur  zu  ihrer  Quelle  haben;  sie  müssen  durch  Naturgesetze  be- 
gründet sein.  « Unter  dem  Rechte  der  Natur  verstehe  ich  die 
Naturgesetze  selbst,  oder  die  Regeln,  nach  denen  alles  geschieht, 
d.  i.  die  eigene  Macht  der  Natur;  darum  erstreckt  sich  in  der 
ganzen  Natur  und  folglich  in  iedem  einzelnen  Individuum  das 
natürliche  Recht  so  weit  als  die  Macht.  Was  mithin  jeder  einzelne 
Mensch  kraft  seiner  Naturgesetze  vollbringt,  das  tut  er  mit  abso- 
lutem Naturrecht,  und  sein  Recht  auf  die  Natur  wiegt  nach  dem 
Masse  seiner  Macht».  51 

Man  sieht  hier  die  nahe  Verwandtschaft  mit  Hobbes,  der  gleich- 
falls alle  theologischen  und  moralischen  Staats  begriffe  ablehnt  und 
den  Staat  lediglich  aus  Naturgesetzen  zu  erklären  sucht.  Während 
aber  Hobbes  nur  den  natürlichen  Grund  des  Staates,  nicht  aber 
seine  natürliche  Verfassung  ableitet  —  diese  ist  bei  ihm  mit  der 
Willkür  des  Fürsten  identisch  —  sucht  Spinoza  die  Gesetzmässigkeit 
und  die  Notwendigkeit  alles  Naturgeschehens  auch  auf  diese  zu 
übertragen. 52 

Das  Naturrecht  des  Menschen  ist  sein  naturgesetzliches  Handeln: 
es  besteht  in  seinen  Affekten  und  reicht  soweit  als  seine  Macht. 
Von  Natur  aus  ist  der  Mensch  reiner  Egoist,  den  nichts  als  seine 
eigene  Selbsterhaltung  («suum  esse  conservare »)  angeht  und  der 
mit  der  äussersten  Rücksichtslosigkeit  seine  selbstsüchtigen  Zwecke 
verfolgt.  («Homines  ex  natura  hostes».)  Dies  führt  im  staatenlosen 
Zustand  zu  einem  Kriege  aller  gegen  alle,  der  die  Unsicherheit, 
Furcht  und  daher  auch  Ohnmacht  aller  zur  Folge  hat.  Somit  wird 
aber  das  Naturrecht  selbst,   welches  mit  der  Naturmacht  identisch 
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ist,  aufgehoben.  Es  stellt  sich  das  Bedürfnis  ein  nach  Aufrecht- 
erhaltung und  Sicherung  des  Naturrechts.  Zu  diesem  Zwecke 
kommt  eine  friedliche  Vereinigung  aller  zu  stände;  durch  Vertrag 
wird  eine  gemeinsame  Macht,  der  Staat  geschaffen,  der  für  den 
Schutz  und  die  Wahrung  der  Rechte  der  Individuen  zu  sorgen  hat. 
Im  Staate  sollen  die  Gefahren,  nicht  aber  die  Rechte  des  Natur- 
zustandes aufgehoben  werden;  der  Staat  ist  vielmehr  die  notwendige 
Folge  und  Form  des  naturrechtlichen  Lebens.  Und  hierin  liegt  der  grosse 
Unterschied  gegen  Hobbes,  den  Spinoza  selbst  nachdrücklich  hervor- 
hebt. «  Discrimen  inter  me  et  Hobbesium  in  hoc  consistit,  quod  ego 
jus  naturale  Semper  sartum  tectum  conservo.»53  Und  an  anderer 
Stelle:  «Das  Naturrecht  des  Einzelnen,  wenn  man  die  Sache  richtig 
erwägt,  wird  im  Staate  nicht  aufgehoben.  Der  Mensch  handelt 
sowohl  im  natürlichen,  als  auch  im  bürgerlichen  Leben  nach  den 
Gesetzen  seiner  Natur  und  sorgt  für  das  eigene  Wohl;  er  wird, 
behaupte  ich,  in  beiden  Zuständen  von  Hoffnung  und  Furcht  geleitet, 
das  eine  zu  tun  und  das  andere  zu  lassen ;  der  hauptsächlichste 
Unterschied  besteht  nur  darin,  dass  im  Staate  alle  dasselbe  fürchten 
und  darum  die  gemeinsame  Sicherheit  zum  Objekt  ihres  Strebens 
und  zur  Regel  ihres  Verhaltens  machen. »  54  Auch  hier  also  die 
scharfe  Abscheidung  des  Rechts  gegen  die  Moral.  Die  Rechts- 
gemeinschaft  als    solche  hat  mit  sittlichen  Motiven   nichts  zu  tun. 

Die  Form  oder  die  Verfassung  der  staatlichen  Vereinigung 
muss  ihrem  Zwecke,  der  Wahrung  der  Rechte  aller,  entsprechen 
und  darf  daher  nicht,  wie  Hobbes  es  haben  will,  die  absolutistische 
sein,  bei  welcher  nur  die  Rechte  eines  einzigen  Individuums  zur 
Geltung  kommen.  Der  vollkommene,  der  natürlichen  Freiheit  des 
Menschen  adäquate  Rechtszustand  ist  die  Demokratie. 55 

Auch  das  Verhältnis  von  Staat  und  Individuum  ist  bei  Spinoza 
ein  anderes  als  bei  Hobbes.  Spinoza  lehnt,  ähnlich  wie  später 
Fichte,  das  völlige  Aufgehen  des  Individuums  in  den  Staat,  das 
von  Hobbes  postuliert  worden  war,  ab.  « Es  gibt  vieles,  das  ich 
nur  mit  Hülfe  der  Gesellschaft  erreichen  kann,  die  Befriedigung 
meiner  äusseren  Bedürfnisse,  die  Sicherung  meines  äusseren  Daseins; 
in  dieser  Rücksicht  gehört  mein  Leben  ganz  in  die  Sphäre  des 
Staates  und  ich  befinde  mich  unter  dem  Zwange  seiner  Gesetze; 
es  gibt  anderes,  das  ich  entweder  gar  nicht  vermag,  oder  aus  mir 
selbst  vollbringen  muss,  wobei  ich  weder  unterstützt,  noch  ersetzt 
werden  kann  durch  ein  anderes  Individuum,  sondern  schlechthin  auf 
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die  selbsteigene  Kraft  allein  angewiesen  bin:  in  dieser  Rücksicht 
beschreibt  mein  Leben  seine  eigentümliche  Spähre,  welche  sich 
ihrer  Natur  nach  von  der  gesellschaftlichen  ausschliesst.  » 56 

Auch  in  diesem  Punkte  ist  Spinoza  konsequenter  als  sein  eng- 
lischer Vorgänger.  Die  Behauptung  der  Rechte  des  Individuums 
und  seiner  besonderen  Sphäre  dem  Staate  gegenüber  ist  eine  not- 
wendige Folge  der  mechanischen  Staatsauffassung.  Ist  nämlich  der 
Staat  ein  künstliches,  auf  einem  bewussten  Willensakt  beruhendes 
—  wenn  auch  notwendiges  —  Produkt  der  Menschen,  ist  er  ein 
Erzeugnis  der  Individuen,  so  sind  die  Teile  nicht  nur  früher,  sondern 
auch  wichtiger  als  das  Ganze.  Der  Staat  hat  keinen  unbedingten 
und  uneingeschränkten,  sondern  nur  einen  relativen  Wert.  Er  hat 
die  Aufgabe,  den  Einzelnen  zu  dienen,  den  Rechtszustand,  der  für 
die  Selbsterhaltung  der  Individuen  notwendig  ist,  zu  sichern:  der 
Einzelne  hat  nur  das  an  den  Staat  zu  leisten,  was  zur  Erhaltung 
des  Ganzen  nötig  ist.  Darüber  hinaus  gehen  die  Aufgaben  und 
Befugnisse  des  Staates  nicht.  Der  Staat  ist,  mit  anderen  Worten, 
Rechtsstaat  und  nicht  Kulturstaat.  Hieraus  resultiert  auch  für  Spinoza 
und  seine  Nachfolger  die  Forderung  der  religiösen  Toleranz,  der 
Gewissensfreiheit,  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche,  u.  s.  w.  Auf 
dieser  Voraussetzung  beruht  auch  die  später  bisweilen  in  missver- 
standener Konsequenz  der  Naturrechtslehre  aufgestellte  Forderung 
der  weitgehendsten  Freiheit  des  Individuums  und  des  absoluten 
«laisser  faire,  laisser  passer»  auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete, 
wie  sie  in  der  sog.  Manchesterschule  und  bei  Wilhelm  von  Hum- 
boldt57  auftritt. 

Auf  dem  Standpunkt  der  naturrechtlichen  Vertragstheorie  steht 
auch  yohn  Locke,  der  Begründer  des  modernen  Konstitutionalismus. 58 
Auch  nach  ihm  werden,  wie  nach  Spinoza,  die  Naturrechte  durch 
den  Staatsvertrag  nicht  aufgehoben,  sondern  geschützt.  Es  bestehen 
aber  doch  wesentliche  Unterschiede  zwischen  dem  Standpunkte 
Lockes  und  demjenigen  seiner  Vorgänger.  Für  ihn  ist  die  Ent- 
stehung des  Staates  durch  einen  Vertrag  eine  geschichtliche  Tat- 
sache ;  er  behauptet,  dass  sich  in  Rom  und  Venedig  und  auch  unter 
den  Indianern  Amerikas  derartige  Anfänge  der  Staaten  entdecken 
lassen. 59  Der  Urzustand  ist  ein  Zustand  vollkommener  Freiheit  und 
Gleichheit,  niemand  ist  von  einem  fremden  Willen  abhängig,  kein 
Mensch  hat  mehr  Macht  und  Befugnisse  als  ein  anderer.  Dieser 
Zustand  ist  an  sich  kein  Kriegszustand,    wie    bei    Hobbes.  Schon 
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im  Naturzustand  herrscht  das  Naturgesetz  oder  die  Vernunft  und 
diese  lehrt  den  Menschen,  seinesgleichen  als  vernünftige  Wesen  zu 
behandeln.60  Niemand  hat  im  Naturzustande  «das  Recht,  sich  selbst 
zu  vernichten  oder  einem  anderen  einen  Schaden  zuzufügen».  «Die 
Natur  lehrt  alle  Menschen,  welche  sich  belehren  lassen  wollen,  dass, 
nachdem  sie  alle  gleich  und  unabhängig  sind,  keiner  dem  andern 
schaden  solle.»01  Da  aber  in  diesem  Zustand  noch  keine  autoritative 
Macht  da  ist,  die  eventuelle  Streitigkeiten  beilegen  könnte,  so  ver- 
einigen sich  die  Menschen  durch  einen  freien  Vertrag  zu  einer 
solchen  Macht,  die  den  gemeinsamen  Willen  repräsentiert.  Dieser 
darf  und  kann  nie  in  Gegensatz  geraten  zur  Freiheit  des  Einzelnen. 
Die  Unterwerfung  unter  die  Staatsgewalt  ist  eine  freiwillige;  poli- 
tische Freiheit  besteht  in  der  freiwilligen  Unterordnung  unter  die 
selbstgeschaffenen  Gesetze. 

Ebensowenig  wie  Locke  ist  sein  Altersgenosse  Samuel  Pufen- 
dorf  originell,  obwohl  die  spätere  Naturrechtslehre,  namentlich  in 
methodologischer  Beziehung  von  ihm  stark  beeinflusst  ist.  Er  kom- 
biniert Grotius  und  Hobbes,  indem  er  den  Egoismus  und  den 
Geselligkeitstrieb  nebeneinander  bestehen  lässt  und  den  vertrag- 
schliessenden  Individuen  des  Naturzustandes  die  Einsicht  zuschreibt, 
dass  der  Selbsterhaltungstrieb  sich  nur  in  der  Befriedigung  des 
Geselligkeitsbedürfnisses  erfolgreich  erfüllen  könne.  Von  diesem 
Gedanken  aus  entwickelt  er  das  ganze  System  des  Naturrechts  als 
eine  logische  Notwendigkeit.  Er  bedient  sich  dabei  der  geome- 
trischen Methode  und  erfüllt  somit  die  bereits  von  Hobbes  auf- 
gestellte Forderung  einer  mathematisch-demonstrativen  Behandlung 
der  Phänomene  der  menschlichen  Gesellschaft.  Bis  und  durch  das 
ganze  achtzehnte  Jahrhundert  hindurch  finden  wir  noch  das  Natur- 
recht in  dieser  Weise  als  mathematisch-demonstrierbare  Wissenschaft 
behandelt.  Bei  Fichte  und  Schelling  lebt  diese  Form  ebenso  wie 
bei  Thomasius  und  Wolff  fort.62. 

Dieser  ausgeprägt  rationalistische  Zug,  der  in  seiner  Methode 
zum  Ausdruck  kommt,  hindert  Pufendorf  jedoch  nicht,  den  Staats- 
vertrag mit  Locke  und  im  Gegensatz  zu  Hobbes  als  historische 
Tatsache  zu  betrachten.  « Obschon  der  meisten  Republiken  oder 
Reiche  Ursprung  unbekannt  ist,  darf  man  doch  nicht  meinen,  als 
wenn  dasjenige  ein  erdichtetes  Märlein  sei,  was  wir  von  denen 
Bündnissen,  woraus  sie  entstanden,  erwähnt  haben.  .  .  .  Man  kann 
übrigens  den  Ursprung  einer  Sache  wohl  durch  vernünftige  Schlüsse 
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und  Gründe  erforschen,  obgleich  nichts  davon  schriftlich  aufgezeichnet 
oder  bekannt  gemacht  worden  ist».63  Wenn  daher  ein  Kommentator 
von  Pufendorf  im  Vertrage  nur  die  logische  Rechtfertigung,  nicht 
aber  den  historischen  Ursprung  des  Staates  erblickt  und  die  Be- 
hauptung aufstellt:  «Die  Sache»  —  d.  h.  die  freiwillige  Einführung 
einer  bürgerlichen  Gesellschaft  durch  Vertrag  —  «hat  in  der  Ein- 
bildung ihre  gewisse  Richtigkeit,  ob  sie  gleich  sich  in  der  Tat  niemals 
oder  sehr  selten  so  ordentlich  zugetragen  hat»  und  weiter:  «Es 
dient  indessen  dergleichen  Vorstellung  dazu,  dass  die  Menschen  die 
Billigkeit  und  Notwendigkeit  der  bürgerlichen  Gesellschaft  er- 
kennen ...»  64  —  so  haben  wir  es  hier  lediglich  mit  der  persön- 
lichen Meinung  des  Kommentators  zu  tun,  die  sich  mit  der  Ansicht 
Pufendorfs  nicht  deckt. 

Eine  weitere  Abweichung  von  Hobbes  zeigt  sich  in  der  Zer- 
legung des  Vertrags  in  drei  Akte.  Hatte  Hobbes  nur  einen 
Vereinigungsvertrag  zwischen  den  Individuen  behauptet,  in 
welchem  die  Unterwerfung  unter  einen  absoluten  Herrscher  bereits 
mitenthalten  ist,  dagegen  aber,  seinem  absolutistischen  Standpunkt 
gemäss,  jedes  Vertragsverhältnis  zwischen  Herrscher  und  Untertan 
entschieden  abgelehnt  —  so  lässt  Pufendorf  den  Uebergang  vom 
Urzustand  in  die  bürgerliche  Gesellschaft  vermittelst  dreier  Verträge 
erfolgen:  eines  Vereinigungsvertrags  zwischen  den  bisher  unorgani- 
sierten Individuen,  wodurch  erst  das  einheitliche  Volk  entsteht, 
eines  Dekretu?n,  welches  den  vom  vereinigten  Volke  gefassten 
Beschluss  über  die  Regierungsform  zum  Ausdruck  bringt,  und  eines 
Unterwerfungsvertrags ,  oder  eines  Vertrags  zwischen  Obrigkeit  und 
Volk,  in  welchem  sich  das  Volk  zu  Treue  und  Gehorsam,  die  Obrig- 
keit zu  rechtschaffener  Regierung  gemäss  der  beschlossenen  Form 
verpflichtet.  05 

Allen  diesen  Theorien  des  Naturrechts,  die  wir  bis  jetzt  zu 
berühren  Gelegenheit  hatten,  ist  es  gemeinsam,  dass  sie  die  Natur 
des  Menschen  zu  ihrem  Ausgangspunkte  nehmen.  «Naturrecht» 
heisst  hier  überall  das  Recht,  wie  es  aus  der  menschlichen  Natur 
notwendig  quillt  und  durch  sie  bedingt  ist.  Ein  Unterschied  be- 
steht nur  in  der  Auffassung  dieser  Natur.  Nach  Hobbes  und  Spinoza 
ist  der  Grundzug  der  menschlichen  Natur  der  Egoismus  und  nur 
ein  negatives  Moment,  die  Furcht  vor  den  anderen  Individuen  und 
den  Unzulänglichkeiten  des  «  bellum  omnium  contra  omnes »  ist  der 
Grund  allen  und  jeden  Rechts  ;  nach  Hugo  Grotius  ist  es  ein  posi- 
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tives  Moment,  das  Geselligkeitsbedürfnis,  das  zur  Bildung  von  Recht 
und  Staat  führt ;  Pufendorf  endlich  kombiniert  beide  Standpunkte 
und  lässt  Recht  und  Pflicht  zugleich  aus  der  Einsicht  in  die  Miss- 
stände des  Naturzustandes  und  in  die  Vorteile  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  entstehen.  In  allen  Fällen  aber  bilden  bestimmte 
Eigenschaften  des  Menschen  den  ^Ausgangspunkt  des  Rechts. 

Diese  Methode,  welche  bestimmte  notwendige  und  allgemein- 
gültige Eigenschaften  des  Menschen  für  das  gesellschaftliche  Zu- 
sammenleben zur  Grundlage  der  naturrechtlichen  Aufgaben  macht, 
hat  den  Fehler,  dass  sie  von  einer  unbewiesenen  und  unbegründeten 
Voraussetzung  ausgeht.  Rudolf  Stammler 66  führt  den  Nachweis, 
dass  in  der  menschlichen  Natur  eine  Grundlage  von  voller  Allgemein- 
gültigkeit für  den  Inhalt  der  rechtlichen  Regelung  keineswegs  zu 
finden  ist.  Alle  Beobachtungen,  die  man  hier  machen  kann,  sind 
bedingt  und  nur  von  Vergleichs  weiser  Allgemeinheit.  Denn  wenn 
man  alle  geschichtlichen  Besonderheiten  in  den  Qualitäten  und 
Grundtrieben  der  Menschen,  wodurch  sie  sich  von  einander  in  der 
Erfahrung  zweifellos  unterscheiden,  streicht,  so  bleibt  überhaupt 
nichts  übrig,  als  physiologische  Anlagen  und  Fähigkeiten,  die  ihrer 
Ausbildung  und  Erziehung  allererst  noch  harren,  um  dann  in  beson- 
deren Beschaffenheiten  und  Fertigkeiten,  die  man  gemeinhin  als 
menschliche  Natur  bezeichnet,  als  relevante  Faktoren  für  das  soziale 
Leben  der  Menschen  aufzutreten.  Die  Fähigkeit  bestimmter  Ziel- 
setzung ist  keine  allgemeine  angeborene  Beschaffenheit  des  Menschen. 
Vernunft  im  Sinne  eines  teleologischen  Verhaltens,  einer  objektiv 
richtigen  Zwecksetzung  und  -Verfolgung  gehört  nicht  zur  Natur, 
die  nur  mechanische  Kausalität  kennt,  und  kann  nicht  in  der  Weise 
als  Attribut  der  menschlichen  Natur  aufgefasst  werden,  dass  sie 
durchgängige  Gültigkeit  beanspruchen  und  eine  allgemeine  unaus- 
bleibliche Art  dieser  Zwecksetzung  zum  Ausdruck  bringen  sollte. 
Denn  die  Tätigkeit  bestimmter  Zielsetzung  und  die  Art  derselben 
hängt  notwendig  ab  von  «zwei  unsteten  und  gleichheitlich  nicht 
zu  fassenden  Faktoren»,  «von  ererbten  subjektiven  Anlagen  und 
von  der  Einwirkung  ungezählter  und  kaum  kontrollierbarer  Einflüsse 
in  planmässiger  oder  unwillkürlicher  Erziehung  und  Ausbildung». 
Auch  als  allgemeingültiges,  mechanisch-kausales  Triebleben,  «wonach 
ein  Mensch  dem  anderen  gegenüber  in  naturgesetzlich  zwingender 
>  Weise  derartig  bestimmt  würde,  dass  die  soziale  Regelung  des- 
Zusammenlebens   damit  als   einer  unveränderlichen  und  zwingend 
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bedingenden  Unterlage  rechnen  müsste»,  kann  der  Begriff  der 
«menschlichen  Natur»  nicht  bestimmt  werden.  Wir  kennen  keinen 
menschlichen  Trieb,  der  mit  der  allgemeinen  Notwendigkeit  einer 
Naturkraft  gelten  und  durch  den  man  ein  einheitliches  unbedingtes 
Prinzip  für  den  richtigen  unverbrüchlichen  Inhalt  des  sozialen 
Wollens  erlangen  könnte.  Der  Egoismus,  der  noch  am  meisten 
Anspruch  auf  allgemeine  Gültigkeit  hat,  genügt  keineswegs  zur 
naturgesetzlichen  Bestimmung  des  sozialen  Verhaltens  des  Menschen. 
Die  Erfahrung  zeigt  uns  eine  grosse  Verschiedenheit  in  der  Stärke 
und  der  Richtung,  in  welcher  der  Einzelne  von  seiner  Eigenliebe 
getrieben  wird;  und  diese  Verschiedenheit  tritt  auch  in  den  dies- 
bezüglichen auseinandergehenden  Ansichten  der  Naturrechtslehrer 
deutlich  zutage. 

Diese  Argumentation  Stammlers,  die  wir  in  knappen  Zügen 
wiederzugeben  suchten,  ist  von  so  überzeugender  Beweiskraft,  dass 
man  wohl  deshalb  die  Methode  des  älteren  Naturrechts  als  ver- 
fehlt bezeichnen  darf.  Wie  es  nach  Ludwig  Stein  67  keine  strengen 
sozialen  Gesetze  etwa  im  Sinne  der  Vertreter  der  organischen 
Methode  in  der  Soziologie,  sondern  nur  Rhythmen,  Typen  und 
Regeln  des  sozialen  Geschehens  gibt,  wie  Wilhelm  Windelband 68 
in  gleichem  Sinne  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen  Geschichte 
und  Natur  darin  sieht,  dass  die  Geschichte  das  Reich  der  Zwecke, 
während  die  Natur  das  Reich  der  Gesetze  ist;  so  kann  auf  dem 
Gebiete  des  menschlichen  Zusammenlebens  und  Zusammenwirkens 
von  einer  «menschlichen  Natur»  im  Sinne  naturgesetzlich  not- 
wendiger und  gewisser  Triebfedern  des  Handelns  nicht  die  Rede 
sein. 

Es  bedeutet  daher  einen  grossen  prinzipiellen  Fortschritt,  wenn 
Rousseau  das  Problem  des  Naturrechts  von  der  Erörterung  der  Natur 
des  Menschen  ganz  ablöst. 6!)  Indem  er  lediglich  und  ausschliesslich 
von  der  Idee  des  Rechts  ausgeht  und  diese  allein  zur  Richtschnur' 
für  Wesen  und  Aufgaben  der  Rechtslehre  nimmt,  leitet  er  eine 
neue  Phase  der  philosophischen  Rechtslehre  ein,  bei  der  die  Bei- 
behaltung der  älteren  Bezeichnung  als  Naturrecht  nur  insofern 
berechtigt  erscheint,  als  damit  die  bleibende  Gesetzmässigkeit  und 
Einheit  des  Rechts  im  Gegensatz  zu  bloss  zufälligen  Einzelheiten 
ausgedrückt  werden  soll.  Wenn  wir  indes  im  folgenden  die  Rechts- 
und Staatsphilosophie  Rousseaus  einer  etwas  eingehenderen  Be- 
trachtung unterziehen,  so  geschieht  dies  weniger  wegen  ihrer  syste- 
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matischen  Bedeutung  und  Originalität,  als  vielmehr  in  Anbetracht 
des  tiefgehenden  Einflusses,  den  Rousseaus  Lehre  auf  Fichte  aus- 
geübt hat. 

Dass  bei  Rousseau  «Naturrecht»  so  viel  bedeutet,  als  die  Natur, 
d.  h.  die  Idee  oder  das  Wesen  des  Rechts,  beweist  schon  der 
Schlusssatz  seiner  Abhandlung  über  die  natürliche  Ungleichheit  der 
Menschen,  in  welchem  behauptet  wird,  es  laufe  « gegen  das  Gesetz 
der  Natur,  dass  ein  Kind  dem  Greise  Befehle  gebe,  dass  der  Tor 
über  den  Weisen  herrsche,  und  dass  ein  Häuflein  Leute  im  Ueber- 
fluss  ersticke,  während  die  ausgehungerte  Menge  das  Nötige  ent- 
behrt». Die  Richtschnur  für  die  Betrachtung  der  Natur  des  Rechts 
ist  für  Rousseau  das  Sittengesetz.  Rousseau  verwahrt  sich  energisch 
gegen  die  willkürliche  Trennung  von  Moral  und  Politik.  «Ceux  qui 
veulent  traiter  separement  la  politique  et  la  morale  n'entendent 
jamais  rien  ä  aucun  d'eux.»70  Dieses  Sittengesetz  bedeutet  aber 
bei  Rousseau  keineswegs,  wie  bei  Fichte,  die  Pflicht  zur  Selbst- 
vervollkommnung und  Entfaltung  der  menschlichen  Natur.  Im 
schroffsten  Gegensatz  zur  Ansicht  Fichtes  betrachtet  er  die  mensch- 
liche Vervollkommnung  als  Entartung,  weil  sie  eine  künstliche 
Ungleichheit  der  Menschen  zur  Folge  habe.  Derselbe  Gegensatz 
zeigt  sich  auch  in  der  Wertung  des  Eigentums.  Während  nach 
Fichte,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  das  Eigentum,  d.  h.  das 
Recht  «Objekte  abschliessend  bestimmen,  nur  nach  seinen  Zwecken 
behandeln  zu  dürfen»,  ein  unverletzliches  Urrecht  des  Einzelnen, 
eine  unerlässliche  Bedingung  der  freien  sittlichen  Persönlichkeit  ist 
—  vertritt  Rousseau  den  entgegengesetzten  Standpunkt.  Ohne  die 
Notwendigkeit  des  Privateigentums  für  die  bürgerliche  Gesellschaft 
bestreiten  zu  wollen, 71  behauptet  er:  «  Le  premier  qui  ayant  enclos 
un  terrein,  s'avisa  de  dire,  ceci  est  ä  moi  et  trouva  des  gens  assez 
simples,  pour  le  croire,  fut  le  vrai  fondateur  de  la  socidte  civile. 
Que  de  crimes,  de  guerres,  de  meurtres,  que  de  miseres  et  d'hor- 
reurs  n'eüt  point  £pargn£s  au  genre-humain  celui  qui,  arrachant  le 
pieux  ou  comblant  le  fosse,  eüt  crie"  ä  ses  semblables :  Gardez  vous 
d'ecouter  cet  imposteur;  vous  etes  perdus  si  vous  oubliez  que  les 
ruits  sont  ä  tous  et  que  la  terre  n'est  ä  personne».72  Es  wäre 
aber  weit  gefehlt,  Rousseau  als  absoluten  Gegner  des  Privat- 
eigentums hinstellen  zu  wollen.  Wenn  auch  Rousseau  mit  Recht 
als  Vorgänger  des  modernen  Sozialismus  betrachtet  wird,  indem  er 
«die  Sache  der  Vielen  gegen  die  Wenigen»   führte,   «die  Schatten- 


30  — 


Seiten  der  von  optimistischen  Nationalökonomen  so  blind  bewun- 
derten Arbeitsteilung»  darlegte  und  der  erste  war,  «der  mit  Klar- 
heit dargetan  hat,  dass  es  eine  soziale  Frage  giebt»73  —  so  war 
er  doch  nicht  Sozialist  in  dem  Sinne,  dass  er  das  Privateigentum 
an  den  Produktionsmitteln  abgeschafft  wissen  wollte.  Gerade  aus 
dem  angeführten  Satze  geht  hervor,  dass  er  sich  die  bürgerliche 
Gesellschaft  ohne  Privateigentum  nicht  denken  konnte.  TschernofF 
hat  daher  Recht,  wenn  er  von  ihm  sagt:74  «Sans  doute,  il  est 
partisan  de  la  propriCtC  dont  le  respect  et  le  maintien  est  un  des 
buts  principaux  de  Tetablissement  des  pouvoirs  publics»  .  .  .  Die 
rechtliche  Begründung  des  Eigentums  in  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft erblickt  Rousseau  in  der  Arbeit :  « C'est  le  seul  travail  qui 
donnant  droit  au  cultivateur  sur  le  produit  de  la  terre  qu'il  a  la- 
boure"e,  lui  en  donne  par  consCquent  sur  le  fonds,  au  moins  jusqu'ä 
la  rCcolte  et  ainsi  d'anne'e  en  annCe  :  ce  qui  faisant  une  possession 
continue  se  transforme  aise'ment  en  propriCte". »  75  Rousseau  fordert 
aber  auch,  wie  später  Fichte,  die  allgemeine  Pflicht  zur  Arbeit. 
«II  n'est  pas  just  que  ce  qu'un  homme  a  fait  pour  la  sociCte,  en 
decharge  un  autre  de  ce  qu'il  leur  doit. » 76 

Bezüglich  der  gesellschaftlichen  Ordnung  stellt  sich  Rousseau 
die  Aufgabe,  zu  erklären,  wie  die  Individuen  zum  Volke,  wie  das 
Volk  zum  Staate  wird.  Er  will  untersuchen,  «ob  es  in  der  bürger- 
lichen Verfassung  irgend  einen  gerechten  und  sicheren  Grundsatz 
der  Verwaltung  geben  kann,  wenn  man  die  Menschen  nimmt,  wie 
sie  sind,  und  die  Gesetze,  wie  sie  sein  sollen».77  Diesen  Grund- 
satz erblickt  er  bekanntlich  im  Staatsvertrag,  den  er  aber  nicht  als 
historisches  Faktum,  sondern  als  idealen  Mas^stab  des  Rechts  auf- 
fasst.  Es  handelt  sich  ihm  nicht  um  die  Erklärung  des  Ursprungs 
des  bestehenden  Staates,  sondern  lediglich  um  die  logische  Be- 
gründung und  Rechtfertigung  des  Staates  schlechthin.  Dies  betont 
Rousseau  selbst,  wie  später  Fichte,  der  hierin  seinen  Spuren  folgt 
und  ihm  diese  Einsicht  als  besonderes  Verdienst  anrechnet,'8  aufs 
nachdrücklichste.  Schon  die  Problemstellung  des  « Contrat  social » 
besagt:  «  Comment  ce  changement »  —  der  Verlust  der  natürlichen 
Freiheit  des  Menschen  —  «s'est-il  fait?  Je  Fignore.  Qiiest  que  peut 
le  rendre.  legitime?  Je  crois  pouvoir  resoudre  cette  question.»79  Die 
Frage,  ob  der  Naturzustand  und  der  isolierte  Naturmensch  jemals 
existiert  haben,  beschäftigt  unseren  Philosophen  überhaupt  nicht. 
Er  bemerkt  ausdrücklich :    « II  ne  faut  pas  prendre  les  recherches 
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dans  lesquelles  on  peut  entrer  sur  ce  sujet  pour  des  ve'rite's  histo- 
riques,  mais  seulement  pour  des  raisonnements  hypothdtiques  et 
conditionnes ». 80  Noch  deutlicher  äussert  er  sich  hierüber  in  dem 
Genfer  Manuskript  des  «Contrat  social»:  «II  y  a  mille  manieres 
de  rassembler  les  hommes,  il  ny  a  qitune  de  les  unir.  C'est  pour 
cela  que  je  ne  donne  dans  cet  ouvrage  quhine  methode  pour  la 
formation  des  sociCtCs  politiques,  quoique  dans  la  multitude  d'ag- 
gregations  qui  existent  actuellement  sous  ce  nom  il  n'y  en  ait  peut- 
etre  pas  deux  qui  aient  etC  formees  de  la  meme  maniere  et  pas 
une  qui  Vait  ete  selon  celle  que  fetablis.  Mais  je  cherche  le  droit 
et  la  raison  et  ne  dispzite  pas  de  faits».81 

Diesen  vernünftigen  Grund  für  Recht  und  Staat  findet  er  nur 
in  der  freien  Uebereinkunft  der  Individuen.  Er  kritisiert  und  ver- 
wirft die  älteren  Staatstheorien  und  gelangt  zum  Ergebnis,  dass  nur 
im  Vertrag  die  Bedingung  für  die  Möglichkeit  der  Gültigkeit  des 
Rechts  überhaupt  gegeben  ist.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  ent- 
steht, wie  Pufendorf  bereits  hervorgehoben  hat,  erst  durch  den 
Vereinigungsvertrag,  durch  den  allein  die  zerstreuten  Individuen 
zu  einem  Volke  werden.  Gegen  Hugo  Grotius,  der  den  Ueber- 
gang  in  den  staatlichen  Zustand  durch  den  blossen  Subjektions- 
vertrag, vermöge  dessen  das  Volk  sich  einem  Herrscher  unterwirft, 
erfolgen  lässt,  bemerkt  er,  diese  Verschenkung  des  Volkes  an  einen 
König  sei  selbst  ein  bürgerlicher  Akt,  der  eine  öffentliche  Beratung 
voraussetze:  «Avant  donc  que  d'examiner  Tacte  par  lequel  un  peuple 
dlit  un  roi,  il  serait  bon  d'examiner  Tacte  par  lequel  est  un  peuple. 
Car  cet  acte  dtant  nCcessairement  antCrieur  ä  l'autre,  est  le  vrai 
fondement  de  la  sociCtC ». 82  Ueberhaupt  verwirft  Rousseau  den 
Subjektionsvertrag,  kraft  dessen  sich  das  Volk  seiner  Freiheit  und 
Souveränität  zu  gunsten  einer  Herrschergewalt  entäussere,  wie  dies 
nach  dem  älteren  Naturrecht,  namentlich  nach  Hobbes,  der  Fall 
ist.  Dem  Volke  steht  die  unbedingte  und  uneingeschränkte  Souve- 
ränität zu.  Der  Akt,  durch  den  ein  Volk  sich  seinen  Häuptern 
unterordnet,  ist  kein  Vertrag,  sondern  ein  Auftrag,  eine  Geschäfts- 
vollmacht, die  der  Auftraggebende,  das  souveräne  Volk,  zu  jeder 
Zeit  einschränken,  modifizieren  oder  zurücknehmen  kann.  Die 
Behauptung  Jellineks,83  Rousseaus  staatsgründender  Vertrag  sei  nur 
scheinbar  reiner  Gesellschaftsvertrag,  bei  näserem  Zusehen  finde 
man  jedoch,  dass  er  ganz  wie  der  Vertrag  des  Hobbes  auch  zu- 
gleich Unterwerfungsvertrag  sei,  ist  daher  nur  insofern  aufrecht  zu 
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halten,  als  damit  überhaupt  die  Uebertragung  der  Exekutivgewalt 
an  bestimmte  Organe  gemeint  sein  soll,  keineswegs  aber  darf 
Rousseau  hierin  Hobbes  gleichgestellt  werden;  von  einem  Subjections- 
vertrag  im  Sinne  der  Veräusserung  der  Souveränität  an  den  Herrscher 
kann  bei  Rousseau  überhaupt  nicht  die  Rede  sein.  Im  Gegenteil 
besteht  die  welthistorische  Bedeutung  des  grossen  Genfer  gerade 
in  seiner  Lehre  von  der  unveräusserlichen  und  unteilbaren  Volks- 
souveränität, durch  die  er  der  Apostel  der  politischen  Ideen  der 
französischen  Revolution  wurde.  Alles  Recht  beruht  auf  dem 
freien  Willen  der  Einzelnen,  die  auch  in  der  Vereinigung  ihre 
Freiheit  bewahren.  Mit  Locke  ist  er  der  Ansicht,  dass  man  auf 
seine  Freiheit  überhaupt  nicht  verzichten  kann;  die  Teilnehmer  des 
Vertrages  stellen  sich  freiwillig  unter  die  Leitung  des  durch  die 
Gesamtheit  gebildeten  gemeinsamen  Willens  (volonte  generale),  in 
dem  der  Wille  des  Einzelnen  mitenthalten  ist  und  der  daher  nie  in 
Widerspruch  zu  der  Freiheit  des  Einzelnen  geraten  kann.  Das 
Problem,  dessen  Lösung  der  Gesellschaftsvertrag  gibt,  lautet:  «Wie 
rindet  man  eine  Gesellschaftsform,  welche  mit  der  ganzen  gemein- 
samen Kraft  die  Person  und  das  Vermögen  jedes  Gesellschafts- 
gliedes verteidigt  und  schützt  und  kraft  dessen  jeder  Einzelne,  ob- 
gleich er  sich  mit  allen  vereint,  gleichwohl  nur  sich  selbst  gehorcht 
und  so  frei  bleibt  wie  vorher?»84  Diese  Freiheit  der  Individuen, 
die  gegen  Verletzung  seitens  des  Ganzen  dadurch  garantiert  ist, 
dass  «der  Körper  unmöglich  den  Willen  haben  kann,  allen  seinen 
Gliedern  zu  schaden»,  schliesst  doch  ein  gewisses  Zwangsrecht 
gegen  den  Einzelnen,  für  den  Fall,  dass  sein  Einzelwille  den  Inte- 
ressen der  Gesamrheit  oder  dem  allgemeinen  Willen  zuwiderläuft, 
keineswegs  aus.  Das  Zwangsrecht  gehört  vielmehr  zum  Wesen 
des  Gesellschaftsvertrags,  wenn  derselbe  nicht  eine  leere  Form 
bleiben  soll.  Es  bedeutet  aber  nichts  anderes,  als  dass  der  Einzelne, 
der  dem  gemeinsamen  Willen  den  Gehorsam  verweigert,  gezwungen 
wird,  frei  zu  sein.85 

Bleibt  somit  trotz  dieses  Zwangsrechts  die  Freiheit  des  Indi- 
viduums im  Gesellschaftsvertrag  bewahrt,  so  ist  sie  in  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  doch  eine  andere,  als  die  natürliche  Freiheit. 
Das  vertragschliessende  Individuum  begibt  sich  seiner  natürlichen 
Freiheit  und  des  unbeschränkten  Rechts  auf  alles  was  ihm  nützt 
und  er  erreichen  kann  gegen  die  bürgerliche  Freiheit  und  das 
Eigentumsrecht  auf  alles,  was  er  besitzt.    Ein  eigentliches  Eigentums- 
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recht  gibt  es  nur  im  bürgerlichen  Zustand.  «Von  Natur  hat  jeder 
Mensch  ein  Recht  auf  alles,  was  er  notwendig  braucht;  aber  gerade 
der  Vertrag,  der  ihn  zum  Eigentümer  irgend  eines  Gutes  macht, 
schliesst  ihn  von  allem  übrigen  aus.  Nach  Festsetzung  seines  An- 
teils muss  er  sich  auf  ihn  beschränken  und  hat  kein  Anrecht  mehr 
auf  das  Gemeingut». 86 

Man  sieht,  hier  ist  bereits  der  Gedanke  des  Eigentumsvertrags, 
der  für  Fichtes  Staatslehre  von  grösster  Bedeutung  werden  sollte, 
angedeutet. 

Das  Eigentumsrecht  des  ersten  Besitzergreifers  auf  irgend  ein 
Stück  Land  kann  aber  nur  unter  folgenden  drei  Bedingungen  be- 
gründet werden :  Erstens,  dass  das  betreffende  Stück  Land  noch 
von  niemandem  bewohnt  wird;  zweitens,  dass  man  nur  so  viel 
davon  nimmt,  als  für  den  Lebensunterhalt  nötig  ist ;  drittens,  dass 
diese  Okkupation  nicht  durch  eine  leere  Förmlichkeit,  sondern 
durch  Arbeit  und  Bebauung  vorgenommen  wird,  «das  einzige 
Zeichen,  das  in  Ermangelung  gesetzlicher  Rechtsansprüche  von 
anderen  geachtet  werden  muss».87 

Die  Bestimmungen  oder  Klauseln  des  Staatsvertrags  sind  durch 
die  Natur  der  Verhandlungen  gegeben,  und  die  geringste  Ab- 
änderung müsste  den  Vertrag  wirkungslos  machen.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  diese  Klauseln  von  denjenigen,  die  nach  der  ersten 
Grundlegung  Bürger  werden,  nicht  erst  ausdrücklich  genehmigt 
werden  müssen,  sondern  als  stillschweigend  anerkannt  betrachtet 
werden.  Wer  sich  auf  dem  Gebiete  des  Staates  niederlässt,  akzep- 
tiert eo  ipsio  seine  Gesetze.  «  Quand  l'Etat  est  institue'  .  .  .  habiter 
le  territoire,  c'est  se  soumettre  ä  la  souverainete\ »88  Für  die  Grün- 
dung des  Staatsvertrags  ist  hingegen  einstimmige  Genehmigung 
nötig,  denn  die  staatsbürgerliche  Vereinigung  hat  nur  als  voll- 
kommen freie  Handlung  Sinn  und  Berechtigung.  Wenn  aber  bei 
der  Gründung  des  Vertrages  einige  Widerspruch  erheben,  so  wird 
nicht  der  Vertrag  dadurch  ungültig,  sondern  die  Folge  ihres  Wider- 
spruches ist  nur,  dass  sie  sich  ausserhalb  des  Vertrages  stellen, 
mithin  unter  den  Bürgern  als  Fremde  gelten.89  Wird  der  Vertrag 
verletzt,  so  ist  er  dadurch  bereits  aufgelöst;  jeder  kehrt  dann  in 
seine  ursprünglichen  Rechte  zurück  und  erhält  seine  natürliche  Frei- 
heit wieder,  «während  er  zugleich  die  auf  Uebereinkommen  be- 
ruhende Freiheit,  für  welche  er  auf  jene  verzichtete,  verliert». 
Eine  solche  Auflösung  des  Vertrags  tritt  ein,   wenn  der  Herrscher 

3 


—    34  — 


seine  Macht  für  seine  privaten  Zwecke,  im  Gegensatz  zu  dem 
gemeinsamen  Willen  gebraucht.  «  A  l'instant  que  le  gouvernement 
usurpe  la  souverainete",  le  pacte  social  est  rompu.  »90 

Das  Verhältnis  von  Individuum  und  Staat  gestaltet  sich  bei 
unserem  Philosophen  nicht  ganz  so,  wie  man  es  seinem  indivi- 
dualistischen Ausgangspunkte  zufolge  erwarten  durfte.  Trotzdem 
Rousseau  den  Staat  aus  einem  bewussten  Willensakte  der  ursprüng- 
lich zerstreuten  Individuen  hervorgehen  lässt,  ist  er  doch  weit  ent- 
fernt von  jener  Konsequenz  der  mechanisch-atomistischen  Staats- 
auffassung, die  dem  Staate,  als  einem  künstlichen  Erzeugnis  der 
Einzelnen,  diesen  gegenüber  eine  untergeordnete,  dienende  Rolle 
zuschreibt  und  den  Individuen  besondere  Rechte  und  eine  besondere 
Sphäre  dem  Ganzen  gegenüber  vindiziert.  Durch  den  Vereinigungs- 
vertrag wird  der  Einzelne  ein  Teil  eines  organisierten  Ganzen  und 
schmilzt  mit  diesem  ganz  zusammen;  jeder  Genosse  gibt  sich  der 
Gemeinschaft  mit  allen  seinen  Rechten  völlig  hin.  «Chacun  de 
nous  met  en  commun  sa  personne  et  toute  sa  puissance  sous  la 
supreme  direction  de  la  volonte'  gCndrale  et  nous  recevons  en  corps 
chaque  membre  comme  partie  indivisible  du  tout.  »9I  Wir  werden 
später  sehen,  dass  Fichte  sich  gegen  diese  Ansicht  wendet  und 
eine  besondere  Rechtssphäre  des  Individuums  postuliert.  Tatsächlich 
hat  der  Standpunkt  Rousseaus  die  Schwierigkeit,  dass  man  sich 
nicht  recht  erklären  kann,  wie  denn  durch  die  Uebereinkunft 
zwischen  den  isolierten  Individuen  die  Einheit  des  Gesamtwillens, 
welche  allein  die  Prävalenz  des  Staates  gegenüber  den  Individuen 
begründen  könnte,  entstehen  soll.  Ist  nämlich  das  Individuum  die 
absolute  Einheit,  deren  Willen  die  Grundlage  und  den  Ausgangs- 
punkt des  Gesellschaftsvertrags  bildet,  so  ist  nicht  einzusehen,  wie 
die  Summe  der  Willen  der  Einzelnen  (volonte!  de  tous)  zu  einem 
allgemeinem  Willen  (volonte  gönOale)  werden  soll,  welcher  etwas 
anderes  und  mehr  ist  als  jene  Summe.92 

Weit  gefehlt  wäre  es,  wenn  man  sich  über  diese  Schwierigkeit 
in  der  Weise  hinweghelfen  wollte,  dass  man  den  Verfasser  des 
«Gesellschaftsvertrages»,  wie  dies  bereits  versucht  worden  ist,  in 
die  Reihe  derjenigen  Denker  hinstellen  möchte,  die  den  Staat  als 
Organismus  auffassen,  bei  dem  das  Ganze  früher  und  wichtiger  ist 
als  seine  Teile,  dessen  Glieder  eine  nur  inferiore,  dienende  Stellung 
einnehmen.  Freilich  scheinen  einige  Aeusserungen  Rousseaus  für 
diese  Auffassung  zu  sprechen.    So  behauptet  er  in  seinem  Artikel 
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für  die  Encyklopädie  « Economic  politique »  :  « Le  corps  politique 
pris  individuellement,  peut  etre  considere'  comme  un  corps  Organist, 
vivant  et  semblable  ä  celui  de  l'homme».  Und  im  elften  Kapitel 
des  dritten  Buches  des  «  Contrat  social»,  wo  vom  Tode  des  poli- 
tischen Körpers  die  Rede  ist,  heisst  es:  «Ebenso  wie  der  mensch- 
liche Körper  beginnt  auch  der  politische  schon  von  seiner  Ent- 
stehung an  zu  sterben  und  trägt  den  Keim  des  Unterganges  in  sich 
selbst».  Allein  diese  und  ähnliche  Stellen  sind  bloss  zufällige 
Aeusserungen,  die  auf  den  von  Aristoteles  und  der  mittelalterlichen 
Scholastik  übergekommenen  Sprachgebrauch  zurückzuführen  sind 
und  keinen  Anspruch  auf  prinzipielle  Bedeutung  haben.  Abgesehen 
davon,  dass  eine  solche  Auffassung  von  Staat  und  Gesellschaft  der 
Vertragstheorie  unseres  Philosophen,  die  die  staatliche  Ordnung  aus 
einem  freien  Akte  des  reflektierenden  Bewusstseins  der  ursprünglich 
isolierten  und  souveränen  Individuen  hervorgehen  lässt,  schnurstracks 
zuwiderläuft,  lässt  uns  Rousseau  selbst  keinen  Augenblick  darüber 
in  Zweifel,  dass  diese  Stellen  zwischen  Staat  und  Organismus  eine 
nur  ganz  vage  Analogie,  keineswegs  aber  eine  ernst  zu  nehmende 
Gleichung  ausdrücken  sollen.  Gleich  nach  der  zuletzt  angeführten 
Stelle  heisst  es  nämlich  einschränkend:  «Die  Konstitution  des 
Menschen  ist  das  Werk  der  Natur,  die  des  Staates  das  Werk  der 
Kunst».  Und  an  einer  anderen  Stelle  verwahrt  er  sich  ausdrück- 
lich gegen  den  Versuch  den  Begriff  der  Menschheit  anders  aufzu- 
fassen als  «une  idCe  purement  collective  qui  ne  suppose  aucune 
union  reelle  entre  les  individus  »,93  da  in  diesem  Falle  die  Quelle 
des  politischen  Lebens  nicht  das  Individuum,  sondern  die  Gesell- 
schaft sein  würde. 

Wie  sehr  man  sich  gerade  bei  Rousseau  hüten  muss,  aus  ein- 
zelnen Aeusserungen  Schlüsse  über  seine  Sozialphilosophie  zu  ziehen, 
zeigt  die  Tatsache,  dass  man  ihm  auf  Grund  solcher  einzelnen.,  aus 
dem  Zusammenhange  gerissenen  Sätze  alle  möglichen  rechts-  und 
staatsphilosophischen  Doktrinen  in  die  Schuhe  zu  schieben  suchte. 
Bald  wurde  er  als  Anarchist,  bald  als  Sozialist,  bald  als  radikaler 
Freihändler,  bald  als  Vertreter  eines  extremen  Staatsabsolutismus 
hingestellt.94  In  Wirklichkeit  wird  man  indes  Diehl  Recht  geben 
müssen,  wenn  er  die  Ansicht  vertritt,  dass  «die  Rousseausche  Sozial- 
philosophie als  Ganzes  genommen  und  richtig  aufgefasst,  in  den 
Hauptpunkten  nur-  for?nalen  Charakter  aufweist»  und  «für  höchst 
verschiedene  positiv-rechtliche  Ordnungen  des  politischen  und  wirt- 
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schaftlichen  Lebens  freien  Raum  lässt».  Rousseau  selbst  hielt  es 
für  unmöglich,  nach  blossen  Begriffen  ä  priori  eine  Verfassung  zu 
konstruieren,  die  überall  passte.  Nichts  lag  ihm  ferner,  als  die  in 
seiner  Umgebung  herrschende  Vorliebe  für  »les  idees  g^nerales  et 
abstraites  qui  sont  la  source  des  plus  grandes  erreurs  des  hommes».95 
Mit  Montesquieu  ist  er  der  Ansicht,  dass  eine  allgemein  gültige 
Regierungsform  sich  überhaupt  nicht  aufstellen  lasse.  «Wenn  man 
ganz  im  allgemeinen  fragt,  welche  Regierung  die  beste  sei,  so  wirft 
man  eine  ebenso  unlösliche  wie  unbestimmte  Frage  auf,  oder  auch, 
wenn  man  will,  eine  Frage,  die  ebenso  viele  richtige  Antworten 
zulässt,  als  es  nur  irgend  welche  denkbare  Berechnungen  in  den 
absoluten  wie  relativen  Lagen  der  Völker  gibt.»96  Und  an  anderer 
Stelle:  «Man  hat  von  jeher  viel  über  die  beste  Regierungsform 
gestritten,  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  jede  einzelne  in  gewissen 
Fällen  die  beste  und  in  anderen  die  schlechteste  ist».9, 

Voraussetzung  aller  und  jeder  Regierungsform  ist  aber  die 
unteilbare  und  unübertragbare  Volkssouveränität,  die  allein  der 
Verfassung  eine  rechtliche  Grundlage  gibt.  Rousseau  ist  deshalb 
ein  entschiedener  Gegner  des  Repräsentativsystems,  vermöge  dessen 
die  gesetzgebende  Gewalt  vom  Volke  an  wenige  übertragen  wird. 
«Die  Oberherrlichkeit  oder  Staatshoheit  kann  aus  demselben  Grunde, 
der  ihre  Veräusserung  unstatthaft  macht,  auch  nicht  vertreten 
werden;  sie  besteht  wesentlich  im  allgemeinen  Willen,  und  der 
Wille  lässt  sich  nicht  vertreten;  er  bleibt  derselbe  oder  er  ist  ein 
anderer;  ein  Mittleres  kann  nicht  stattlinden.  Die  Abgeordneten  des 
Volkes  sind  also  nicht  seine  Vertreter  und  können  es  gar  nicht 
sein;  sie  sind  nur  seine  Bevollmächtigten  und  dürfen  nichts  ent- 
scheidend beschliessen. » 98  Vertretbar  ist  das  Volk  nur  in  der  voll- 
ziehenden Gewalt,  welche  lediglich  die  nach  dem  vom  Volke  be- 
schlossenen Gesetze  angewandte  Kraft  ist.  Eine  solche  Vertretung 
ist  bloss  das  Organ  des  Volks  willens  und  nicht  nur  zulässig,  sondern 
sogar  notwendig.  Je  nachdem  die  vollziehende  oder  Regierungs- 
gewalt kraft  des  Willens  des  Volkes  in  den  Händen  des  Volkes 
selbst  liegt,  oder  einem  kleinem  Teil  desselben,  bezw.  einem 
Einzelnen  übertragen  ist,  unterscheidet  man  eine  demokratische, 
aristokratische  und  monarchische  Staatsverfassung.  Die  Regierungs- 
form hat  sich,  wie  wir  bereits  gesehen  haben,  nach  den  in  jedem 
Lande  verschiedenen  Verhältnissen  zu  richten.  Die  natürliche 
Regierungsform  wäre  die  demokratische,  sie  ist  aber  nur  in  kleinen 
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Territorien  durchführbar.  Für  grössere  Staaten,  wo  ein  fortwährendes 
Versammeln  des  ganzen  Volkes  unmöglich  ist,  empfiehlt  Rousseau 
die  Wahlaristokratie.  In  allen  Fällen  soll  aber  die  Legislative  beim 
Volke  in  seiner  Gesamtheit  bleiben.  Von  Zeit  zu  Zeit  sollen  all- 
gemeine Volksversammlungen  veranstaltet  werden,  die  den  Gesamt- 
willen, dessen  Organ  die  ausübende  Macht  sein  soll,  kundgeben. 
Diese  Versammlungen  haben  vor  allen  Dingen  über  zwei  Anträge 
Beschluss  zu  fassen:  1.  Ob  der  Souverän  damit  einverstanden  ist, 
die  gegenwärtige  Regierungsform  beizubehalten;  2.  ob  das  Volk 
damit  einverstanden  ist,  die  Verwaltung  den  bisher  damit  Betrauten 
auch  fernerhin  zu  belassen." 

Rousseaus  Lehre  von  der  unveräusserlichen  Volkssouveränität 
führte  zu  tiefeinschneidenden  Konsequenzen,  die  den  schroffsten 
Gegensatz  zu  dem  Bestehenden  bildeten  und  von  allen  radikalen 
Parteien  der  Folgezeit  in  ihrer  Opposition  gegen  die  herrschenden 
Zustände  aufgegriffen  wurden.  Seine  Theorie  wurde  nicht  nur  für 
die  politische  Emanzipation  des  dritten  Standes  durch  die  fran- 
zösische Revolution  bedeutsam,  sondern  wirkte  auch  auf  den  Sozialis- 
mus vor  und  zur  Zeit  der  französischen  Revolution  mächtig  ein, 
trotzdem  er  selbst  eher  zu  den  Sozialreformern,  als  zu  den  Sozia- 
listen zu  zählen  ist.  Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  er  das  Privat- 
eigentum durchaus  respektiert ;  von  einer  guten  Regierung  erwartet 
er  nur,  dass  sie  der  extremen  Ungleichheit  des  Vermögens  vor- 
beuge. In  dem  obenerwähnten  Artikel  für  die  Encyklopädie  äussert 
er  sich:  «C'est  donc  une  des  plus  importantes  affaires  du  gouver- 
nement,  de  pre>enir  l'extreme  in^galite  des  fortunes,  non  en  enle- 
vant  des  tr^sors  ä  leurs  possesseurs,  mais  en  ötant  ä  tous  les 
moyens  d'en  accumuler ».10°  Zum  Zwecke  des  Ausgleichs  der  Ver- 
mögensverhältnisse vertritt  auch  Rousseau  in  demselben  Artikel  das 
Prinzip  der  progressiven  Besteuerung. 

Aber  nicht  nur  die  politischen  Bewegungen  der  französischen 
Revolution,  auch  die  rechtsphilosophischen  Theorien  des  deutschen 
Idealismus  sind  von  Rousseau  in  hohem  Masse  beeinflusst.  Die 
Klassiker  der  deutschen  Philosophie,  Kant101  und  Fichte  übernehmen 
die  Grundlage  der  Rousseauschen  Staatslehre,  seine  Vertragstheorie, 
und  bauen  sie  weiter  aus.  —  Wie  tief  der  Einfluss  war,  den  der 
grosse  Jean-Jacques  auf  den  Schöpfer  der  Wissenschaftslehre  aus- 
geübt hat,  geht  teils  aus  dem  bereits  Dargelegten  hervor  und  wird 
•sich  zum  anderen  Teile  noch  aus  dem  Folgenden  ergeben. 
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Etwa  zu  gleicher  Zeit  mit  Rousseau  stellten  die  Physiokraten 
ihre,  der  seinigen  verwandte,  Naturrechtslehre  auf,  aus  der  sie  eine 
Reihe  ökonomischer  und  politischer  Postulate  ableiteten.  Die  ökono- 
mischen Theorien  der  Physiokraten  werden  uns,  insofern  ein  von 
ihnen  ausgehender  Einfluss  auf  Fichtes  Wirtschaftslehre  angenommen 
werden  kann,  noch  zu  beschäftigen  haben.  An  dieser  Stelle  seien 
nur  die  Hauptmomente  ihres  Naturrechts,  das  eine  Aehnlichkeit 
mit  dem  Standpunkte  Fichtes  aufzuweisen  hat,  hervorgehoben. 
Charakteristisch  für  die  physiokratische  Naturrechtslehre  ist  eine 
gewisse  spezifisch-religiöse  Färbung  derselben  und  vor  allen  Dingen 
eine  strikte  Unterscheidung  von  ordre  naturel  und  ordre  positif, 
die,  wie  A.  Oncken  102  betont,  bei  dem  Urheber  des  physiokratischen 
Systems,  Frangois  Quesnay,  den  wichtigsten  Begriff  in  der  ganzen 
Staatslehre  ausmacht.  Das  Naturrecht  fällt  mit  der  göttlichen  ver- 
nünftigen Ordnung  zusammen.  Es  gilt  für  alle  Zeiten  und  Völker 
in  der  gleichen  Weise ;  seine  Gültigkeit  beruht  auf  der  blossen  Ein- 
sicht der  Vernunft,  unabhängig  von  jedem  Zwange.  Die  positiven 
Gesetze,  die  sich  nach  den  gegebenen  Umständen  richten  und  des- 
halb beständig  variieren,  haben  bloss  den  Zweck,  die  natürliche 
Ordnung  zu  verwirklichen;  sie  stützen  sich  in  ihrer  Gültigkeit  auf 
ein  Zwangsrecht.  «Le  droit  naturel  des  hommes»,  sagt  Quesnay 
in  seiner  Abhandlung  über  das  Naturrecht,  103  «  differe  du  droit 
legitime  ou  du  droit  dCcernC  par  les  lois  humaines,  en  ce  qu"il  est 
reconnu  avec  Cvidence  par  les  lumieres  de  la  raison  et  que  par 
cette  Cvidence  seule,  il  est  obligatoire  indCpendamment  d'aucune 
contrainte;  au  Heu  que  Ie  droit  legitime  limite'  par  une  loi  positive 
est  obligatoire  en  raison  de  la  peine  attachee  \\  la  transgression 
par  la  sanction  de  cette  loi,  quand  meme  nous  ne  le  connaitrions 
que  par  la  simple  indication  CnoncCe  dans  la  loi».104  —  Wie  für 
Fichte  das  Recht  auf  Eigentum  ein  unverletzliches  Urrecht  des 
Einzelnen  ist,  so  sieht  auch  Quesnay  darin  ein  natürliches  Recht 
des  Menschen,  das  auch  im  staatlichen  Zustand,  wenn  dieser  nach 
der  natürlichen  Ordnung  organisiert  ist,  weder  aufgehoben,  noch  auch 
eingeschränkt  wird.  Wenn  auch  im  gesellschaftlichen  Zustande  die 
Eigentumssphäre  des  Individuums  ihre  Schranke  an  der  seines 
Nachbars  findet,  so  bedeutet  dies  noch  keineswegs  eine  materielle 
Einschränkung  des  Besitzesrechts  im  Urzustände.  Die  von  manchen 
Naturrechtslehrern  vertretene  Ansicht,  im  Urzustände  bestehe  ein 
natürliches  Recht  aller  auf  alles,  welches  im  Staate  kraft  des  Sozial- 
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Vertrages  oder  der  Unterwerfung  unter  die  Herrschergewalt  ver- 
nichtet werde,  beruht  auf  einer  falschen  Voraussetzung.  Bei  näherem 
Zusehen  reduziert  sich  dieses  Naturrecht  im  Urzustände  auf  das 
Eigentum  an  der  Portion  von  Gebrauchsgütern,  die  die  Natur  frei- 
willig hervorbringt  und  die  sich  das  Individuum  durch  seine  Arbeit 
verschaffen  kann.  Diese  Portion  übersteigt  nicht  den  nötigen 
Lebensunterhalt,  dieser  aber  muss  dem  Individuum  auch  im  Staate 
garantiert  werde.  Wenn  Hobbes,  seiner  Gleichsetzimg  von  Natur- 
recht  und  ^dX\xx?nacht  zufolge,  von  einer  Vernichtung  des  Naturrechts 
im  Staate,  in  welchem  das  bellum  omnia  contra  omnes  des  Ur- 
zustandes aufhört,  spricht,  so  weiss  Quesnay  dagegen  einzuwenden, 
dass  die  Annahme  eines  ursprünglichen  Krieges  aller  gegen  alle 
nicht  zutreffe.  Aus  seiner  Voraussetzung,  dass  auch  im  Urzustand 
die  Bedarfsgüter  nur  durch  Arbeit  erlangt  werden,  folgert  er  «que 
dans  l'£tat  de  pure  nature,  les  hommes  presset  de  satisfaire  ä  leurs 
besoins,  chacun  par  ses  recherches,  ne  perdront  pas  leur  temps  ä 
se  livrer  inutilement  entr'eux  une  guerre  qui  n'apporterait  que  de 
l'obstacle  ä  leurs  occupations  n^cessaires  pour  pourvoir  ä  leur 
subsistance  ». 105 

Die  Bewahrung  des  natürlichen  Rechts  auf  Eigentum  auch  im 
Gesellschaftszustand  äussert  sich  in  der  Unterstützungspflicht  der 
Gesamtheit  gegenüber  dem  Einzelnen;  das  Individuum  hat  ein 
natürliches  Recht  auf  Existenz,  und  die  Gesellschaft  muss  ihm 
seinen  Lebensunterhalt  sichern.  « Denn  die  Gesellschaft  ist  zugleich 
eine  wechselseitige  Existenzversicherung,  zu  welcher  jeder  Einzelne 
dadurch,  dass  er  seine  ganze  Arbeitskraft  einschiesst,  relativ  gleich  viel 
zum  Gedeihen  der  Gesellschaft  beiträgt. »  10,5  Man  sieht,  hier  ist 
auch  die  Pflicht  zur  Arbeit,  als  Kehrseite  des  Rechts  auf  Existenz, 
bereits  ausgesprochen.  Nur  bei  unverschuldeter  Erwerbslosigkeit 
tritt  die  Unterstützungspflicht  der  Gesellschaft  ein. 

Das  Recht  auf  Existenz  bezieht  sich  aber  nur  auf  den  not- 
wendigen Lebensunterhalt.  Was  darüber  hinausgeht,  wird  der 
freien  individuellen  Erwerbstätigkeit  überlassen.  Ein  natürliches 
Recht  auf  Gleichheit  des  Besitzes  gibt  es  nicht;  die  ökonomische 
Ungleichheit  im  Gesellschaftszustand  widerstrebt  der  natürlichen 
Ordnung  durchaus  nicht;  sie  dient  vielmehr  als  fördernder  Faktor 
des  Kulturlebens,  indem  sie  dem  Individuum  höhere  Ziele  zeigt  und 
die  Aermeren  zu  Fleiss  und  Sparsamkeit  antreibt. 107  Wir  werden 
später  sehen,  dass  auch  Fichte  in  das  von  ihm  aufgestellte  Postulat 
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des  Rechts  auf  Existenz  oder  auf  Eigentum  keineswegs  die  Gleich- 
heit des  Besitzes  einschliesst,  trotzdem  er  die  physiokratische 
Forderung  der  freien  individuellen  Erwerbstätigkeit  entschieden 
bekämpt. 

Aber  auch  die  Lehre  Quesnays  hat,  wie  Oncken  betont,  durch- 
aus nicht  den  extrem  individualistischen  Charakter,  der  ihr  gewöhn- 
lich zugeschrieben  wird.  «Dem  Naturrecht  des  Individuums  ent- 
spricht auf  der  anderen  Seite  auch  ein  solches  der  Gesellschaft  als 
Organismus  betrachtet.»108  —  Viel  einschneidender  und  tiefgreifen- 
der geht  indes  der  Ausbau  und  die  Verfolgung  des  Sozialprinzips 
bei  dem  deutschen  Philosophen,  der  trotz  seines  individualistischen 
Ausgangspunktes  «einer  der  ersten,  wenn  nicht  der  erste»  war. 
«welcher  in  Deutschland  die  soziale  Frage  ernstlich  in  Angriff 
genommen  hat. 109  —  Fichtes  Staatslehre  wollen  wir  uns  nun  jetzt 
zuwenden.  — 


III.  Fichtes  Staatslehre. 

a)  Erste  Periode. 

Die  philosophische  Entwicklung  und  schriftstellerische  Wirksam- 
keit Fichtes  umfasst  die  letzten  23  Jahre  seines  Lebens  und  lässt 
sich  nach  Kuno  Fischer  in  drei  Perioden  einteilen.  Wie  es  für  sein 
System  im  allgemeinen  charakteristisch  ist,  dass  es  nicht  das  tote 
Sein  der  Dinge,  sondern  die  lebendige  Tätigkeit  zum  obersten 
Prinzip  der  Welterklärung  macht,  so  entspricht  es  dieser  inneren 
Lebendigkeit  seines  Prinzips,  wenn  er  sich  nicht  bei  der  einmal 
gegebenen  Darlegung  seiner  Lehre  beruhigt,  sondern  immer  wieder 
nach  neueren  und  präziseren  Ausdrucksformen  für  seine  Ansichten 
gesucht  hat.  Dabei  ging  es  freilich  nicht  ohne  mehr  oder  weniger 
erhebliche  Modifikationen  und  Veränderungen  seines  Standpunktes. 
Dies  gilt  von  seiner  Behandlung  politischer  und  rechtsphilosophischer 
Probleme,  welchen  er  während  seiner  ganzen  schriftstellerischen 
Tätigkeit  seine  besondere  Aufmerksamkeit  zuwandte,  nicht  weniger 
als  von  seiner  allgemeinen  Wissenschaftslehre.  Auf  diesen  Umstand 
lässt  sich  die  merkwürdige  Tatsache  zurückführen,  dass  über  Fichtes 
Sozialphilosophie  die  abweichendsten  und  widersprechendsten  An- 
sichten geäussert  und  vertreten  worden  sind,  die  sich  alle  scheinbar 
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mit  gutem  Rechte  auf  Fichtes  eigene  Aussprüche  berufen  oder 
berufen  können.  Wenn  Heinrich  Dietzel110  z.  B.  Fichte  als  extremen 
Antiindividualisten  hinstellt,  Lassalle111  hingegen  ihn  zu  den  Indi- 
vidualisten zählt,  während  Eduard  von  Hartmann112  ihn  sogar  mit 
dem  Anarchismus  in  Zusammenhang  bringt,  so  lassen  sich  tatsäch- 
lich alle  diese  Anschauungen  mit  Stellen  aus  Fichtes  Schriften  be- 
legen. Es  wäre  indes  weit  gefehlt,  wenn  man  deshalb  Fichtes 
sozial-philosophischen  Ansichten  logische  Unzulänglichkeit  und 
innere  Unhaltbarkeit  vorwerfen  wollte.  In  Wirklichkeit  haben  wir 
es  hier,  wie  sich  im  Laufe  unserer  Darstellung  ergeben  wird,  nicht 
mit  unmotivierten  Inkonsequenzen  und  Widersprüchen  in  Fichtes 
System  zu  tun,  sondern  es  handelt  sich  dabei  in  der  Hauptsache 
um  eine  Weiterbildung  und  Fortentwicklung  des  Standpunktes,  die 
mit  guten  Gründen  und  nach  innerer  dialektischer  Notwendigkeit 
vor  sich  ging.  —  Ebenso  verfehlt  wäre  es,  unserem  Philosophen 
irgend  eine  einseitige  extreme  sozial-philosophische  Doktrin,  sei  es 
Individualismus,  sei  es  Antiindividualismus,  vindizieren  zu  wollen. 
Wir  werden  sehen,  dass  Fichte  den  Gegensatz,  der  heute  noch  die 
Menschheit  aufs  tiefste  bewegt,  den  Gegensatz  zwischen  Indi- 
vidualismus und  Sozialismus,  zwischen  Rechtsstaat  und  Kulturstaat, 
nicht  durch  einen  Machtspruch  zugunsten  dieser  oder  jener  Richtung 
entscheiden  zu  sollen  glaubte,  sondern  dass  er  vielmehr  die  rela- 
tive Berechtigung  beider  Prinzipien  anerkannte  und  einen  ver- 
mittelnden synthetischen  Standpunkt  einzunehmen  suchte,  wobei 
freilich  bald  dieses,  bald  jenes  Prinzip  in  den  Vordergrund  der  Be- 
trachtung rückte  und  eine  prädominierende  Stellung  einnahm.  Es 
entspricht  nun  der  Natur  der  Sache,  dass  es  zu  einem  klaren,  in 
allen  Punkten  fest  abgegrenzten  Verhältnis  zwischen  den  beiden 
anerkannten  Prinzipien,  dem  Individual-  und  dem  Sozialprinzip, 
nicht  kommen  konnte,  was  in  Fichtes  Staatslehre  eine  gewisse 
Unklarheit  brachte,  ja  ihr  bisweilen  sogar  den  Charakter  eines 
unausgeglichenen  Dualismus  verlieh. 

Drei  Punkte  sind  es,  an  welchen  die  Wandlungen  und  Ver- 
änderungen der  Fichteschen  Staatslehre  vornehmlich  zutage  treten, 
welche  man  daher  zum  Ausgangspunkt  und  Beurteilungsmaßstab 
seines  jeweiligen  Standpunktes  nehmen  muss.  Es  sind  dies  die 
Fragen  nach  den  Aufgaben  und  Grenzen  der  Wirksamkeit  des 
Staates  —  eine  Frage,  die  eine  andere  nach  den  Beziehungen  von 
Individuum  und  Gemeinschaft  in  sich  schliesst  —  nach  dem  Verhältnis 
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von  Recht  und  Moral,  endlich  nach  der  Auffassung  und  Begründung 
des  Eigentums,  welches  bei  Fichte  einen  Kardinalpunkt  der  Sozial- 
philosophie bildet.  Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend,  werden 
wir  in  Fichtes  Staatslehre  parallel  seiner  allgemeinen  philosophischen 
Entwicklung  und  Wirksamkeit  drei  Perioden  zu  unterscheiden  haben, 
wenn  auch  die  Grenzen  derselben  natürlicherweise  sehr  labil  sind 
und  die  Entwicklung  und  Veränderung  des  Standpunktes  sich  nicht 
in  gleicher  Weise  auf  alle  drei  erwähnten  Punkte  bezieht.  Allen 
drei  Perioden  ist  indes  die  Grundansicht  gemeinsam,  die  den  Staat 
aus  einem  freien  Willensakte  der  ursprünglich  unvereinigten  Indi- 
viduen, aus  dem  Gesellschaf tsv  er  trag  ableitet. 

Das  erste  Stadium  der  Fichteschen  Staatslehre  kennzeichnet 
sich  durch  seine  Schrift  von  1793  «Beiträge  zur  Berichtigung  der 
Urteile  des  Publikums  über  die  französische  Revolution ». 113  Fichte 
stellt  sich  hier  die  Aufgabe,  die  Grundsätze  festzustellen,  nach 
welchen  die  Rechtmässigkeit  oder  Unrechtmässigkeit  der  franzö- 
sischen Revolution  und  jeder  Revolution  überhaupt  beurteilt  werden 
müsse.  Er  sucht  nachzuweisen,  dass  das  Volk  das  unbedingte  Recht 
hat,  seine  Verfassung  abzuändern,  so  sehr  auch  die  Regierung  oder 
die  privilegierten  Stände  dagegen  sein  mögen.  Zu  diesem  Zwecke 
untersucht  er  das  Wesen  und  den  Ursprung  des  Staates  und  findet 
dieselben  ganz  wie  Rousseau  im  Gesellschaftsvertrag.  Der  Stand- 
punkt der  hier  zu  Grunde  liegt,  ist  noch  ganz  der  des  indivi- 
dualistischen Naturrechts.  Der  Staat  hat  keine  andere  Bestimmung 
als  die,  den  strengen  Begriff  des  Rechts  zu  realisieren.  Seine  Auf- 
gaben und  Befugnisse  gehen  nicht  über  Rechts-  und  Sicherheits- 
schutz hinaus.  Die  Gesetze  dürfen  dem  Individuum  nicht  vpn 
einem  fremden  Willen  auferlegt  werden.  Dies  würde  der  Auto- 
nomie der  sittlichen  Persönlichkeit  widersprechen.  Nach  dem  Sitten- 
gesetz steht  das  Individuum  unter  seiner  eigenen  uneingeschränkten 
und  unveräusserlichen  Gesetzgebung.  Dieses  Sittengesetz  gilt  unab- 
hängig vom  Staate  und  kann  auch  in  diesem  nicht  umgestossen 
werden,  denn  der  Mensch  ist  früher  als  der  Staat.  Die  Verbind- 
lichkeit der  bürgerlichen  Gesetze  kann  daher  nur  durch  die  frei- 
willige Uebernahme  durch  das  Individuum,  d.  h.  durch  einen  Ver- 
trag aller  mit  allen  entstehen.  Dieser  Vertrag  gründet  nun  den 
Staat.  Freilich  ist  dieser  Vertrag  nicht  als  historische  Tatsache 
aufzufassen.  Fichte  verteidigt  Rousseau  gegen  den  bezüglichen 
Angriff  der  historischen  Kritik,  dass  die  vorhandenen  Staaten  nicht 
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durch  Vertrag  entstanden  sind,  mit  der  Bemerkung,  dass  es  gar 
nicht  auf  die  geschichtliche  Entstehung  des  Staates  durch  einen 
Vertrag  ankomme.  Faktisch  seien  die  meisten  Staaten  durch  Gewalt 
entstanden,  sie  gründeten  sich  auf  das  Recht  des  Stärkeren.  Allein 
die  Idee  eines  solches  Vertrages  muss  die  Quelle  und  Richtschnur 
des  Rechtsstaates  bilden ;  rechtmässig 'erweise  kann  eine  bürgerliche 
Gesellschaft  sich  auf  nichts  anderes  gründen,  als  auf  einen  Vertrag. 
«Kein  Mensch  kann  verbunden  werden,  ohne  durch  sich  selbst; 
keinem  Menschen  kann  ein  Gesetz  gegeben  werden,  ohne  von  ihm 
selbst.  Lässt  er  durch  einen  fremden  Willen  ein  Gesetz  sich  auflegen, 
so  tut  er  auf  seine  Menschheit  Verzicht  und  macht  sich  zum  Tiere; 
und  das  darf  er  nicht. »  « Bloss  dadurch  also,  dass  wir  selbst  es 
uns  auflegen,  wird  ein  positives  Gesetz  verbindlich  für  uns.  Unser 
Wille,  unser  Entschluss,  der  als  dauernd  gefasst  wird,  ist  der  Gesetz- 
geber und  kein  anderer. »  «...  das  Recht,  kein  Gesetz  anzu- 
erkennen, als  dasjenige,  welches  man  sich  selbst  gegeben  hat,  ist 
der  Grund  jener  souverainete  indivisible,  inalienable  des  Rousseau  . . . 

So  sehr  ist  hier  Fichte  von  dem  Gedanken  beherrscht,  dass 
alles  Rechtsverhältnis  auf  einem  freiwilligen  Akt,  auf  einem  Vertrag 
beruhe,  dass  er  selbst  die  erste  natürliche  Verbindung  zwischen 
Menschen,  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  Kinder  auf  eine  freiwillige 
Handlung  zurückzuführen  sucht.  Das  Kind,  das  zur  Welt  kommt, 
ist  nicht  imstande,  die  ihm  von  Natur  aus  zustehenden  Menschenrechte 
zu  behaupten,  die  ganze  Menschheit  hat  daher  Recht  und  Pflicht,  sie 
statt  seiner  auszuüben.  Da  nun  die  gesamte  Menschheit  die  Aus- 
übung dieser  Rechte  nicht  übernehmen  kann,  so  werden  dieselben 
—  nicht  etwa  das  Kind  selbst  —  Eigentum  desjenigen,  der  sich 
ihrer  zuerst  bemächtigt.  Die  Geburtshelferin,  die  zuerst  diese  Rechte 
ausgeübt  hat,  könnte  somit  nach  dem  Rechte  der  ersten  Besitz- 
ergreifung jenes  Eigentum  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  wenn  sie 
nicht  durch  Vertrag  den  Eltern  des  Kindes  versprochen  hätte,  ihr 
Recht  an  das  Kind  an  sie  zurück  abzutreten.115 

Wenn  nun  sonach  die  objektive  Gültigkeit  von  Recht  und  Staat 
nur  im  freien  Willensakte  des  Menschen  ihre  Begründung  hat,  so 
folgt  daraus  notwendig,  dass  diese  Gültigkeit  an  das  Fortbestehen  des 
freien  Willens  gebunden  ist,  denn  mit  dem  Wegfall  des  Bedingenden 
fällt  auch  das  Bedingte  weg.  Mit  anderen  Worten,  die  vertrag- 
schliessenden  Individuen  haben  immer  das  Recht,  den  Vertrag  auf- 
zulösen, bezw.  die  Staatsverfassung  zu  ändern.     Ein  ausdrücklicher 
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Verzicht  auf  dieses  Recht  beim  Vertragsabschluss  hat  keine  Gültig- 
keit, weil  ein  solcher  Verzicht  dem  Sittengesetz  zuwiderlaufen 
würde.  Der  Vertrag  ist  eben  nicht  nur,  wie  wir  gesehen  haben, 
eine  Konsequenz  des  Sittengesetzes,  der  Autonomie  der  sittlichen 
Persönlichkeit,  sondern  wird  zugleich  durch  dieses  in  seinen  Grenzen 
bestimmt.  Eine  Klausel  im  gesellschaftlichen  Vertrage,  dass  er  un- 
abänderlich sein  solle,  wäre  ein  Widerspruch  gegen  die  sittliche 
Bestimmung  des  Menschen,  die  Kultur  zur  Freiheit.  Die  Unab- 
änderlichkeit eines  Vertrages  setzt  das  Versprechen  voraus,  dass 
man  seinen  Willen  über  den  Gegenstand  des  Vertrags  nicht  ändern 
wird,  dies  bedeutet  aber  soviel  als,  ich  verspreche,  meine  Einsichten 
nicht  zu  vermehren  und  zu  vervollkommnen.  Ein  solches  Ver- 
sprechen darf  aber  niemand  geben.  «Jeder  hat  die  Pflicht,  mit- 
hin auch  das  unveräusserliche  Recht»  —  veräusserlich  ist  nur  ein 
solches  Recht,  welches  in  meiner  freien  Willkür  steht,  d.  h.  das 
nicht  durch  das  Sittengesetz  unabänderlich  bestimmt  ist  —  «ins 
unendliche  an  seiner  Vervollkommnung  zu  arbeiten  und  seinen 
besten  Einsichten  jedesmal  zu  folgen.  Er  hat  demnach  auch  das 
unveräusserliche  Recht,  seine  Willkür  nach  dem  Grade  seiner  Ver- 
vollkommnung abzuändern,  keineswegs  aber  das  Recht,  sich  zu 
verbinden,  dass  er  sie  nie  abändern  wolle.»110  Die  Unabänderlich- 
keit des  Vertrags  ist  weder  dann,  wenn  die  Verfassung  schlecht 
ist,  noch  auch  wenn  sie  gut  ist,  mit  der  Kultur  zur  Freiheit  ver- 
einbar. «Eine  schlechte,  die  gegen  den  notwendigen  Endzweck  aller 
Staatsverbindungen  streitet,  muss  abgeändert  werden ;  eine  gute,  die 
ihn  befördert,  ändert  sich  selbst  ab.  Die  erste  ist  ein  Feuer  in 
faulen  Stoppeln,  welches  raucht,  ohne  Licht  noch  Wärme  zu  geben; 
es  muss  ausgegossen  werden.  Die  letztere  ist  eine  Kerze,  die  sich 
durch  sich  selbst  verzehrt,  so  wie  sie  leuchtet  und  welche  verlöschen 
würde,  wenn  der  Tag  einbräche.»117  Man  sieht,  es  ist  dies  der 
Standpunkt  des  blossen  Rechtsstaates,  den  Fichte  noch  in  den 
«Vorlesungen  über  die  Bestimmung  des  Gelehrten  (1794)  in  dem 
charakteristischen  Satz  zum  Ausdruck  bringt:  «Der  Zweck  aller 
Regierung  ist  die  Regierung  überflüssig  zu  machen.  »  118 

Dass  nach  Fichte  der  Vertrag  nicht  nur  durch  Uebereinkunft 
beider  Parteien,  sondern  auch  einseitig  durch  eine  derselben  gelöst 
werden  kann,  braucht  nach  dem  Ausgeführten  nicht  erst  betont  zu 
werden.  Gründet  er  sich  doch  auf  die  freie  Uebcreinstimmung 
beider  Kontrahenten,  seine  Gültigkeit  hört  daher  auf,    wenn  diese 
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Uebereinstimmung  nicht  mehr  da  ist.  Die  Partei,  die  den  Vertrag 
auflöst,  ist  höchstens  nur  zu  Schadenersatz  an  die  andere  Partei 
verpflichtet.  Da  aber  jede  Verfassungsänderung  eo  ipso  einen 
neuen  Vertrag  in  sich  schliesst,  so  ist  es  klar,  dass  ebensowenig, 
wie  man  jemand  zwingen  kann,  bei  der  alten  Verfassung  zu 
bleiben,  man  auch  andererseits  jemand  den  neuen  Vertrag  gegen 
seinen  Willen  aufdrängen  darf.  Fichte  sieht  in  der  Tat  keinen 
anderen  Ausweg  als  jedem  der  beiden  Teile  seinen  Weg  zu  lassen. 
Es  muss  jedem  Einzelnen  freigestellt  werden,  aus  dem  Staate  aus- 
zutreten, wie  denn  auch  in  Wirklichkeit,  trotz  der  entgegengesetzten 
Ansicht  mancher  Naturrechtslehrer,  das  Individuum  durch  die  wirk- 
lich geschehenen  Leistungen  des  Staates  an  ihn  so  wenig  von  seiner 
Geburt  an  gebunden  ist,  dass  dieser  vielmehr  von  Rechts  wegen 
jeden  erst  um  seine  Einwilligung  zur  bestehenden  Verfassung  hätte 
fragen  müssen.  Ebensowenig  darf  es  einer  Gruppe  von  Personen, 
die  aus  dem  alten  Staate  ausgetreten  sind  und  sich  somit  in  das 
Gebiet  des  Naturrechts  zurückgezogen  haben,  verwehrt  sein,  ver- 
möge dieses  Naturrechts  neben  dem  alten  Staat  einen  neuen  zu 
gründen.  Damit  ist  aber  auch  die  Rechtmässigkeit  der  Revolution 
bewiesen.  «Zu  jeder  Revolution  gehört  die  Lossagung  vom  ehe- 
maligen Vertrage  und  die  Vereinigung  durch  einen  neuen.  Beides 
ist  rechtmässig,  mithin  auch  jede  Revolution,  in  der  beides  auf  die 
gesetzmässige  Art,  d.  i.  aus  freiem  Willen  geschieht.»119 

So  hat  denn  Fichte  die  letzte  Konsequenz  der  naturrechtlichen 
Vertragstheorie  und  der  Rousseauschen  Lehre  von  der  unveräusser- 
lichen Freiheit  des  Menschen  gezogen.  Mit  der  Zulassung  der 
Möglichkeit  verschiedener  Staaten  auf  demselben  Gebiete  ist  aber 
der  ganze  Begriff  des  Staates,  die  Einheit  seiner  Gebietshoheit, 
aufgehoben.  Die  Vertragsjtheorie,  logisch  zu  Ende  gedacht,  führt 
sich  seibst  ad  absurdum. 120 

Eine  weitere  Konsequenz  des  in  dieser  Schrift  noch  einseitig 
vertretenen  Individualprinzips  ist,  wie  bereits  angedeutet,  die  Gering- 
schätzung des  Staates  als  solchen  und  die  enge  Einschränkung  seiner 
Aufgaben.  Der  Staat  ist,  wie  Fichte  sich  noch  später  ausdrückte, 
bloss  Notstaat.  Er  wird  nicht  als  ein  sich  selbst  genügendes  sitt- 
liches Institut,  sondern  nur  als  die  äussere  negative  Bedingung "  der 
Sittlichkeit  des  Individuums  gefasst.  Wird  die  Menschheit  eine  voll- 
kommene Entwicklungsstufe  erreicht  haben,  so  wird  der  Staat  über- 
flüssig werden.    Die  Staatsmaschine  «würde   stillstehen,   weil  kein 
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Gegendruck  mehr  auf  sie  wirkte.  Das  allgemein  geltende  Gesetz 
der  Vernunft  würde  alle  zur  höchsten  Einmütigkeit  der  Gesinnungen 
vereinigen,  und  kein  anderes  Gesetz  würde  mehr  über  ihre  Hand- 
lungen zu  wachen  haben.  »  121  Von  der  Aufgabe  der  Volkserziehung 
und  Volksbildung,  die  Fichte  später  als  den  wichtigsten  Zweck  des 
Staates  betrachtete,  will  er  hier  noch  nichts  wissen.  Das  Indi- 
viduum kann  überhaupt  durch  niemand  als  durch  sich  selbst  ge- 
bildet werden.  «Die  Kultur  lässt  sich  dem  Menschen  nicht  so  auf- 
hängen,, wie  ein  Mantel  auf  die  nackten  Schultern  eines  Gelähmten.  »322 
Die  Mittel  zur  Kultur  kann  sich  freilich  das  Individuum  nicht  selbst- 
ständig schaffen.  Allein  hier  haben  wir  der  Gesellschaft  als  solcher 
weit  mehr  zu  verdanken,  als  dem  Staate.  Die  Bildungsinstitute 
sollen  nicht  eine  Gründung  des  Staates  sein,  sie  sind  auch  in  Wirk- 
lichkeit nicht  sein  Verdienst,  höchstens  ist  nur  dasjenige  in  ihnen, 
was  den  Geist  niederdrückt  und  seine  freie  Schwungkraft  lähmt, 
hier  mönchische  Disziplin,  dort  Aufsicht  über  Rechtgläubigkeit  aller 
Art,  Anhänglichkeit  an  das  alte,  weil  es  alt  ist,  vorgeschriebene 
Lehrbücher  und  Lehrgänge  seiner  Fürsorge  beizumessen.  »  123 

Auch  was  die  Bedeutung  des  Staates  für  das  Eigentumsrecht 
betrifft,  vertritt  Fichte  in  dieser  Schrift  einen  wesentlich  anderen 
Standpunkt,  als  schon  einige  Jahre  darauf  im  «  Naturrecht ».  Hier 
ist  er  noch  weit  entfernt  davon,  den  Staat  zur  Quelle  des  Eigen- 
tumsrechts zu  machen.  Das  Eigentum  ist  nicht  ein  Produkt  des 
Staatsvertrags,  sondern  ist  in  der  vernünftigen  Natur  des  Menschen 
an  sich  begründet.  Der  Mensch  als  Person,  als  vernünftiges  Wesen 
ist  der  Rechtsgrund  des  Eigentums.  Durch  das  blosse  Naturrecht, 
welches  früher  als  der  Staat  und  unabhängig  von  ihm  ist,  können 
wir  etwas  besitzen  und  alle  anderen  rechtlich  vom  Besitze  desselben 
ausschliessen.  Jeder  gehört  sich  selbst,  er  ist  Herr  seiner  Sinnlich- 
keit, seiner  Kräfte,  die  er  zu  jedem  beliebigen  Zwecke,  den  das 
Vernunftgesetz  oder  das  Sittengesetz  nicht  verbietet,  gebrauchen 
darf.  Er  hat  vermöge  des  Vernunftgesetzes  das  Recht,  die  Dinge 
um  sich  herum,  die  nicht  frei  und  daher  nicht  ihr  eigenes  Eigentum 
sind,  seinen  Zwecken  dienstbar  zu  machen,  seine  Kräfte  auf  sie 
anzuwenden,  kurz  sie  seinen  Zwecken  entsprechend  zu  bearbeiten 
und  zu  gestalten.  Das  Sittengesetz  verbietet  aber  jedem,  in  die 
Freiheit  des  anderen  einzugreifen,  seine  freie  Wirkung  zu  stören. 
Habe  ich  nun  ein  Ding  für  meine  Zwecke  gestaltet  und  umgebildet, 
so  darf  niemand  diese  meine  Wirkung  stören ;  ich  habe  das  Recht, 
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jeden  anderen  von  dem  Gebrauch  des  Dinges,  das  ich  durch  meine 
Kräfte  gebildet  habe,  dem  ich  seine  Form  gab,  auszuschliessen,  mit 
anderen  Worten,  das  Ding  wird  mein  Eigentum.  Aus  dem  Rechte, 
auf  meine  Kräfte  und  auf  deren  Wirkung,  die  freie  Formation  des 
Dinges,  folgt  das  Recht  auf  das  Ding  selbst,  das  Eigentumsrecht. 
Mein  Eigentum  ist  somit  mein  Werk,  meine  Arbeit. 

Freilich  bedeutet  das  Recht  auf  Formation  noch  kein  Eigentums- 
recht auf  die  rohe  Materie.  Allein  ein  solches  Recht  existiert  in 
Wirklichkeit  in  naturrechtlichem  Sinne  nicht.  Wenn  Eigentum  nur 
durch  unsere  Arbeit,  durch  Formation  entsteht,  so  kann  etwas,  was 
noch  nicht  formiert  ist,  niemandes  Eigentum  sein.  Auf  die  rohe 
Materie  haben  wir  nur  ein  Zueignungsrecht,  d.  h.  jeder  hat  das 
Recht  sie  zu  ergreifen,  als  Mittel  für  seine  Zwecke  zu  gebrauchen, 
an  ihr  eine  Formation  vorzunehmen.  Erst  die  von  uns  modifizierte 
Materie  ist  unser  Eigentum,  da  die  Form  unser  ist  und  niemand 
uns  die  Materie  nehmen  kann,  ohne  zugleich  die  Form  mitzunehmen. 
Der  rechtmässige  Eigentümer  der  letzten  Form  ist  daher  Eigentümer 
des  Dinges.  Die  rohe  Materie  gehört  keinem,  also  gehört  es  auch 
nicht  dem  Staate  und  kann  uns  von  diesem  nicht  verliehen  werden. 
Denn  der  Staat  kann  kein  Recht  besitzen,  das  keiner  von  den 
einzelnen  Mitgliedern,  aus  denen  er  besteht,  hat.  Auch  dasjenige 
Eigentum,  das  nicht  durch  unsere  Arbeit  erworben  wird,  z.  B.  Erb- 
schaft und  fremde  Leistungen,  haben  nicht  im  Staate  ihre  Quelle. 
Das  Erbrecht  entsteht  allerdings  durch  Vertrag.  Nach  dem  Natur- 
recht hat  jeder  auf  die  Güter  eines  Verstorbenen  ebensogut  ein 
Zueignungsrecht,  wie  auf  die  rohe  Materie.  Ein  solches  unein- 
geschränktes Zueignungrecht  von  Fall  zu  Fall  würde  aber  zu  wüsten 
Streitigkeiten  und  Feindschaften  führen.  Man  kam  daher  überein, 
dass  jeder  auf  sein  Zueignungsrecht  auf  die  Güter  jedes  Verstor- 
benen gegen  das  abschliessende  Erbrecht  auf  die  Güter  gewisser 
Verstorbenen  verzichtet.124  Ebenso  wird  im  Staate  das  Eigentums- 
recht auf  fremde  Leistungen  durch  Vertrag  erworben.  Da  gewöhn- 
lich jedes  Ding,  das  wir  bearbeiten  wollen,  schon  eine  Form  und 
mithin  einen  Eigentümer  hat,  so  dürfen  wir  es  nicht  ohne  Einwilli- 
gung desselben  bearbeiten.  «Trägt  uns  dieser  die  weitere  Bear- 
beitung des  Dinges,  gegen  eine  Entschädigung  für  unsere  verwendete 
Kraft,  die  ursprünglich  unser  Eigentum  ist,  auf  —  so  wird  das,  was 
er  von  seinem  Eigentume  an  uns  abtritt,  unser,  durch  Vertrag  und 
Arbeit.     Er  verkauft  es   uns.  —   Gibt  er  uns   seine  Einwilligung, 
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das  Ding  willkürlich  zu  bearbeiten,  ohne  etwas  dagegen  von  uns 
zu  verlangen,  so  wird  das  Ding  selbst,  gleichfalls  durch  Vertrag 
und  Arbeit  unser;  denn  ehe  wir  eine  Mühe  darauf  verwendet  haben, 
können  wir  ihn  nicht .  nötigen,  sein  Versprechen  zu  halten.»125 

Allein  wenn  auch  das  Eigentum  im  Staate  durch  Verträge  und 
bürgerliche  Gesetze  erworben  wird,  so  folgt  noch  daraus  nicht, 
dass  es  erst  durch  den  Staat  entsteht.  Es  wäre  falsch,  die  Ver- 
bindlichkeit der  Verträge  überhaupt  von  dem  Staatsvertrag  als  der 
Grundlage  aller  möglichen  folgenden  Verträge  abhängig  zu  machen. 
In  diesem  Falle  würden  wir  uns  in  einem  circulus  vitiosus  be- 
finden :  Wir  schliessen  einen  Vertrag,  dass  Verträge  überhaupt 
gültig  sein  sollen  und  dieser  Vertrag  hat  Gültigkeit,  weil  unserem 
Vertrage  zufolge  Verträge  überhaupt  gültig  sind.  Die  Verbindlich- 
keit der  Verträge  ist  indes  nicht  durch  die  Existenz  des  Staates 
bedingt,  sie  ist  vielmehr  durch  das  Sittengesetz  gegeben  und  be- 
stimmt. Die  Ansicht,  nach  welcher  es  gesetzliche  Ordnung  und 
gesellschaftliche  Zustände  nur  im  Staate  gibt,  ist  eine  Folge  der 
missverständlichen  Rechtsauffassung  der  älteren  Naturrechtslehrer. 
Nach  diesen  reicht  das  natürliche  Recht  des  Menschen  so  weit  als 
seine  Macht;  das  Recht  hat  nach  dem  Sittengesetz  nicht  zu  fragen, 
im  Naturzustande  herrscht  demgemäss  das  uneingeschränkte  Recht 
des  Stärkeren.  Jeder  darf,  wie  Fichte  spottend  bemerkt,  seinen 
Mitmenschen  als  guten  Fund  erklären,  ihn  ergreifen  und  braten. 
Da  aber  niemand  recht  wissen  kann,  ob  er  auch  der  Stärkere  sein 
wird,  so  sieht  er  sich  durch  die  nicht  ganz  angenehme  Perspektive, 
selbst  gebraten  zu  werden,  veranlasst,  zu  seinem  Nachbar  zu  sagen : 
« Iss  mich  nicht,  Lieber,  ich  will  dich  auch  nicht  essen»,  und  damit 
wird  nun  das  Naturrecht  aufgehoben  und  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft entsteht.  Denn  die  Menschen,  die  sonst  das  Recht  hatten,  sich 
untereinander  aufzufressen,  haben  nicht  das  Recht,  einander  nicht 
das  Wort  zu  halten;  sie  dürfen  daher,  ihrem  Versprechen  zufolge, 
von  nun  ab  nicht  mehr  einander  fressen.  Gegenüber  dieser  Auf- 
fassung von  Naturrecht  und  Urzustand,  die  die  Verbindlichkeit  der 
Verträge  und  damit  des  Rechts  überhaupt  nicht  zu  begründen  ver- 
mag, 126  betont  Fichte,  dass  sie  einen  doppelten  Irrtum  begeht,  in- 
dem sie  erstens  Gesellschaft  und  Staat  identifiziert  und  daher 
Naturzustand  und  Staat  hart  aneinander  grenzen  lässt,  so  dass 
man  nur  entweder  im  Staate  oder  im  Naturzustande  sein  kann, 
zweitens  aber,  indem  sie  unter  menschlicher  Natur  nur  die  sinnliche 
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versteht  und  deshalb  den  Naturzustand  einem  völlig  gesetzlosen 
Zustand,  in  welchem  das  bellum  omnium  contra  omnes  herrscht, 
gleichsetzt.  Tatsächlich  aber  muss  man  die  verschiedenen  Gebiete, 
unter  welchen  sich  der  Mensch  im  Staate  betrachten  lässt,  die 
Gebiete  des  Gewissens,  des  Naturrechts,  der  Verträge  überhaupt 
und  des  bürgerlichen  Vertrags,  unterscheiden  und  in  Betracht  ziehen. 
Das  Gebiet  der  Verträge  überhaupt  reicht  weiter  als  der  Staats- 
vertrag, das  Gebiet  des  Naturrechts,  oder  der  menschlichen  Gesell- 
schaft, weiter  als  das  der  Verträge  und  das  Gebiet  des  Gewissens, 
oder  des  gesetzlichen  Zustandes  überhaupt,  weiter  als  das  des  Natur- 
rechts. Isoliert  betrachtet,  steht  der  Mensch  bloss  unter  dem  Sitten- 
gesetz; in  dieser  Beziehung  ist  er  Geist.  Dies  ist  das  weiteste 
Gebiet;  das  Gewissen  ist  die  höchste  Instanz,  der  alle  andern 
Beziehungen  des  Menschen  untergeordnet  sind.  In  Gesellschaft, 
unter  andern  seines  Gleichen  betrachtet,  steht  der  Mensch  unter 
dem  «Sittengesetz,  inwiefern  es  die  Welt  der  Erscheinung  bestimmt» 
—  d.  h.  die  gegenseitige  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit 
und  ihrer  Wirkungen  gebietet  —  «und  Naturrecht  heisst».  Das 
Gebiet  des  Naturrechts  umfasst  die  unveräusserlichen  Rechte  des 
Menschen,  sein  Dasein  und  seine  Freiheit,  die  unmittelbar  von  dem 
Sittengesetz  postuliert  werden.  Es  kommt  sodann  das  Gebiet  der 
veräusserlichen  Rechte,  der  freien  Verträge.  « Das  Feld  der  Ver- 
träge ist  die  Welt  der  Erscheinungen,  insofern  sie  durch  das  Sitten- 
gesetz nicht  völlig  bestimmt  ist.  Sein  Gesetz  auf  demselben  ist 
die  freie  (vom  Gesetz  befreite)  Willkür. »  Unter  den  möglichen 
Verträgen  ist  einer,  den  jeder  mit  allen  und  alle  mit  jedem  zu 
gegenseitigem  Schutz  und  zur  Vereinigung  unter  gemeinsamen 
Gesetzen  schliessen:  der  Staatsvertrag.  «Das  Feld  dieses  Vertrages 
ist  ein  beliebiger  Teil  des  Gebietes  der  freien  Willkür  ...  In  wie- 
fern er  unter  diesem  Vertrage  steht,  heisst  er  Bürger.  »  Es  muss 
nun  dem  Menschen  erlaubt  sein,  sich  von  dem  engsten  Kreise,  den 
der  Staatsvertrag  umschreibt,  gegen  den  äussern  und  weiterhin 
gegen  den  äussersten  Umkreis,  das  Gebiet  des  Gewissens,  zurück- 
zuziehen; er  darf  auch  das  Gebiet  des  Naturrechts  verlassen,  wenn 
er  auf  einer  wüsten  Insel  leben  will.  J27 

Aus  dieser  Unterscheidung  der  verschiedenen  Sphären,  unter 
welchen  sich  der  Mensch  im  Staate  betrachten  lässt,  folgt  nun, 
dass,  wenn  ich  durch  Vertrag  Eigentum  erworben  habe,  ich  diesen 
Vertrag  nicht  in  meiner  Eigenschaft  als  Staatsbürger,   sondern  als 
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Person,  vermöge  meiner  natürlichen  Rechte  und  der  Sphäre  meiner 
freien  Willkür  geschlossen  habe.  Somit  ist  nun  erwiesen,  dass  nicht 
der  Staat,  sondern  die  vernünftige  Natur  des  Menschen  die  Quelle 
des  Eigentums  ist. 

Aus  dem  Dargelegten  geht  nun  unzweideutig  hervor,  dass 
Fichte  die  später  vollzogene  Trennung  von  Recht  und  Moral  hier 
noch  nicht  kennt.  Wie  Rousseau  lässt  auch  er  das  Naturrecht  aus 
dem  Sittengesetz  hervorgehen ;  es  ist  für  ihn,  wie  wir  gesehen 
haben,  nichts  anderes,  als  «das  Sittengesetz,  inwiefern  es  die  Welt 
der  Erscheinungen  bestimmt».  Der  Endzweck  der  Staatsverbindung 
ist  kein  anderer,  als  der  Endzweck  jedes  Einzelnen.  Die  Antwort 
auf  die  Frage  nach  diesem  Endzweck  ist  nach  Fichte  rein  moralisch 
und  muss  sich  auf  das  Sittengesetz  gründen,  welches  allein  den 
Menschen  als  Menschen  beherrscht  und  ihm  einen  Endzweck  auf- 
stellt. 128  Die  staatliche  Verbindung  würde  ganz  zwecklos  sein, 
wenn  sie  nicht  diesen  höchsten  Endzweck  jedes  Einzelnen  befördern 
sollte.  Die  spätere  Abgrenzung  der  Gebiete  des  Rechts  und  der 
Moral,  wonach  das  Recht  es  mit  den  äussern  Beziehungen  der 
Menschen  mit  dem  Gemeinschaftsleben  als  solchem  zu  tun  hat, 
während  die  Moral  die  innern  Beziehungen  des  Individuums  zu 
andern  Individuen  zu  ihrem  Gegenstand  hat  —  eine  Abgrenzung, 
die  Fichte  übrigens,  wie  wir  noch  sehen  werden,  auch  später  nicht 
konsequent  durchgeführt  hat  —  konnte  er  natürlich  in  dieser  Schrift 
wo  er  noch  einseitig  den  individualistischen  Standpunkt  vertrat, 
und  der  Gemeinschaft  als  solcher  noch  keine  selbständige  Bedeutung 
neben  oder  über  dem  Individuum  zuerkannte,  nicht  gelten  lassen. 
Der  Staat  war  für  ihn  damals,  wie  bereits  erwähnt,  noch  kein  sich 
selbst  genügendes  sittliches  Institut,  sondern  bloss  ein  dienendes 
Mittel  für  die  sittlichen  Zwecke  des  Individuums. 

Diesem  einseitig  individualistischen  Standpunkt  entspricht  es. 
dass  Fichtes  ökonomische  Anschauungen  in  dieser  Schrift  sich  noch 
völlig  auf  dem  Boden  des  Liberalismus,  den  er  später  so  entschieden 
bekämpfte,  bewegen,  und  dass  er  dem  Staate  keine  positiven  ökono- 
mischen Aufgaben  zuschreibt.  Er  kennt  und  postuliert  zwar  im 
Sinne  der  Physiokraten  das  Recht  des  Individuums  auf  Existenz 
oder  die  Unterstützungspflicht  der  Gesellschaft  gegenüber  dem 
Einzelnen,  ebenso  die  Kehrseite  dieses  Rechts,  die  Pflicht  zur 
Arbeit.  «Jeder  muss  das  Unentbehrliche  haben »,  sagt  Fichte,  «das 
its  unveräusserliches  Menschenrecht:  insofern  ihr  Vertrag»  —  der 
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privilegierten  Stände  —  «mit  uns  irgend  einen  von  uns  der  Möglich- 
keit beraubte,  dieses  zu  haben,  war  er  an  sich  rechtsunkräftig,  und 
ohne  allen  Schadenersatz  aufzuheben.  So  lange  auch  nur  noch 
Einer  da  ist,  dem  es  um  ihrer  willen  unmöglich  ist,  durch  seine 
Arbeit  dies  zu  erwerben,  muss  ihr  Luxus  ohne  alles  Erbamen  ein- 
geschränkt werden.  —  Durch  seine  Arbeit  es  zu  erwerben,  sage 
ich;  denn  nur  unter  der  Bedingung  der  zweckmässigen  Anwendung 
seiner  Kräfte  hat  er  Anspruch  auf  sein  Unentbehrliches.  Kein 
Mensch  auf  der  Welt  hat  das  Recht,  seine  Kräfte  ungebraucht  zu 
lassen  und  durch  fremde  Kräfte  zu  leben.  »  1?9  Dieses  Unentbehr- 
liche, das  jedem  von  Rechts  wegen  zukommt,  charakterisiert  Fichte 
folgendermassen :  « Eine  dem  menschlichen  Körper  zuträgliche 
Nahrung  in  der  zur  Ersetzung  der  Kräfte  nötigen  Quantität,  ein 
nach  Verhältnis  des  Klimas  gesunde  Kleidung  und  feste  und 
gesunde  Wohnung  muss  jeder  haben,  der  arbeitet;  das  ist  Grund- 
satz».130 Allein  wie  die  Physiokraten  ist  auch  er  weit  entfernt 
davon,  von  dem  natürlichen  Recht  des  Individuums  auf  Existenz  zu 
wirtschaftlichen  Postulaten  im  Sinne  des  Sozialismus  fortzuschreiten; 
er  weiss  hier  noch  nichts  von  der  später  so  energisch  vertretenen 
Forderung  der  Organisation  und  der  Regulierung  der  Arbeit  und 
der  Güterverteilung  durch  die  Gesamtheit.  Der  Staat  hat  keine 
positiven  wirtschaftlichen  Pflichten  dem  Individuum  gegenüber.  Das 
Recht  auf  Existenz  ist  ein  Naturrecht,  das  als  solches  früher  ist, 
als  der  Staatsvertrag  und  weiter  reicht  als  das  Gebiet  desselben. 
Die  Verwirklichung  der  Naturrechte  verlangt  nur  die  Passivität 
des  Staates  dem  Einzelnen  gegenüber.  —  Er  kennt  zwar  hier  schon 
die  sozialen  Schäden  der  Zeit,  und  die  Leiden  der  Besitzlosen, 
namentlich  des  ländlichen  Proletariats  —  ein  städtisches  Proletariat 
gab  es  damals  in  Deutschland  noch  nicht  —  bewegen  sein  Gemüt 
aufs  tiefste.  Eine  Sanierung  der  Verhältnisse  erwartet  er  aber  im 
Sinne  der  Physiokraten  und  der  « Menschenrechte »  von  der  wirt- 
schaftlichen Autonomie  des  Individuums,  von  der  Aufhebung  der 
Vorrechte  der  begünstigten  Stände  und  der  freien  Verfügung  des 
Einzelnen  über  seine  Arbeitskräfte  ;  er  erhofft  eine  gleichmässigere, 
gerechtere  Verteilung  der  Reichtümer  von  der  Ueberwindung  des 
«Zunftgeistes»  und  der  Beseitigung  der  Handesmonopole  und  der 
Preisregulierung. 131  Wenn  «fast  in  allen  monarchischen  Staaten 
über  die  ungleiche  Verteilung  der  Reichtümer,  über  die  unermess- 
lichen    Besitzungen    einiger    wenigen,    neben   jenen    Heeren  von 
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Menschen,  die  nichts  haben»,  geklagt  wird,  so  liegt  dies  an  der 
jetzigen  Verfassung  der  Staaten;  es  Hesse  sich  indes  eine  gleich- 
mässigere  Verteilung  der  Güter  ohne  Eingriff  in  die  Rechte  des 
Eigentums  bewirken.  Die  Zeichen  des  Wertes  der  Dinge,  das  Geld 
verliert,  infolge  seiner  unverhältnismässigen  Vermehrung  durch  das 
künstliche  Kreditsystem  der  Staaten  immer  mehr  seinen  Wert  gegen 
die  Dinge  selbst,  die  allein  realen  Wert  haben;  der  Bodenwert 
steigt  daher,  während  der  Geldwert  sinkt.  Der  Bodenbesitzer  kann 
seine  Produkte,  die  für  jeden  unentbehrlich  sind,  immer  mehr  ver- 
teuern, und  muss  endlich  mit  Hilfe  der  Landbauern,  die  entweder 
ganz  Leibeigene,  oder  zu  unentgeltlichen  und  im  besten  Falle  sehr 
schlecht  bezahlten  Frohndiensten  verpflichtet  sind,  die  einzigen 
Besitzer  aller  Reichtümer  der  Nation  werden.  Soll  dies  nun  ver- 
hindert werden,  so  gibt  es  kein  einfacheres  und  besseres  Mittel, 
als  die  Abschaffung  der  gutsherrlichen  Vorrechte  und  der  bäuer- 
lichen Gutsuntertänigkeit.  «...  gebt  den  Handel  mit  dem  natür- 
lichen Erbteil  des  Menschen,  mit  seinen  Kräften,  frei»,  ruft  Fichte 
aus,  «ihr  werdet  das  merkwürdige  Schauspiel  erblicken,  dass  der 
Ertrag  des  Grundeigentums  und  alles  Eigentums  in  umgekehrtem 
Verhältnis  mit  der  Grösse  desselben  stehe,  der  Boden  wird,  ohne 
gewalttätige  Ackergesetze,  die  allemal  ungerecht  sind,  von  selbst 
allmählich  sich  unter  mehrere  verteilen  und  euer  Problem  wird 
gelöst  sein. »  132 

Aus  alledem  geht  zur  Evidenz  hervor,  dass  Fichte  in  dieser 
Schrift  die  Aufgabe  des  Staates  lediglich  im  Rechts-  und  Sicher- 
heitsschutz erblickt,  keineswegs  aber  dem  Staate  irgend  welche 
positiven  ökonomischen  Zwecke  vindiziert.  Zeller  133  hat  daher 
Recht,  wenn  er  behauptet,  Fichte  habe  von  der  dreifachen  Aufgabe 
des  Staates:  dem  Rechtsschutz,  der  Sorge  für  das  materielle  Wohl, 
der  Förderung  der  Sittlichkeit  und  der  Bildung  zuerst  die  erste 
von  diesen  Aufgaben  einseitig  ins  Auge  gefasst  und  erst  in  der 
Folge  sei  für  ihn  die  zweite  so  entschieden  in  den  Vordergrund 
getreten,  dass  er  eine  sozialistische  Organisation  der  Arbeit  ver- 
langt habe,  während  in  dem  letzten  Abschnitt  seines  Lebens  die 
Volkserziehung  ihm  als  die  wichtigste  und  wesentlichste  Bestimmung 
des  Staates  erschienen  sei.  Wenn  Schmoller 134  demgegenüber 
Zeller  nur  in  Bezug  auf  den  dritten  Zweck  Recht  geben  zu  können 
glaubt,  hinsichtlich  der  ersten  zwei  Zwecke  aber  die  Ansicht  ver- 
tritt, dass   sie  für  Fichte  von  Anfang  an  zusammengefallen  seien, 
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so  ist  er  nicht  nur  den  Beweis  für  diese  Behauptung  schuldig 
geblieben,  sondern  er  stellte  sich  dadurch  auch  geradezu  in  Wider- 
spruch zum  ganzen  Inhalt  der  Fichteschen  Schrift  über  die 
französische  Revolution. 

So  sehr  ist  hier  Fichte  übrigens  in  der  Frage  nach  dem  Verhältnis 
von  Staat  und  Individuum  von  seinem  spätem  Standpunkt  noch  ent- 
fernt, nach  welchem  die  Individuen  nichts  als  die  dienenden  Organe 
oder  die  Werkzeuge  der  Gattung  sind,  so  dass  dem  Staate  das 
Recht  zusteht,  alle  Kräfte  jedes  einzelnen  Individuums  für  seine 
Zwecke  voll  und  ganz  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  dass  er  vielmehr 
an  dem  modernen  Staate  den  schärfsten  Tadel  übt,  dass  in  ihm  die 
Persönlichkeit  nicht  zu  ihrem  Recht  komme.  «Alles  hat  bei  uns 
seine  bestimmte  Regel,  und  unsere  Staaten  sind  Uhrwerke,  wo  alles 
geht,  wie  es  einmal  gestellt  worden  ist.  Die  Willkür,  der  indi- 
viduelle Charakter  hat  fast  gar  keinen  Spielraum,  er  soll  keinen 
haben;  er  ist  überflüssig,  er  ist  schädlich,  und  ein  guter  Vater  oder 
Erzieher  sucht  sorgfältig  seinen  Zögling,  den  er  zu  den  Geschäften 
bestimmt,  vor  diesem  nachteiligen  Hausrate  zu  verwahren.»135 

Allein  trotz  des  prononziert  individualistischen  Standpunktes 
enthält  bereits  diese  Schrift  Fichtes  die  Keime  zu  seiner  spätem 
sozialpolitischen  Doktrin.  Die  Deduktion  des  Eigentums  als  eines 
Postulates  der  vernünftigen  Natur  des  Menschen.  —  eine  Deduktion, 
die  das  natürliche  Recht  aller  vernünftigen  Wesen  auf  Eigentum  in 
sich  schliesst  —  die  angeführte  Ansicht  über  den  xA.nspruch  jedes 
arbeitenden  Bürgers  auf  angemessene  Nahrung,  Kleidung  und  Woh- 
nung und  die  Forderung  einer  erbarmungslosen  Einschränkung  des 
Luxus  der  begünstigten  Stände  in  der  Form  der  Aufhebung  ihrer 
Vorrechte,  solange  jener  Anspruch  nicht  befriedigt  wird,  endlich 
das  tiefe  und  warme  Gefühl  für  die  Leiden  der  Enterbten  und 
Besitzlosen,  das  sich  in  Worten  voll  hinreissender  Begeisterung 
und  sittlichen  Pathos  kundgibt:  alle  diese  Momente  konnten  für 
die  Dauer  ihre  Wirkung  im  Sinne  einer  Beeinflussung  seiner  sozial- 
politischen Ideen  nach  sozialistischer  Richtung  hin  nicht  verfehlen. 
Von  hier  aus  ist  nur  noch  ein  Schritt  zur  Ueberwindung  der 
«  laisser-faire »-  Maxime  und  weiterhin  zur  Postulierung  wirtschaft- 
licher Rechte  im  Sinne  des  Sozialismus. 
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b)  Zweite  Periode. 

Diesen  Schritt  vollzog  Fichte  zum  Teil  schon  in  seiner  «  Grund- 
lage des  Naturrechts  nach  Prinzipien  der  Wissenschaftslehre»  vom 
Jahre  1796,  in  der  Hauptsache  aber  erst  im  «Geschlossenen  Handels- 
staat» vom  Jahre  1800,  wobei  freilich  die  eigentlichen  Motive,  die  für 
ihn  massgebend  waren,  mehr  allgemeiner  sozialistischer  Art  waren 
und  in  den  politischen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der  Zeit 
oder  richtiger  der  nahen  Zukunft,  die  er  voraussah,  ihre  Begründung 
hatten,  als  sie  im  einzelnen  die  Folgerungen  aus  den  Prinzipien 
der  Wissenschaftslehre  und  der  Deduktion  von  Recht  und  Staat 
darstellten. 

Im  «Naturrecht»,136  der  bedeutendsten  rechtsphilosophischen 
Schrift  der  zweiten  Periode  seiner  schriftstellerischen  Wirksamkeit, 
stellt  sich  Fichte  zunächst  die  Aufgabe,  das  Recht  aus  Prinzipien 
der  Wissenschaftslehre  abzuleiten.  Wir  haben  bereits  in  der  Ein- 
leitung zu  dieser  Abhandlung  gesehen,  wie  Fichte  diese  Aufgabe 
löst,  wie  er  das  Recht  als  etwas  in  der  menschlichen  Natur  not- 
wendig begründetes,  als  Bedingung  der  Möglichkeit  des  Selbst- 
bewusstseins  deduziert.  Diesem  Ausgangspunkte  entsprechend,  sieht 
sich  Fichte  genötigt,  entgegen  der  in  der  Schrift  über  die  franzö- 
sische Revolution  vertretenen  Ansicht,  eine  scharfe  begriffliche  Ab- 
grenzung zwischen  dem  Gebiete  des  Rechts  und  dem  der  Moral 
vorzunehmen  und  sich  somit  in  Gegensatz  zu  stellen  zu  den  her- 
kömmlichen Theorien  des  Naturrechts,  namentlich  zu  den  unmittel- 
bar vor  seiner  Rechtslehre  erschienenen  Lehrbüchern  des  Natur- 
rechts der  Kantianer  G.  Hufeland  und  C.  Chr.  E.  Schmid,  die  das 
Recht  von  der  Moral  abhängig  machten.  Hatten  diese  Theorien 
das  Gebiet,  welches  das  Sittengesetz  frei  lässt,  als  das  des  Rechts 
bezeichnet,  indem  sie  alle  diejenigen  Handlungen,  welche  das 
Sittengesetz  weder  gebietet,  noch  verbietet,  sondern  erlaubt,  als 
die  Domäne  des  Rechts  hingestellt  und  somit  das  Recht  zu  etwas 
willkürlich  Gemachtem  oder  bloss  Formellem  degradiert,  so  be- 
hauptet Fichte  demgegenüber,  die  Rechtslehre  sei  eine  reelle  philo- 
sophische Wissenschaft,  die  das  Recht  als  eine  notwendige  Setzung 
der  Vernunft  betrachtet.  Er  suchte  demgemäss  die  Rechtslehre  unab- 
hängig von  allen  ethischen  Bestimmungen  als  selbständige  Wissenschaft 
nach  eigenen  Prinzipien  durchzuführen.  Wir  haben  bereits  oben  die 
Deduktion  des  Rechts  kennen  gelernt.    Diese    Deduktion   hat  mit 
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dem  Sittengesetz  nichts  zu  tun,  der  Begriff  des  Rechts  kann  aus 
dem  Sittengesetz  nicht  deduziert  werden.  «Der  Begriff  der  Pflicht, 
der  aus  jenem  Gesetz  hervorgeht,  ist  dem  des  Rechts  in  den 
meisten  Merkmalen  geradezu  entgegengesetzt.  Das  Sittengesetz 
gebietet  kategorisch  die  Pflicht:  Das  Rechtsgesetz  erlaubt  nur,  aber 
gebietet  nie,  dass  man  sein  Recht  ausübe.  Ja,  das  Sittengesetz 
verbietet  sehr  oft  die  Ausübung  eines  Rechtes,  das  dann  doch 
nach  dem  Geständnis  aller  Welt  darum  nicht  aufhört,  ein  Recht 
zu  sein.  »  137  Das  Sittengesetz  kann  wohl  dem  Rechtsbegriffe  eine 
neue  Sanktion  geben,  es  kann  ihn  aber  nicht  von  sich  aus  schaffen. 
Das  entscheidende  Merkmal  des  Sittlichen  liegt  in  dem  guten 
Willen,  in  der  innern  Gesinnung,  aus  der  die  Handlung  geschehen 
ist.  Das  Rechtsgesetz  hat  mit  dem  guten  Willen  nichts  zu  tun; 
es  bezieht  sich  auf  äussere  Handlungen  und  ist  wie  diese  erzwingbar. 
«So  bedarf  es  keiner  künstlichen  Vorkehrungen  um  Naturrecht  und 
Moral  zu  scheiden  .  .  .  Beide  Wissenschaften  sind  schon  ursprüng- 
lich und  ohne  unser  Zutun  durch  die  Vernunft  geschieden  und  sind 
völlig  entgegengesetzt. » 138  Das  Naturrecht  ist  jetzt  für  Fichte 
nicht  mehr,  wie  in  der  Schrift  über  die  französische  Revolution, 
«das  Sittengesetz,  inwiefern  es  die  Welt  der  Erscheinungen  be- 
stimmt», sondern  sein  Gebiet  fällt  mit  dem  der  freien  Verträge 
zusammen.  Die  Verbindlichkeit  des  Naturrechts  ist  nicht  so  absolut, 
wie  die  des  Sittengesetzes.  Sie  gilt  nur  unter  der  vom  Individuum 
übernommenen  Voraussetzung,  in  der  Gemeinschaft  mit  andern  zu 
leben.  Naturrecht  ist  daher  nur  «in  einem  gemeinen  Wesen  und 
unter  positiven  Gesetzen»  möglich.  Nur  dem  Begriffe  nach  ist  das 
Naturrecht  früher  als  der  Staat,  nicht  aber  der  Geltung  nach. 

Diese  Abtrennung  von  Recht  und  Moral,  auf  die  Fichte  in  der 
Einleitung  zu  seinem  «Naturrecht»  so  viel  Gewicht  legt,  hatte  für 
seine  Rechts-  und  Staatslehre  in  dieser  Periode  grosse  Bedeutung. 
Sie  sollte  es  ihm  ermöglichen,  für  das  Gemeinschaftsleben  als  solches 
eigenartige,  von  der  Ethik,  die  es  mit  den  Beziehungen  von  Indi- 
viduum zu  Individuum  zu  tun  hat,  unabhängige  Normen  aufzustellen, 
die  das  wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Leben  zu  regeln 
hätten.  In  der  Tat  verdichten  sich  bei  Fichte  die  Urrechte,  die 
aus  dem  Begriffe  der  Rechtsgemeinschaft  als  einer  notwendigen 
Bedingung  der  Möglichkeit  des  Selbstbewusstseins  abgeleitet  werden, 
zu  konkreten  wirtschaftlichen  Forderungen.  Wir  haben  gesehen, 
wie  der  ursprünglichste  Akt    des   Bewusstseins    durch    den  Begriff 
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der  Rechtsgemeinschaft  bedingt  ist.  Das  Ich  kann  sich  nur  setzen 
und  sich  eine  freie  Wirksamkeit  zuschreiben,  wenn  es  die  Existenz 
anderer  vernünftiger  und  freier  Wesen  setzt  und  sich  zu  ihnen  in 
das  Verhältnis  einer  Rechtsgemeinschaft  stellt.  Diese  fordert  aber 
die  Coexistenz  der  Personen  in  der  Sinnenwelt.  Die  Bedingungen 
zur  Existenz  freier  Personen  in  der  Sinnenwelt  sind  nun  gewisse 
unverletzliche  Rechte  des  Einzelnen :  die  Urrechte.  Zu  diesen  gehört 
*das  Recht  auf  Selbsterhaltung  und  das  Recht  auf  Eigentum,  d.  h. 
das  Recht,  Objekte  ausschliessend  bestimmen,  seinen  Zwecken  unter- 
werfen zu  dürfen.  Dem  Staate,  der  die  Urrechte  nicht  nur  zu 
schützen,  sondern  auch  zu  verwirklichen  hat,  erwächst  nun  die 
positive  Aufgabe,  jedem  zu  seinen  Urrechten  in  der  Form  des 
Rechts  auf  Existenz  und  auf  Arbeit  zu  verhelfen.  Damit  ist  aber 
auch  die  Grundlage  gewonnen  für  das  ganze  sozialistische  System 
Fichtes,  für  die  Forderung  einer  Organisation  der  Arbeit  und  der 
Güterverteilung  durch  den  Staat. 

So  gelangt  nun  Fichte  trotz  des  individualistischen  Ausgangs- 
punktes, den  er  mit  dem  abstrakten  Naturrecht  gemein  hat,  zu 
positiven  wirtschaftlichen  Forderungen  im  Sinne  des  Sozialismus. 
Der  Ausgangspunkt  ist  und  bleibt  rein  individualistisch.  Der  Staat 
wird  nach  wie  vor  aus  dem  freiwilligen  Vertrage  der  souveränen, 
nach  dem  natürlichen  Recht  vollkommen  unabhängigen  Individuen 
abgeleitet.  Die  Quelle  allen  und  jeden  Rechts  ist  das  Ich.  Und 
so  sehr  sich  auch  Fichte  in  den  «Tatsachen  des  Bewusstseins  » 
gegen  den  «individualistischen  Idealismus»,  der  das  individuelle 
Ich  zum  Prinzip  der  Erkenntnis  erhebt,  verwahrt,  und  im  Gegen- 
satz zu  diesem  die  absolute  ewige  Vernunft,  «das  eine  unmittelbar 
geistige  Leben,  das  alle  Erscheinungen,  auch  die  Ich-Individuen, 
schafft  und  in  sich  begreift»,130  als  oberstes  Prinzip  der  Welt- 
erklärung hinstellt,  so  ist  doch  die  Quelle  der  Rechtsgemeinschaft 
das  sinnliche  Einzel-Ich,  die  Coexistenz  der  Personen  in  der  Sinnen- 
welt. «Das  materielle  Ich,  der  Leib  als  sinnlich  erkennbarer  Träger 
der  Vernunft  ist  die  äussere  Bedingung  der  Rechtsgemeinschaft. »  140 
Dieser  individualistische  Ausgangspunkt  hindert  Fichte  jedoch  nicht, 
zu  sozialistischen  Forderungen  fortzuschreiten.  Sein  Sozialismus 
ist,  wenn  man  so  sagen  darf,  ein  Sozialismus  auf  individualistischer 
Grundlage.  Nicht,  wie  H.  Ditzel  behauptet,  das  starre  einseitige 
Sozialprinzip  in  der  Fassung  eines  Plato,  das  vom  Ganzen  ausgeht 
und   den    Staat   als    Selbstzweck    betrachtet,    dem    gegenüber  die 
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Individuen  sich  bloss  als  Mittel,  als  dienende  Organe  zu  verhalten 
haben,  führt  Fichte  zur  Forderung  der  staatlichen  Regulierung  und 
Bevormundung  des  ganzen  Wirtschaftslebens,  sondern  er  betrachtet 
im  Gegenteil  diese  Forderung  als  Konsequenz  der  natürlichen 
Individualrechte,  die  nur  durch  den  Staat,  durch  die  staatliche 
Organisation  der  Produktion  verwirklicht  werden  können.  Die  ab- 
strakte Rechtsstaatstheorie  ist  insofern  im  Rechte,  als  sie  die  Quelle 
von  Recht  und  Staat  im  Vertrage  der  freien  Individuen  sieht,  der 
allein  einen  Rechtszustand  begründen  und  dem  Einzelnen  eine 
Garantie  für  das  rechtliche  Verhalten  aller  andern,  von  der  seine 
eigene  rechtliche  Verpflichtung  ihnen  gegenüber  abhängt,  geben 
kann;  sie  begeht  aber  den  Fehler,  dass  sie  den  Begriff  des  Rechts- 
und Freiheitsstaates  zu  einseitig  fasst  und  manches  übersieht,  was 
gleichfalls  in  der  Aufgabe  des  Staates  liegt.  Sie  erblickt  den  Zweck 
des  Staates  lediglich  darin,  jeden  in  dem  ganzen  Umfang  seiner 
Freiheit,  d.  h.  in  der  Anwendung  und  Entwicklung  seiner  Kräfte, 
insofern  er  die  Freiheitssphäre  der  andern  nicht  verletzt  und  ihnen 
nicht  die  Möglichkeit  zur  gleichen  Tätigkeit  nimmt,  zu  schützen : 
sie  übersieht  aber,  dass  neben  dem  Rechte  auf  freie  Selbstbestim- 
mung jede  Person  noch  das  Urrecht  der  Selbsterhaltung  hat, 
welches  durch  den  blossen  Schutz  der  Freiheit  in  angeführtem 
Sinne  keineswegs  garantiert  ist.  Da  die  ältere  Rechtsphilosophie 
dies  übersieht,  so  beschränkt  sie  sich  auf  ihren  formalen  Rechts- 
begriff und  kümmert  sich  um  die  Besitzverhältnisse  überhaupt 
nicht;  sie  akzeptiert  ohne  Bedenken  den  einseitig  individualistischen 
Eigentumsbegriff  des  römischen  Rechts  und  will  jedem  von  Staats- 
wegen das  zugesichert  wissen,  was  er  gerade  besitzt.  Hat  aber 
der  Staat  in  Wahrheit  die  Aufgabe,  die  Urrechte  der  Individuen 
in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  realisieren,  so  erwächst  für  ihn  die 
Pflicht,  nicht  nur  das  Eigentum  zu  schützen,  sondern  auch  jeden  in 
den  ihm  zukommenden  Besitz  erst  einzusetzen.  Er  muss  jedem 
Bürger  das  Recht  auf  auskömmliche  Existenz  sichern. 

Hieraus  folgt  aber,  dass  der  Staat  keine  selbständigen  Zwecke 
neben  und  über  den  Rechten  der  Einzelindividuen  hat,  dass  er  vielmehr 
nur  ein  dienendes  Organ  der  Individuen  ist,  wenn  auch  seine  Dienste 
sich  nicht,  wie  nach  den  Vertretern  der  Lehre  von  der  reinen  Rechts- 
aufgabe, auf  den  blossen  Rechts-  und  Sicherheitsschutz  beschränken,  son- 
dern sich  auch  auf  die  materielle  Wohlfahrt  der  Einzelnen  erstrecken  und 
den  Staat  zu  einem  umfassenden  Polizei-  und  Regierungsstaat  machen. 
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Bleibt  somit  der  individualistische  Ausgangspunkt  trotz  der 
sozialistischen  Konsequenzen  bewahrt,  wird  der  Staat  nach  wie  vor 
nicht  als  ein  sich  selbst  genügendes  sittliches  Institut,  sondern  bloss 
als  Mittel  für  die  Zwecke  der  Individuen  aufgefasst,  so  ist  die  zu- 
erst so  energisch  geforderte  und  vertretene  Trennung  der  Gebiete 
des  . Rechts  und  der  Moral,  die  Fichte  die  Möglichkeit  geben  sollte, 
für  das  Gemeinschaftsleben  als  solches  besondere  und  eigenartige 
Normen  aufzustellen,  im  Grund  genommen  schliesslich  doch  gegen- 
standslos geworden.  Die  praktischen  Forderungen,  die  er  auf 
Grund  der  Deduktion  des  Rechts  aufstellt,  sind  in  der  Tat  nichts 
anderes  als  die  Forderung  der  Realisierung  der  für  die  sittliche 
Entwicklung  des  Einzelnen  notwendigen  Vorbedingungen,  nämlich 
der  Urrechte.  Diese  haben  aber,  trotz  der  von  Fichte  behaupteten 
Ursprünglichkeit  des  Rechtsbewusstseins  neben  der  Ursprünglichkeit 
des  sittlichen  Bewusstseins,  letzten  Endes  keinen  anderen  Ausgangs- 
punkt als  den  sittlichen  Freiheitsbegriff. 141 

Es  mag  hier  ununtersucht  bleiben,  ob  und  inwiefern  die 
Trennung  von  Recht  und  Moral,  die  darauf  beruht,  dass  die  innere 
Gesinnung  und  die  äussere  Handlung  als  ganz  heterogene  Sphären 
gefasst  werden,  an  sich  berechtigt  ist;  was  für  Bewandtnis  es  mit 
der  entgegengesetzten  Richtung  in  der  Ethik  haben  mag,  die,  weil 
die  innere  Gesinnung  des  Menschen  sich  in  Handlungen  betätigt, 
für  Recht  und  Moral  dasselbe  Objekt  annimmt  und  in  den  recht- 
lichen Normen  lediglich  die  im  Laufe  der  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung zu  festen  geschriebenen  Gesetzen  des  Handelns  geronnenen 
Regeln  der  Moral  erblickt.  Jedenfalls  sei  hier  bemerkt,  dass  diese, 
auch  von  Schmoller  Fichte  gegenüber  mit  grosser  Sicherheit  ver- 
tretene Ansicht,  die  in  dem  Satze  gipfelt:  «Sitte.  Recht,  Moral 
sind  nichts  innerlich  Verschiedenes,  sie  geben  alle  drei  sittliche 
Regeln  des  Handelns,  die  nur  verschiedene  Exekutoren  haben,  das 
öffentliche  Bewusstsein,  den  staatlichen  Rechtszwang,  die  innere 
Selbstbeherrschung  »  142  —  den  Fehler  hat,  dass  sie,  abgesehen  von 
jeder  Deduktion  und  Definition  a  priori,  zu  der  erwähnten,  von 
Fichte  hervorgehobenen  empirischen  Tatsache  der  häufigen  Konflikte 
zwischen  Rechts-  und  Sittengesetz  in  Widerspruch  steht.  —  Wie 
dem  auch  sei,  Tatsache  ist,  dass  Fichte  später  die  schroffe  Trennung 
von  Recht  und  Moral  aufgegeben  hat.  Und  es  bedeutet  wohl 
mehr  als  eine  blosse  «Sanktion  des  Rechts  durch  das  Sittengesetz», 
wenn  Fichte   schon  in  seinem  «  System  der  Sittenlehre »  von  1 798 
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Recht  und  Staat  als  sittliche  Güter  und  Aufgaben  hingestellt  hat. 
Das  staatsbürgerliche  Leben  erscheint  hier  «als  notwendig  unter 
dem  sittlichen  Gesichtspunkte,  als  jedem  durch  das  Gewissen  ge- 
boten». Die  vernimftmässige  Ausbildung  der  Sinnenwelt,  die 
Gemeingut  ist,  ist  nicht  mir  allein,  sondern  allen  vernünftigen 
Wesen  aufgetragen.  Sie  kann  daher  nur  nach  einer  gemeinschaft- 
lichen Ueberzeugung  geschehen.  «Es  muss  sonach,  nach  einem 
absoluten  Gebote  des  Sittengesetzes,  eine  solche  Uebereinstimmung 
schlechthin  hervorgebracht  werden.  —  Die  Uebereinkunft.  wie 
Menschen  gegenseitig  aufeinander  sollen  einfliessen  dürfen,  d.  h. 
die  Uebereinkunft  über  ihre  gemeinschaftlichen  Rechte  in  der  Sinnen- 
welt, heisst  der  Staats: 'ertrag ;  und  die  Gemeine,  die  übereinge- 
kommen ist,  der  Staat.  Es  ist  absolute  Gewissenspflicht,  sich  mit 
anderen  zu  einem  Staate  zu  vereinigen».143 

Die  Sicherheit  des  Rechtszustandes,  der  allerdings  von  dem 
Sittengesetz  postuliert  wird,  darf  jedoch  nicht  von  der  Moralität, 
von  der  rechtlichen  Gesi?i?aing  abhängig  gemacht  werden.  Es  be- 
darf vielmehr,  um  diese  Sicherherheit  zu  gewährleisten,  gewisser 
Veranstaltungen  gegen  Rechtsverletzung.  Hier  tritt  das  Zwangs- 
gesetz ein.  dessen  Prinzip  darin  besteht,  dass  durch  den  Kausal- 
zusammenhang zwischen  dem  begangenen  Unrecht  und  dem  dadurch 
herbeigeführten  Uebel,  der  Strafe,  der  unrechtsmässige  Wille  un- 
möglich gemacht  wird.  Die  Ausübung  des  Zwangsrechts  muss 
einer  Gewalt  übertragen  werden,  die  für  die  Aufrechterhaltung  des 
Rechtszustandes  und  für  die  Sicherheit  aller  zu  sorgen  hat.  Diese 
Gewalt  ist  der  gemeinsame  Wille,  der  durch  den  Staatsbürger- 
vertrag gefunden  wird.  Der  Staatsbürgervertrag  lässt  sich  seinem 
nähern  Inhalte  nach  in  drei  Verträge,  den  Eigentums-  Schutz- 
und  Vereinigungsvertrag  zerlegen. 

1.  Der  Eigentumsvertrag  und  die  aus  ihm  folgende  Gesetz- 
gebung. Da  alle  Rechtsgemeinschaft  die  gegenseitige  Anerkennung 
der  Personen  in  der  wechselseitigen  Ausschliessung  ihrer  Freiheits- 
sphären erfordert,  so  werden  die  verschiedenen  Freiheitssphären 
durch  den  gemeinsamen  Willen  in  das  richtige  Verhältnis  gebracht. 
Durch  den  Vertrag  verpflichtet  sich  jeder,  das  fremde  Eigentum, 
d.  h.  das  Recht  der  a)idem  auf  freie  Ha)idlungen  in  der  Sinncn- 
ivelt.  nicht  zu  verletzen.  Xfnter  Eigentum  versteht  Fichte  nicht  wie 
die  Civilisten  den  ausschliesslichen  Besitz  einer  Sache,  sondern,  wie 
Schmoller    sich    ausdrückt,    «das    ganze    Eigentums-,  Servituten-, 
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Obligationenrecht,  kurz  alle  Teile  des  Civil-  und  Polizeirechts,  die 
auf  die  Ordnung  der  Besitz-  und  Nahrungsverhältnisse  Bezug 
haben».144  Wie  alles  Recht  überhaupt  für  ihn  nur  ein  Verhältnis 
von  Menschen  untereinander  ist,  so  kann  auch  das  Eigentumsrecht 
nicht  in  der  absoluten  Rechtsherrschaft  der  Person  über  die  Sache, 
sondern  nur  in  dem  Rechte  auf  eine  bestimmte  Tätigkeit,  in  dem 
Rechte  gewisse  Objekte  nach  seinem  Willen  bestimmen,  seinen 
Zwecken  dienstbar  machen  zu  dürfen,  bestehen.  Im  Eigentumsvertrag 
wird  jedem  Einzelnen  ein  bestimmter  Teil  der  Sinnen  weit  als  Sphäre 
seiner  freien  Wirksamkeit  zugewiesen,  unter  der  Bedingung,  dass 
er  die  Freiheit  aller  übrigen  in  ihren  Sphären  nicht  verletze.  «Jeder 
hat  zu  allen  gesagt,  ich  will  dies  besitzen  und  verlange  von  euch, 
dass  ihr  euch  eurer  Rechtsansprüche  darauf  begebt.  Alle  haben 
ihm  geantwortet:  wir  begeben  uns  dieser  Ansprüche  unter  der 
Bedingung,  dass  du  dich  der  deinigen  auf  alles  übrige  begibst  .... 
Jeder  sonach  setzt  sein  ganzes  Eigentum  als  Unterpfand  ein,  dass 
er  das  Eigentum  aller  übrigen  nicht  verletzen  wolle.  »  145  Der 
Eigentumsvertrag,  der  das  Rechtsverhältnis  jedes  Einzelnen  gegen 
alle  Einzelnen  im  Staate  bestimmt,  ist  also  die  Grundlage  des 
gesamten  Zivilrechts. 

Aus  dieser  Ansicht,  wonach  das  Urrecht  der  Menschen  auf 
freie  Handlungen  in  der  Sinnenwelt;  sein  Recht,  die  Dinge  der 
Aussenwelt  seinen  Zwecken  zu  unterwerfen,  der  erste  Grund  alles 
Eigentums  ist,  folgt  aber,  dass  durch  den  Staatsvertrag,  der  jenes  Ur- 
recht realisieren  soll,  mir  nicht  das  Eigentum  an  den  Objekten  an 
sich,  sondern  nur  die  freie  ungestörte  Tätigkeit  an  ihnen,  der  aus- 
schliessende  Gebmuch  derselben  zugestanden  wird.  Die  nähere 
Bestimmung  dieses  im  Eigentumsvertrag  zugestandenen  Freiheits- 
gebrauchs liegt  auf  der  Hand.  Die  Tätigkeit,  der  Zweck  ist  die 
Hauptsache.  Alles  Eigentum  besteht  in  einer  durch  Zwecke  be- 
stimmten Tätigkeit,  die  jede  fremde  Einmischung  ausschliesst ;  es 
erstreckt  sich  nur  auf  die  Erreichung  dieses  Zweckes.  Jede  von 
'  Zwecken  geleitete  Tätigkeit  ist  auf  die  Zukunft  gerichtet.  Das  in 
der  Zukunft  liegende  Ziel  bestimmt  die  gegenwärtige  Tätigkeit, 
die  gegenwärtige  Tätigkeit  ermöglicht  die  Erreichung  des  Zieles  in 
der  Zukunft.  Jede  Tätigkeit  hat  also  den  Wunsch  nach  Fortdauer 
in  der  Zukunft  zur  Voraussetzung.  Dieser  Wunsch  ist  die  erste 
und  ursprüngliche  Triebfeder  aller  menschlichen  Tätigkeit.  Leben 
zu  können  ist  der  Zweck  aller  freien  Tätigkeit.    Zu  diesem  Zwecke 
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sucht  jeder  in  den  Besitz  der  für  seine  Erhaltung  nötigen  Lebens- 
mittel zu  gelangen;  er  will  sich  durch  seine  Tätigkeit,  durch  die  aller 
Besitz  bedingt  ist,  diese  Lebensmittel  verschaffen,  mit  andern 
Worten,  er  will  von  seiner  Arbeit  leben  können.  Ist  aber  dies  der 
Zweck  aller  freien  Tätigkeit,  so  muss  jedem,  dem  eine  gewisse 
Sphäre  der  Objekte  ausschliessend  zu  einem  gewissen  Gebrauch 
garantiert  wird,  auch  der  Zweck  dieses  Gebrauchs :  das  Leben- 
können garantiert  werden.  « Leben  zu  können  ist  das  absolute 
unveräusserliche  Eigentum  aller  Menschen  ....  Es  ist  Grundsatz 
jeder  vernünftigen  Staatsverfassung:  Jedermann  soll  von  seiner 
Arbeit  leben  können.  »  146  Da  nun  jeder  Vertrag  auf  Gegenseitig- 
keit beruht,  so  ist  niemand  zur  Respektierung  der  fremden  Eigen- 
tumssphäre verpflichtet,  solange  ihm  nicht  das  seinige  gegeben  ist, 
d.  h.  solange  er  nicht  von  seiner  Arbeit  leben  kann.  Dem  Bürger- 
vertrage zufolge  hat  der  Arme  ein  «absolutes  Zwangsrecht  auf 
Unterstützung » ,  mit  andern  Worten,  jeder  hat  das  Recht  auf 
Arbeit. 146a  Aus  der  Verpflichtung  des  Staates,  dass  jeder  von 
seiner  Arbeit  leben  könne,  folgt  aber  notwendig,  dass  jeder  Staats- 
bürger nicht  nur  das  Recht  auf  Arbeit,  sondern  auch  die  Pflicht 
zur  Arbeit  habe.  Es  darf  im  Staate  weder  Notleidende,  noch 
Müssiggänger  geben.  Niemand  darf,  wie  Rousseau  bereits  betont 
hat,  von  der  Arbeit  anderer  leben.  147  Alles  vom  Staate  zum 
Gebrauche  verliehene  Eigentum  muss  den  Staatsbedürfnissen  ent- 
sprechend gebraucht  werden.  Das  Eigentumsrecht  an  die  Objekte 
reicht  nur  soweit,  als  die  dem  Bürger  zugestandene  Freiheit,  die- 
selben zu  bearbeiten.  Niemand  kann  daher  ohne  geleistete  Arbeit 
Eigentümer  an  Sachgütern  werden.  Der  Staat  kann  ferner  nur 
dann  die  Verpflichtung  übernehmen,  dass  jeder  von  seiner  Arbeit 
leben  könne,  wenn  ihm  zugleich  das  Recht  zugestanden  wird,  die 
Tätigkeit  der  Einzelnen-  zu  beaufsichtigen,  um  den  Müssiggang  zu 
verhindern.  Die  Unterstützungspflicht  des  Staates  tritt  nur  dann 
ein,  wenn  der  Nachweis  erbracht  ist,  dass  der  Bürger  in  seiner 
Sphäre  alles  mögliche  getan  hat,  um  sich  zu  erhalten.  Damit  jeder 
von  seiner  Arbeit  wirklich  leben  könne,  hat  der  Staat  jedem  Bürger 
nicht  nur  eine  bestimmte  Tätigkeitssphäre  zuzuweisen,  sondern 
auch  ihm  den  Absatz  seiner  Produkte  zu  garantieren,  «Wir  gestehen 
dir  das  Recht  zu,  solche  Arbeiten  zu  verfertigen,  heisst  zugleich: 
wir  machen  uns  verbindlich,  sie  dir  abzukaufen.  »  148  Aus  diesem 
Grunde  muss  jede  Beschäftigung  im  Staate  in  einer  gewissen  Rück- 
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sieht  ein  ausschliessendes  Privilegium  sein.  Folgendermassen  fasst 
Fichte  die  in  dem  Eigentumsvertrage  enthaltenen  Handlungen  zu- 
sammen : 

«a)  Alle  zeigen  Allen,  und  bei  Leistung  der  Garantie  dem 
Ganzen,  als  einer  Gemeine  an,  wovon  sie  zu  leben  gedenken  .... 
Wer  dies  nicht  anzugeben  weiss,  kann  kein  Bürger  des  Staates  sein, 
denn  er  kann  nie  verbunden  werden,  das  Eigentum  der  Anderen 
anzuerkennen. 

b)  Alle  und  bei  der  Garantie  die  Gemeine,  erlauben  jedem 
diese  Beschäftigung  ausschliessend  in  einer  gewissen  Rücksicht  .  .  . 

c)  Der  Zweck  aller  dieser  Arbeiten  ist  der,  leben  zu  können. 
Alle,  und  bei  Garantie  die  Gemeine,  sind  jedem  Bürge  dafür,  dass 
seine  Arbeit  diesen  Zweck  erreichen  wird  und  verbinden  sich  zu 
allen  Mitteln  dazu  von  ihrer  Seite.  Diese  Mittel  gehören  zu  dem 
vollkommenen  Rechte  eines  Jeden,  das  ihm  der  Staat  schützen 
muss.  Der  Vertrag  lautet  in  dieser  Rücksicht  so :  Jeder  von  allen 
verspricht,  alles  ihm  mögliche  zu  tun,  um  durch  die  ihm  zugestan- 
denen Freiheiten  und  Gerechtsame  leben  zu  können :  dagegen  ver- 
spricht die  Gemeine  im  Namen  aller  Einzelnen,  ihm  mehr  abzutreten, 
wenn  er  dennoch  nicht  sollte  leben  können.»149 

So  führt  nun  das  erste  Urrecht  des  Menschen  zur  ersten  und 
wichtigsten  Aufgabe  des  Staates  :  er  soll  jedem  das  Recht  sichern, 
von  seiner  Arbeit  leben  zu  können.  Der  Staat  hat  dafür  zu  sorgen, 
dass  eine  der  Anzahl  der  Bürger  entsprechende  Menge  von  Nahrungs- 
mitteln durch  Arbeit  gewonnen  wird,  ferner,  dass  jeder  durch  seine 
Arbeit  erwerben  kann,  was  er  braucht.  Diese  Aufgabe  ist  eine 
wirtschaftspolitische.  Es  ist  das  Verdienst  Fichtes,  durch  den  Begriff 
des  Eigentumsvertrags  zuerst  das  wirtschaftliche  Leben  und  die 
Ordnung  der  Besitzverhältnisse  zum  Gegenstande  des  Staatsvertrages 
gemacht  zu  haben.  Hatte  die  ältere  Vertragstheorie  nur  den  rein 
politischen  Vertrag  gekannt  und  demgemäss  dem  Staate  keine 
positiven  wirtschaftlichen  Aufgaben  beigemessen,  so  musste  Fichte, 
indem  er  den  Eigentums  vertrag  als  den  ersten  Teil  oder  die  erste 
Bedingung  des  Staatsbürgervertrages  hinstellte,  zu  sozialistischen 
Forderungen  fortschreiten  und  dem  Staate  die  Aufgabe  zuschreiben, 
dafür  zu  sorgen,  dass  jeder  Eigentum  habe. 

Auf  die  einzelnen  nationalökonomischen  und  sozialpolitischen 
Anschauungen,  die  Fichte  in  seinem  «Naturrecht»  entwickelt,  des 
Näheren  einzugehen,  sehen  wir  uns  nicht  veranlasst,  da  wir  diese 
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Fragen  an  der  Hand  des  «Geschlossenen  Handelsstandes»,  der  ja 
nur  eine  nähere  Ausführung  der  Grundgedanken  des  «Naturrechts» 
bildet,  noch  zu  behandeln  haben  werden.  Wir  beschränken  uns 
daher  hier  auf  die  grundlegenden  rechtsphilosophischen  Gesichts- 
punkte. 

Indem  Fichte  hier  das  Eigentum  nicht  als  absolute  Rechts- 
herrschaft über  die  Sache,  sondern  nur  als  Recht  auf  eine  bestimmte 
Tätigkeit  auffasst,  das  seinerseits  die  Pflicht  zur  Arbeit  zur  Kehr- 
seite hat ;  indem  er  die  Behauptung  aufstellt,  das  Eigentum  der 
Objekte  besitzt  jeder  nur  insoweit,  als  er  dessen  für  die  Ausübung 
seines  Geschäfts  bedarf,  stellt  er  sich  in  Gegensatz  zum  römisch- 
rechtlichen Eigentumsbegriff,  welcher  absolut  ist  und  im  Rechte 
des  Gebrauchs  und  Missbrauchs  einer  Sache  (jus  utendi  et  abutendi) 
gipfelt,  und  nähert  sich,  wie  A.  Oncken  bereits  bemerkt,  der  ger- 
manischen Auffassung  des  Eigentums  als  eines  Amtes.  Bekanntlich 
erhielt  in  der  germanischen  Markgenossenschaft  jedes  Mitglied  sein 
Eigentum  als  Amt  von  der  Gesamtheit.  Es  gab  da  keinen  Besitz 
der  nicht  mit  einem  Amt,  bezw.  mit  einer  Pflicht  verbunden  war, 
so  dass  der  Germanist  Gerber  sagen  konnte:  «Das  Grundeigentum 
in  Deutschland  hat  niemals  als  ein  Recht  von  schrankenloser  Frei- 
heit gegolten;  es  ist  von  jeher  durch  einen  Zusatz  sittlicher  oder 
politischer  Pflichten  gebunden  gewesen;  es  hatte  nicht  bloss  den 
Charakter  eines  ausschliesslichen  Rechtes,  sondern  noch  mehr  den 
eines  Amtes.  Es  ist  dies  eine  der  wirksamsten  Grundideen  des 
deutschen  Rechtes,  die  sich  durch  den  ganzen  Verlauf  seiner  Ent- 
wicklung rechtfertigen  lässt  und  bei  der  Konstruktion  des  heutigen 
Rechts  nicht  übersehen  werden  darf ».  150  Diese  Auffassung  kehrt 
nun  bei  Fichte  wieder  und  es  ist  nur  eine  Konsequenz  derselben, 
wenn  er  schliesslich  bei  dem  Begriffe  des  Eigentums  von  jeder 
Beziehung  auf  einen  bestimmten  Gegenstand  absehen  zu  können 
glaubt  und  schon  das  blosse  abschliessende  Recht  auf  irgend  welche 
Tätigkeit,  so  z.  B.  das  vom  Staate  garantierte  Recht  auf  ein  be- 
stimmtes Handwerk,  als  Eigentum  bezeichnet.  151 

Dieser  eigenartigen  Auffassung  des  Eigentums  hatte  Fichte  im 
wesentlichen  schon  in  seiner  Schrift  über  die  französische  Revo- 
lution vorgearbeitet,  indem  er  das  natürliche  Recht  des  Menschen 
auf  Formation  und  Gestaltung  der  Dinge  als  Quelle  des  Eigentums 
hinstellte.  Nur  erblickt  er  dort  den  Rechtsgrund  des  Eigentums 
lediglich  und  ausschliesslich  in  der  vernünftigen  Natur  des  Menschen 
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an  sich,  unabhängig  vom  Staate.  Der  Mensch  als  Person,  als  ver- 
nünftiges Wesen,  und  nicht  der  Staat  ist  die  Quelle  des  Eigentums. 
Durch  das  blosse  Naturrecht,  welches  früher  als  der  Staat  und  un- 
abhängig von  ihm  ist,  können  wir  etwas  auschliessend  besitzen. 
Demgegenüber  vertritt  Fichte  hier,  ähnlich  wie  Rousseau,  den  Stand- 
punkt, dass  das  Eigentum  ein  Produkt  des  Staatsvertrages  ist. 
Freilich  wird  das  Eigentumsrecht  aus  einem  Urrecht  des  Menschen 
abgeleitet;  dieses  Urrecht  ist  aber  nur  dem  Begriffe  nach  früher 
als  der  Staat,  nicht  aber  seiner  Geltung  nach.  Seine  Verwirk- 
lichung erfolgt  erst  im  Staate  vermöge  des  Eigentumsvertrages. 
Diese  Abweichung  von  der  ursprünglichen  Ansicht,  betreffend  die 
Bedeutung  des  Staates  für  das  Eigentum,  entspricht  übrigens  der 
hervorgehobenen  Aenderung  des  Standpunktes  in  der  allgemeinen 
Beurteilung  des  Staates  und  der  Bestimmung  seiner  Aufgaben. 

2.  Der  Schutzvertrag.  Der  Eigentumsvertrag,  der  das  Rechts- 
verhältnis von  Individuum  zu  Individuum  reguliert,  hat  aber  nur 
negativen  Charakter;  er  besteht  darin,  dass  die  vielen  Kontra- 
hierenden auf  dasjenige  Objekt  der  Sinnenwelt  verzichten,  das  ein 
Einzelwille  zum  ausschliessenden  Eigentum  begehrt.  Dies  genügt 
aber  nicht.  Das  Eigentum  muss  vor  etwaigen  Verletzungen 
geschützt  werden.  Denn  der  Zweck  des  Staatsbürgervertrages  ist 
der,  « dass  die  durch  den  Eigentums-  oder  Civilvertrag  bestimmten 
Grenzen  der  ausschliessenden  Freiheit  eines  Jeden  selbst  durch 
Zwang  mit  physischer  Gewalt  geschützt  werden  sollen,  da  man 
sich  auf  den  blossen  guten  Willen  nicht  verlassen  kann,  noch  will». 
Der  bloss  negative  Eigentumsvertrag  muss  daher  durch  den  posi- 
tiven Schutzvertrag  ergänzt  werden,  in  welchem  jeder  allen  ver- 
spricht, « ihnen  das  anerkannte  Eigentum  durch  seine  Kraft  schützen 
zu  helfen,  mit  der  Bedingung,  dass  sie  von  ihrer  Seite  gleichfalls 
das  Seinige  gegen  Gewalt  verteidigen  helfen».152 

3.  Der  Vereinigungsvertrag.  Der  Eigentumsvertrag  wird  aber 
durch  den  Schutzvertrag  keineswegs  gesichert,  wenn  die  Auslegung 
dieses  letztern  dem  freien  Willen  des  Einzelnen  überlassen  bleibt. 
Um  diesen  Schutz  wirksam  zu  machen,  bedarf  es  einer  einheitlichen 
Schutzmacht,  die  über  den  Einzelnen  steht.  Durch  den  Vereinigwtgs- 
vertrag  schliessen  sich  die  Einzelnen  zu  einem  Staate  zusammen : 
sie  werden  die  Glieder  eines  organisierten  Ganzen. 

Der  Ausgangspunkt  des  Vertrags  ist  und  bleibt  aber  das  Indi- 
viduum.   Fichte  hält  hier  in  der  Hauptsache   an  seinem  Ursprung- 
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liehen  Standpunkte  fest,  dass  der  Staat  nur  eine  bürgerliche  Rechts- 
anstalt ist,  die  die  Individualrechte  zu  schützen  und  zu  realisieren 
hat.  Daraus  folgt  nun,  dass  er,  wie  Rousseau,  nur  eine  solche 
Verfassung  für  berechtigt  hält,  die  sich  auf  der  Souveränität  der 
Individuen,  als  der  Träger  aller  staatlichen  Organisation,  aufbaut. 
Aber  ebensowenig  wie  Rousseau  spricht  er  sich  zu  gunsten  einer 
bestimmten  Verfassungsform  aus,  die  für  alle  Zeiten  und  Völker 
unbedingte,  bindende  Gültigkeit  hätte.  Auch  er  stellt  keine  apo- 
diktische, positiv-rechtliche  Ordnung  auf,  sondern  begnügt  sich  mit 
der  formalen  Forderung  der  Volkssouveränität  und  der  Verant- 
wortlichkeit der  Exekutive.  Es  muss  die  Garantie  gegeben  sein, 
dass  die  Regierung  nicht  gesetzwidrig  handeln  wird;  die  Exekutoren 
müssen  für  ihre  Handlungen  zur  Rechenschaft  gezogen  werden 
können.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  von  Rousseau  für  kleinere 
Staaten  als  die  beste  Verfassungsform  vertretene  Demokratie,  in 
der  das  Volk  unmittelbar  die  Macht  in  der  Hand  hat,  verwerflich. 
In  einer  solchen  Demokratie  gibt  es  keine  Möglichkeit  der  Verant- 
wortlichkeit. Ausser  dem  Volke  gibt  es  niemand,  der  es  zur 
Verantwortung  ziehen  könnte.  Unverantwortlich  regieren  heisst 
aber  despotisch  regieren.  Die  Gemeinde  muss  daher  die  Verwal- 
tung der  öffentlichen  Macht  veräussern,  die  Exekutive  kann  nur 
durch  Vertreter,  Repräsentanten,  ausgeübt  werden,  die  der  Gemeinde 
über  diese  Ausübung  verantwortlich  sind.  Es  muss  in  jedem  Staate 
eine  von  der  Exekutive  unabhängige  Macht  geben,  die  die  Rechts- 
verwaltung beaufsichtigt :  ein  Efihorat.  In  der  Trennung  von 
Ephorat  und  Exekutive  besteht  die  konstitutionelle  Bedingung,  von 
der  die  Möglichkeit  des  Rechtsstaates  abhängt.  Dies  ist  aber 
etwas  anderes  als  die  von  Locke  und  Montesquieu  verlangte  Trennung 
der  richterlichen  und  der  ausübenden  Gewalt  im  engeren  Sinne 
des  Wortes.  Eine  solche  Trennung  würde  ganz  zwecklos,  ja  sogar 
nur  scheinbar  möglich  sein.  «Muss  die  ausübende  Gewalt,  ohne 
Widerrede,  den  Anspruch  der  richterlichen  ausführen,  so  ist  die 
unumschränkte  Gewalt  in  der  Hand  des  Richters  selbst,  und  die 
zwei  Gewalten  sind  nur  scheinbar  in  den  Personen  getrennt,  von 
denen  aber  die  der  Vollzieher  gar  keinen  Willen,  sondern  nur 
durch  einen  fremden  Willen  geleitete  physische  Kraft  hat.  Hat 
aber  die  ausübende  Gewalt  das  Recht  des  Einspruchs,  so  ist  sie 
selbst  richterliche  Gewalt,  und  sogar  in  der  letzten  Instanz,  und 
die  beiden  Gewalten  sind  abermals  nicht  getrennt.»  153   Die  richter- 
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liehe  und  ausübende  Gewalt  im  engern  Sinne  sind  überhaupt  nicht 
zu  trennen.    Beide    zusammen   bilden    erst   die   exekutive  Gewalt. 
Daneben  muss   es  im  Staate   ein  von  der  Exekutive  im  weitern 
Sinne  völlig  unabhängiges  Ephorat  geben,  dem  lediglich  das  Recht 
der  Aufsicht  und  der  Beurteilung,  wie   diese    Exekutive  verwaltet 
wird,  zusteht.    Dieses  Ephorat  hat  keinerlei  ausübende  oder  richter- 
liche Gewalt,  154   seine  Funktion  ist  nur  negativ,  firohibitiv.  Darin 
ist  das  Ephorat  dem  römischen  Tribunat  ähnlich,  nur  dass  die  Volks- 
tribunen im  Einzelnen  intercedieren  konnten,  während  die  Ephoren 
nicht  die  Ausführung  dieses  oder  jenes  besondern  Rechts  verbieten 
können,  sondern,  sobald  eine  Rechtsverletzung  seitens   der  Staats- 
gewalt  begangen    worden    ist,    das    Staatsinterdikt  auszusprechen, 
d.  h.  die  öffentliche  Gewalt  gänzlich  zu  suspendieren  und  in  An- 
klagezustand  zu  versetzen  haben.    «Die  Ankündigung  des  Interdikts 
ist  zugleich   die  Zusammenberufung  der  Gemeine.»    Die  Gemeine 
tritt  zusammen,  hört  die  Anklagen  der  Ephoren  an,  untersucht  den 
Fall  und  fällt  ihr  Urteil.  —  Das  Vorhandensein  des  Ephorats  ist 
eine  unerlässliche  Bedingung  des  Rechtsstaates.  Auf  die  Verfassungs- 
form kommt  es  nicht  viel  an,  wenn  nur  ein  Ephorat  vorhanden  ist. 
Selbst  die  Erbmonarchie,  die  für  den  vollkommenen  Staat  unzulässig 
ist,  weil  in  diesem  der  höchste  Verstand  herrschen  solle,  der  höchste 
Verstand  sich  aber  nicht  forterbe, 155  hat   eine   gewisse  Existenz- 
berechtigung, ja  sie  ist  sogar  die  zweckmässigste  Verfassung  bei 
einem  unreifen  Stand  der  politischen  Bildung,  wo  das  Ephorat  noch 
undurchführbar  ist.     Alle  Verfassungsformen  «werden  rechtskräftig 
durch    das    Gesetz,    d.  i.    durch    den    ursprünglichen    Willen  der 
Gemeine,  die  sich  eine  Konstitution  gibt.    Alle  sind,  wenn  nur  ein 
Ephorat  vorhanden  ist,  rechtsgemäss,  und  können,  wenn  nur  dieses 
gehörig  organisiert  und  wirksam  ist,  allgemeines  Recht  im  Staate 
hervorbringen  und  erhalten.     Welches   für  einen  bestimmten  Staat 
die  bessere  Regierungsverfassung  sei,  ist  keine  Frage  der  Rechts- 
lehre, sondern  der  Politik,  und  die  Beantwortung   derselben  hängt 
von  der  Untersuchung  ab,  unter  welcher  Regierungsverfassung  das 
Ephorat  am  kräftigsten  wirken  werde.   Wo  das  Ephorat  noch  nicht 
eingeführt  ist,   oder,   weil  die  mehrern  noch  Barbaren  sind,  nicht 
eingeführt  werden  kann,  ist  sogar  die  erbliche  Repräsentation  die 
zweckmässigste,  damit  der  ungerechte  Gewalthaber,  der  Gott  nicht 
scheut  und  kein  menschliches  Gericht  zu  scheuen  hat,  wenigstens 
die  Rache  fürchte,  die  durch  alle  seine  Vergehungen  sich  über  seine 
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vielleicht  schuldlose  Nachkommenschaft  häuft,  und  dem  notwendigen 
Gange  der  Natur  nach  ganz  sicher  auf  ihr  Haupt  fallen  wird.»156 
Für  den  äussersten  Fall  aber,  dass  Regierung  und  Ephorat  sich 
zur  Unterdrückung  des  Volkes  verbinden,  sieht  Fichte  schliesslich 
doch  keinen  andern  Ausweg,  als  die  Volkserhebung.  Und  ganz 
im  Geiste  der  Schrift  über  die  französische  Revolution  erklärt  er, 
dass  eine  solche  Erhebung  kein  Unrecht  bedeutet,  wenn  sie  vom 
ganzen  Volke  ausgeht.  «...  das  Volk  ist  nie  Rebell,  und  der  Aus- 
druck Rebellion,  von  ihm  gebraucht,  ist  die  höchste  Ungereimtheit, 
die  je  gesagt  worden;  denn  das  Volk  ist  in  der  Tat  und  nach  dem 
Rechte  die  höchste  Gewalt,  über  welche  keine  geht,  die  die  Quelle 
aller  anderen  Gewalt,  und  die  Gott  allein  verantwortlich  ist.  Durch 
seine  Versammlung  verliert  die  exekutive  Gewalt  die  ihrige,  in  der 
Tat  und  nach  dem  Recht.  »  157 

Diese  unerwartete  Ausflucht  steht  aber,  wie  der  Sohn  unseres 
Philosophen  bereits  hervorgehoben  hat,  158  im  Widerspruch  zu  dem, 
was  mit  der  Einsetzung  des  Ephorats  beabsichtigt  war.  Die  Be- 
wachung der  Exekutive  und  des  Ephorats  durch  das  Volk  bedeutet 
ja  nichts  anderes  als  an  die  Revolution  zu  appellieren,  und  gerade 
diese  sollte  ja  unmöglich  gemacht  werden.  Diese  und  ähnliche 
Schwierigkeiten  sind  übrigens  Fichte  selbst,  wie  er  in  seinem 
«System  der  Rechtslehre »  von  1812  ausdrücklich  bemerkt,  nicht 
entgangen.  Er  weist  darauf  hin,  dass  er  deshalb  schon  in  seinem 
«Naturrecht»  die  Untersuchung  über  das  Ephorat  mit  der  Bemer- 
kung geschlossen  habe :  « Ein  Volk,  dessen  Ephoren,  als  die  Aus- 
wahl seiner  Besten,  so  wenig  Tugend  haben,  um  jenen  Versuchungen 
nicht  zu  widerstehen,  das  selbst  sie  nicht  zu  schützen  vermöge»  — 
will  sagen,  die  Ephoren  vor  der  Gewalttätigkeit  der  Regierung  — 
«das  einen  unrichtigen  Spruch  fälle,  verdiene  eben  keine  bessere 
Verfassung  und  sei  keiner  besseren  fähig. »  l5'J  In  der  Tat  hat 
Fichte  an  der  erwähnten  Stelle  den  Vorschlag  des  Ephorats,  auf 
den  er  hier  so  viel  Gewicht  legt,  fallen  lassen.  Eine  hinreichende 
Garantie  gegen  den  Missbrauch  der  Staatsgewalt  glaubt  er  nun  in 
dem  allgemeinen  Stand  der  Bildung  und  der  Sittlichkeit  erblicken 
zu  können.  160 

Dass  Fichte  übrigens  nicht,  anstatt  der  unpraktischen  Institution 
des  Ephorats,  den  Gedanken  einer  verfassungsmässig  geordneten 
Volksvertretung  ins  Auge  fasste,  sucht  Schmoller  durch  Fichtes 
Unbekanntsehaft  mit  den  englischen  Verhältnissen,   durch  das  noch 
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unentwickelte  festländische  konstitutionelle  Staatsrecht,  ferner  durch 
die  Erinnerung  an  die  Grösse  des  absoluten  Staates  Friedrich  des 
Grossen  zu  erklären. 161 

Kehren  wir  jedoch  zur  Entstehung  des  Staates  zürück.  Durch 
den  Vereinigungsvertrag  wird,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Ganze 
gebildet.  Dieses  Ganze  ist  aber  nicht  bloss  ein  abstrakter  Begriff, 
der  lediglich  durch  unser  Denken  erzeugt  wird,  sondern  ein  reelles 
Ganze ;  nicht  der  Begriff  Aller,  der  blossen  Summe  der  Einzel- 
individuen ist  der  Träger  der  Vereinigung,  sondern  der  Begriff  der 
Allheit.  Mit  anderen  Worten,  das  Staatsganze  wird  nicht  nomina- 
listisch,  sondern  realistisch  aufgefasst.  Hier  verlässt  Fichte  offenbar 
seinen  mechanisch-individualistischen  Ausgangspunkt,  der  in  der 
Erörterung  des  Eigentumsvertrags  deutlich  hervortritt,  und  macht 
den  Ansatz,  den  Staat  als  organisches  Gebilde  aufzufassen.  Fichte 
fühlt  freilich  die  Schwierigkeit,  wie  durch  die  freiwillige,  künstliche 
Vereinigung  der  bisher  isolierten  und  vermöge  des  Naturrechts  von 
einander  unabhängigen  Individuen  ein  organisiertes  Naturprodukt 
entstehen  soll,  welches  mehr  ist,  als  ein  blosses  Aggregat  von 
einzelnen  Atomen;  wie  das  Staatsganze  aus  einer  rein  begriff- 
lichen Zusammenfassung  der  Einzelnen  zu  einer  reellen  Einheit 
werden  soll,  deren  Vereinigungsband  ausserhalb  und  unabhängig  vom 
blossen  Begriffe  existierte.  In  einer  sehr  gekünstelten  Erörterung 
führt  nun  Fichte  aus,  dass  im  Begriffe  des  zu  Schützenden,  in  der 
Unbestimmtheit,  welches  Individuum  der  Angriff  zuerst  treffen 
werde,  das  Vereinigungsband  liege  «vermittelst  dessen  Alle  in  Eins 
zusammenfliessen  und  nicht  mehr  in  einem  abstrakten  Begriffe,  als 
ein  compositum,  sondern  in  der  Tat  vereinigt  sind,  als  ein  totum.**** 
Diese  künstliche  Ableitung  der  organischen  Einheit  des  Staates,  die 
nicht  nur  keine  Folge  seines  Ausgangspunktes  ist,  sondern  geradezu 
in  Widerspruch  zu  diesem  steht,  wurde  Fichte  diktiert  von  neuen 
ethisch-politischen  Postulaten,  die  ihm  vor  aller  Deduktion  fest- 
standen und  sich  trotz  der  widersprechenden  wissenschaftlichen 
Begründung  des  Staates  zu  behaupten  suchten.  Das  sittliche  Mo- 
ment, das  im  Begriffe  des  gesellschaftlichen  Organismus  implicitc 
enthalten  ist,  das  In  der  Idee,  dass  jeder  als  Glied  eines  Organis- 
mus, mit  Rücksicht  auf  das  Ganze  und  seinen  Zwecken  entsprechend 
handeln  muss,  seinen  Ausdruck  findet,  kam  jetzt,  entgegen  der 
ursprünglichen  Ausschaltung  des  Sittlichen  aus  dem  Staatsbegriffe 
hinzu.     «So  fügt  die  Natur  im  Staate  wieder  zusammen,   was  sie 
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bei  Hervorbringung  mehrerer  Individuen  trennte.  Die  Vernunft 
ist  Eine,  und  ihre  Darstellung  in  der  Sinnen  weit  ist  auch  nur  Eine; 
die  Menschheit  ist  ein  einziges  organisiertes  und  organisierendes 
Ganzes  der  Vernunft.  Sie  wurde  getrennt  in  mehrere  von  einander 
unabhängige  Glieder ;  schon  die  Naturveranstaltung  des  Staates 
hebt  diese  Unabhängigkeit  vorläufig  auf,  und  verschmilzt  einzelne 
Mengen  zu  einem  Ganzen,  bis  die  Sittlichkeit  das  ganze  Geschlecht 
in  Eins  umschafft. » i63  So  gelangt  nun  Fichte  zu  dem  Bilde  des 
organisierten  Naturproduktes,  als  «dem  schicklichsten  zur  Erläuterung 
dieses  Begriffs».  «Durch  Vereinigung  aller  organischen  Kräfte 
konstituiert  sich  eine  Natur;  durch  Vereinigung  der  Willkür  aller 
die  Menschheit ...  In  dem  organischen  Körper  erhält  jeder  Teil 
immerfort  das  Ganze  und  wird,  indem  er  es  erhält,  dadurch  selbst 
erhalten ;  ebenso  verhält  sich  der  Bürger  zum  Staat. »  164 

Indem  aber  Fichte  den  Begriff  des  Organismus  auf  den  Staat 
anwendet,  widerlegt  er  sich  selbst  und  untergräbt  die  Grundlage 
seiner  Staatslehre.  Die  Auffassung  des  Staates  als  eines  Organismus 
hat  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  dadurch  die  ursprüngliche  Einheit 
der  menschlichen  Gemeinschaft  behauptet  wird,  «zu  der  die  Einzelnen 
sich  derart  als  Glieder  verhalten,  dass  sie  nur  aus  dem  Wesen  des 
Ganzen  heraus  völlig  begriffen  werden  können».  1(55  Das  Ganze 
muss  als  den  Teilen  vorangehend  gedacht  werden.  Diese  Auf- 
fassung muss  sich  in  bewussten  und  scharfen  Gegensatz  stellen  zu 
denjenigen  Theorien,  die  von  der  Priorität  des  Individuums  aus- 
gehen und  am  Anfang  aller  sozialen  Gebilde  die  ursprünglich 
isolierten  Einzelmenschen  als  staatliche  Atome  setzen.  Denn  nach 
diesen  Theorien  ist  der  Staat  konsequenterweise  nur  als  ein 
Aggregat  von  Atomen,  keineswegs  aber  als  organisches  Gebilde 
aufzufassen.  Es  ist  unmöglich,  aus  einzelnen  zerstreuten  und  zu- 
sammenhangslosen Teilen  ein  organisiertes  Naturprodukt,  einen 
Organismus  zusammenzusetzen.  Auf  diese  Weise  lässt  sich  wohl 
ein  künstlicher  Mechanismus  schaffen,  der  lebendige  Körper  aber 
ist  nicht,  wie  das  Uhrwerk,  eine  Zusammensetzung  von  einzelnen 
Gliedern,  sondern  diese  sind  im  Gegenteil  bloss  seine  Organe,  die 
die  Einheit  des  Ganzen  voraussetzen.  166 

Dass  Fichte  übrigens  mit  der  Heranziehung  des  Begriffes  des 
Organismus  sich  nicht,  wie  H.  Dietzell%1  behauptet,  von  dem  Indi- 
vidualprinzip  losgemacht  hat  und  zum  Apostel  des  Sozialprinzips 
geworden   ist,    dass  er  im  Gegenteil    den   individualistischen  Aus- 
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gangspunkt  auch  jetzt  nicht  aus  den  Augen  verloren  hat,  geht  schon 
daraus  hervor,  dass  er,  im  Gegensatz  zu  Rousseau,  nach  welchem 
jeder  Genosse  sich  der  Gemeinschaft  mit  allen  seinen  Kräften  völlig 
hingibt,  nachdrücklich  betont,  der  Einzelne  verschmelze  zufolge  des 
Vereinigungsvertrages  nur  zum  Teil  mit  dem  organisierten  Ganzen 
zusammen,  während  er  zum  anderen  Teil  noch  frei  und  unabhängig 
bleibt.  Hier  bemüht  sich  Fichte  offenkundig,  eine  Synthesis  zwischen 
Individualismus  und  Sozialismus  herzustellen.  Der  Einzelne  gibt 
zum  schützenden  Körper  seinen  Beitrag,  er  leistet  dem  Staate,  was 
er  ihm  schuldig  ist,  und  erhält  dadurch  den  rechtlichen  Anspruch 
auf  den  Schutz  des  Staates  im  ganzen  Umfang  seiner  Freiheits- 
sphäre. Durch  die  Erfüllung  seiner  bürgerlichen  Pflichten  ist  das 
Individuum  Glied  des  Staates,  Miterhalter  des  Ganzen,  Teilhaber 
an  der  Souveränität;  sobald  er  seine  Pflichten  verletzt,  ist  er 
Untertan  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  er  wTird  den 
Gesetzen  unterworfen.  Der  Staat  hat  aber  nur  auf  gewisse  Leis- 
tungen Anspruch.  In  allem,  was  darüber  hinausgeht,  ist  die  Einzel- 
person frei  und  unabhängig.  Nur  die  äussern  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Beziehungen  soll  der  Staat  regeln,  um  so  die  Frei- 
heit des  Individuums  zu  schützen,  die  durch  die  Verwirklichung 
der  Urrechte  bedingt  ist;  die  menschliche  Freiheit  umfasst  aber 
mehr,  als  bloss  das  Gebiet  der  bürgerlichen  Rechte  und  Pflichten. 
Die  höheren  Kulturaufgaben,  Religion,  Wissenschaft  u.  s.  w.,  sind 
nicht  Sache  des  Staates.  «Was  der  Einzelne  nicht  zum  Staats- 
zweck beigetragen,  in  Absicht  dessen  ist  er  völlig  frei,  ist  in  dieser 
Rücksicht  nicht  in  das  Ganze  des  Staatskörpers  verwebt,  sondern 
bleibt  Individuum;  freie,  nur  von  sich  selbst  abhängige  Person,  und 
diese  Freiheit  eben  ist  es,  die  ihm  durch  die  Staatsgewalt  gesichert 
wird,  und  um  deren  willen  allein  er  den  Vertrag  einging.  Die 
Menschheit  sondert  sich  ab  vom  Bürgertume,  um  mit  absoluter 
Freiheit  sich  zur  Moralität  zu  erheben ;  dies  aber  nur  inwiefern 
der  Mensch  durch  den  Staat  hindurchgeht.  »  168 

So  zeigt  sich  es,  dass  Fichte,  trotz  der  gebrauchten  Bezeich- 
nung des  Staates  als  eines  Organismus,  seinem  individualistischen 
Ausgangspunkt  noch  Rechnung  trägt,  daneben  allerdings  auch  neue 
ethische  und  sozialpolitische  Bestandteile  in  seinen  Staatsbegriff 
aufnimmt,  durch  die  er  den  ältern  naturrechtlichen  Standpunkt 
überwindet  und  sich  den  Uebergang  vorbereitet  zu  seiner  späteren 
Auffassung   des  Staates,  als  des  Repräsentanten  oder  des  Trägers 
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der  Zwecke  der  Gattung,  demgegenüber  die  Einzelnen  sich  nur  als 
Organe,  als  dienende  Werkzeuge  zu  verhalten  haben.  109  Wie  sehr 
bei  Fichte  dieser  spätere  Standpunkt  jetzt  schon,  trotz  der  nach- 
drücklich behaupteten  Freiheit  des  Individuums,  mitspielt,  geht  aus 
gewissen  Einzelheiten  des  «Naturrechts»  und  des  «Geschlossenen 
Handelsstaates  »  hervor,  die  man  geradezu  als  Spartanismus  schlimmster 
Sorte  bezeichnen  muss.  Wir  werden  bei  der  Analyse  des  «Ge- 
schlossenen Handelsstaates»  noch  sehen,  in  welcher  Weise  und  in 
welchem  Masse  dieser  lykurgische  Absolutismus  des  Gemeinwesens 
zu  Tage  tritt.  Hier  sei  nur  auf  eine,  Fichtes  unwürdige,  ja  ein- 
fach unmenschliche  Aufstellung  des  Naturrechts  hingewiesen,  die 
nur  in  der  rücksichtslosen  Verfassung  Spartas  ihr  Analogon  hat.  Es 
handelt  sich  um  die  Möglichkeit  der  Aussetzung  untauglicher 
Kinder,  die  Fichte  zulässt.  Zwar  darf  der  Staat  die  Aussetzung 
nicht  befehlen,  auch  die  Erlaubnis  durch  ein  ausdrückliches  Gesetz 
ist  unzulässig,  er  braucht  sie  aber  auch  nicht  zu  verbieten,  da  er 
an  der  Erhaltung  der  schwächlichen  Kinder  kein  Interesse  hat. 
«Gegen  die  Verstattung  durch  das  Stillschweigen  des  Gesetzes 
aber  lässt  aus  Rechtsgründen  sich  schlechterdings  nichts  sagen, 
denn  für  die  Moralität  seiner  Bürger  hat  der  Staat  keine  positive 
Sorge  ;  äussere  Rechte  aber  haben  neugeborene  Kinder  nur  dadurch, 
dass  der  Staat  ihr  Leben  garantiert,  und  dies  ist  er  nur  insofern 
schuldig,  inwiefern  die  Möglichkeit  seiner  eigenen  Erhaltung  davon 
abhängt.»  170 

Dieser  Doppelcharakter  des  Fichteschen  Staatsbegriflfs,  das 
Zusammen-  und  Durcheinanderwirken  beider  heterogenen  Elemente, 
des  individualistischen  Ausgangspunktes  und  der  tatsächlichen  sozia- 
listischen oder  organischen  (beide  Bezeichnungen  decken  nicht  ganz 
den  gemeinten  Begriff  und  wir  gebrauchen  sie  nur  aus  Mangel  an 
einem  anderen  bestimmten  Terminus)  Konsequenzen  oder  Postulate, 
bringt  eine  gewisse  Unklarheit  in  Fichtes  Staatslehre.  Fichte  selbst 
legt  sich  die  Frage  vor,  ob  seine  praktischen  Forderungen  noch 
mit  der  ursprünglichen  Deduktion  von  Recht  und  Staat  vereinbar 
sind,  ob  die  weitgehende  Staatsmassregelung  sich  noch  als  Kon- 
sequenz und  Verwirklichung  der  Rechte  und  der  Freiheit  des  Einzel- 
individuums rechtfertigen  lässt,  ob  hier  nicht  im  Gegenteil  ein 
innerer  Widerspruch  vorliegt.  171  Später  suchte  er  diesen  Wider- 
spruch unter  stärkerer  Hervorhebung  des  sozialen  Moments  und 
nachdrücklicherer  Betonung   der  Omnipotenz   des  Staates  zu  lösen. 
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Er  bezeichnete  den  Staat  geradezu  als  Zwangsstaat,  suchte  ihn 
aber  dadurch  annehmbar  zu  machen,  dass  er  ihn  als  notwendige 
Uebergangsstufe  zum  Vernunftreich,  zum  Reiche  der  Freiheit  aller 
hinstellte.  Damit  sind  wir  nun  zu  der  dritten  Periode  der  Fichte- 
schen Staatslehre  gelangt. 

c)  Dritte  Periode. 

Zu  einer  konsequenten,  oder  sagen  wir  lieber  einseitigen  Durch- 
bildung eines  der  in  Frage  stehenden  Prinzipien  ist  es  auch  in 
dieser  Periode  nicht  gekommen.  Auch  hier  ist  es  eher  ein  Konflikt 
zwischen  zwei  gleichberechtigten,  wenn  auch  in  verschiedenem 
Grade  anerkannten  Prinzipien,  als  eine  Entscheidung  zu  gunsten 
eines  derselben,  was  den  betreffenden  Schriften  Fichtes  ihr  Gepräge 
verleiht.  Eine  Versöhnung  der  gegensätzlichen  Momente,  eine  mehr 
oder  weniger  befriedigende  Synthesis  zwischen  Individual-  und  Sozial- 
prinzip bietet  erst  die  «Staatslehre»  von  1813. 

Wir  haben  bereits  bemerkt,  dass  in  den  Schriften  dieser  Periode 
das  soziale  Prinzip  besonders  stark  betont  wird.  Die  historischen 
Ereignisse  der  Zeit  und  die  Schule  der  bittern  Erfahrung  führten 
Fichte  dazu.  Wie  sein  ursprünglicher,  prononciert  individualistischer 
Standpunkt  sich,  ebenso  wie  der  Standpunkt  des  Naturrechts  über- 
haupt, psychologisch  als  Reaktion  gegen  die  Will  kür herrschaft  und 
die  übertriebene  Bevormundung  der  Staatsbürger  durch  das  ab- 
solutistische System  der  landesfürstlichen  Wohlstandspolizei  erklären 
lässt,  so  spielt  jetzt  Fichte  die  Staatsidee  im  Sinne  der  Antike  aus. 
gegenüber  dem  Egoismus  und  Indifferentismus  der  Einzelnen  gegen 
die  Interessen  des  Gemeinwesens,  der  nach  seiner  Ansicht  den 
Verfall  und  die  Zerüttung  der  Verhältnisse  Deutschlands  verschuldet 
hat.  Er  erblickt  jetzt  den  einzigen  Weg  zur  Rettung  Deutschlands 
in  der  völligen  Hingebung  aller  Einzelpersonen  an  das  Gemein- 
wesen und  mit  dem  leidenschaftlichen  Eifer  und  der  vollendeten 
Einseitigkeit  eines  Propheten  des  alten  Bundes  ermahnt  er  seine 
Volksgenossen,  diesen  Weg  einzuschlagen. 

Inden  «  Grundzügen  des  gegenwärtigen  Zeitalters  »  vom  Jahre  1804 
charakterisiert  er  seine  Zeit  als  die  Epoche  der  vollendeten  Sünd- 
haftigkeit, in  der  an  Stelle  der  Gattungszwecke  die  sinnliche  Indi- 
vidualität herrscht.  Der  platte  Rationalismus  der  Zeit  hält  sich  an 
der  Empirie,  an  dem  sinnlichen  Individuum  und  übersieht  die  Gattungs- 
zwecke oder  die  Ideen,   die   dem   gemeinen  Menschenverstand  als 
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chimärisch  und  nichtig  erscheinen.  In  der  Tat  besteht  aber  das 
tugendhafte  und  vernunftgemässe  Leben  darin,  dass  die  Person 
ganz  in  die  Gattung  aufgehe.  « Die  Vernunft  geht  auf  das  Eine 
Leben,  das  als  Leben  der  Gattung  erscheint. »  Das  vernünftige 
Leben  besteht  darin,  « dass  die  Person  in  der  Gattung  sich  ver- 
gesse, ihr  Leben  an  das  Leben  des  Ganzen  setze  und  es  ihm  auf- 
opfere ;  ....  so  gibt  es  nur  eine  Tugend,  die  —  sich  selbst  als 
Person  zu  vergessen,  und  nur  ein  Laster,  das  —  an  sich  selbst  zu 
denken».172  Die  Selbstverwirklichung  der  Vernunft,  die  Realisierung 
der  Gattungszwecke  der  Menschheit  ist  der  Inhalt  der  Entwicklung 
oder  der  Geschichte  des  Menschengeschlechts.  Es  muss  deshalb 
eine  Anstalt  geben,  welche  die  Individuen,  die  gar  keine  Lust  em- 
pfinden, ihr  individuelles  Leben  der  Gattung  aufzuopfern,  nötigt, 
alle  ihre  Kräfte  auf  das  Leben  der  Gattung  zu  richten  und  mit  ihm 
zu  verschmelzen.  Diese  Anstalt  ist  der  Staat,  der  aber  nicht,  wie 
nach  der  «unter  den  deutschen  Philosophen  verbreiteten  Ansicht», 
bloss  ein  «juridisches  Institut»  sein  soll.  Das  Wesen  des  absoluten 
Staates  besteht  darin,  dass  alle  individuellen  Kräfte  für  die  Zwecke 
der  Gattung  gebraucht  werden.  Die  Individualität  aller  geht  in  der 
Gattimg  aller  auf.  « Der  Zweck  des  isolierten  Individuums  ist 
eigener  Genuss,  und  er  gebraucht  seine  Kräfte  als  Mittel  desselben; 
der  Zweck  der  Gattung  ist  Kultur  und  derselben  Bedingung  würdige 
Subsistenz  ;  im  Staate  gebraucht  jeder  seine  Kräfte  unmittelbar  gar 
nicht  für  den  eigenen  Genuss,  sondern  für  den  Zweck  der  Gattung; 
und  er  erhält  dafür  zurück  den  gesamten  Kulturstand  derselben, 
ganz,  und  dazu  seine  eigene  würdige  Subsistenz.  »  ^Ausdrücklich 
verwirft  jetzt  Fichte  die  früher  von  ihm  selbst  vertretene  mechanisc h - 
individualistische  Auffassung  Hpr  .Staates,  Der  Staat  beruht  nicht 
auf  Individuen  und  ist  nicht  aus  Individuen  zusammengesetzt,  wie 
es  gewöhnlich  angenommen  wird.  «  .  .  .  .  er  ist  —  nicht  die  Ein- 
zelnen, sondern  ihr  fortdauerndes  Verhältnis  zu  einander,  dessen 
immer  fortlebender  und  wandelnder  Hervorbringer  die  Arbeit  der 
Einzelnen  ist,  wie  sie  im  Räume  existieren.»173  Niemand  kann 
und  darf  seine  Kräfte  für  seine  individuellen  Zwecke  gebrauchen. 
Im  vollkommenen  Staate  soll  « kein  gerechter  individueller  Zweck 
stattfinden,  der  nicht  in  die  Berechnung  des  Ganzen  eingegangen 
und  für  dessen  Erreichung  durch  das  Ganze  nicht  gesorgt  sei  .  .  . 
es  gibt  keine  Art  der  Bildung,  die  nicht  von  der  Gesellschaft,  d.  i. 
vom  Staate  im  strengsten  Sinne,  ausgehe,  und  die  nicht  wieder  in 


dieselbe  zurückzulaufen  streben  müsse. »  174  Welch  unermessliche 
Distanz  diesen  Standpunkt  von  der  älteren  Anschauung  Fichtes 
trennt,  kann  man  sich  leicht  vergegenwärtigen,  wenn  man  die  zu- 
letzt angeführten  Ansichten  mit  dem  vergleicht,  was  in  der  Schrift 
über  die  französische  Revolution  über  die  Stellung  des  Staates  zur 
Volkserziehung  und  über  das  Verhältnis  von  Individuum  und  Staat 
gesagt  worden  ist.  175  Hier  tritt  Fichte  sehr  nahe  dem  Standpunkt 
des  omnipotenten  Staates,  wie  er  der  antiken  Auffassung  eigen- 
tümlich ist  und  wie  er  bei  Hegel  wiederkehrt.  Der  ältere  Staats- 
begriff Fichtes,  der  im  Staate  nur  ein  Mittel  für  die  Zwecke  der 
Individuen  erblickt,  hat  Aehnlichkeit  mit  der  Hegeischen  «bürger- 
lichen Gesellschaft»,  deren  eigentümlicher  Charakter  darin  besteht, 
«dass  hier  die  Einzelnen  sich  als  Besondere  Zweck  seien,  ihre 
Interessen  und  Bedürfnisse  zu  befriedigen  suchen,  dass  aber  die 
Verwirklichung  dieser  besonderen  Zwecke  durch  die  Allgemeinheit 
bedingt,  die  Subsistenz,  das  Wohl  und  das  Recht  der  Einzelnen  in 
das  aller  verflochten  und  nur  in  diesem  Zusammenhang  gesichert 
sei».176  Die  jetzige  Auffassung  Fichtes  entspricht  hingegen  mehr 
dem  eigentlichen  «Staate»  Hegels.  Auch  für  Hegel  war  der  Staat 
Selbstzweck  und  bedeutete  die  Vollendung  des  sittlichen  Lebens. 
Er  verlangte  demgemäss  ein  völliges  Aufgehen  des  Einzelnen  im 
Staat.  «Von  der  Bedeutung  und  Aufgabe  des  Staates»,  sagt 
Ed.  Zeller,  «hatte  Hegel  den  allerhöchsten  Begriff.  Er  ist  ihm 
schlechthin  «die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee»,  «das  an  und 
für  sich  vernünftige»,  «das  sittliche  Ganze  »,  «die  Verwirklichung 
der  Freiheit»;  er  ist  «absoluter  unbedingter  Selbstzweck»,  und 
dieser  Endzweck  hat  das  höchste  Recht  gegen  die  Einzelnen,  deren 
höchste  Pflicht  es  ist,  Mitglieder  des  Staates  zu  sein.»17. 

Aber  auch  jetzt  verliert  Fichte  die  Freiheit  des  Individuums 
nicht  ganz  aus  den  Augen.  Der  Staat  ist  wohl  eine  Zwangsanstalt, 
die  das  Individuum  den  Zwecken  der  Gattung  unterwirft.  Es  ist 
aber  die  Bestimmung  des  Menschen,  «  sich  allmählich  mit  Freiheit 
zu  dem  absoluten  Staate  zu  erheben».  Die  Individuen  werden 
gezwungen,  dem  Gattungszwecke  zu  dienen,  damit  sie  ihn  wollen, 
ihn  erkennen  und  selbsttätig  ergreifen  lernen.  Das  Individuum  wird 
so  gewissermassen,  um  einen  Rousseauschen  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
gezwungen,  frei  zu  sein.  Der  Endzweck  ist  die  Freiheit.  «Der 
Zweck  des  Erdenlebens  der  Menschheit  ist  der,  dass  sie  in  dem- 
selben alle  ihre  Verhältnisse   mit  Freiheit   nach  der  Vernunft  ein- 


—    75  — 


richte.»1'8  Der  Zwang  hört  auf,  sobald  die  richtige  Einsicht 
ihn  entbehrlich  gemacht  hat.  «Für  solche  Individuen,  in  denen  die 
Idee  ein  eigenes  inneres  Leben  bekommen  hätte,  und  die  gar  nichts 
anderes  wollten  und  wünschten,  als  ihr  Leben  der  Gattung  zu 
opfern,  bedürfte  es  des  Zwanges  nicht,  er  fiele  für  diese  weg  und 
der  Staat  bliebe  in  Rücksicht  dieser  bloss  nur  noch  diejenige  Ein- 
heit, welche  das  Ganze  stets  übersähe,  den  jedesmal  ersten  und 
nächsten  Zweck  der  Gattung  erklärte  und  deutete  und  die  willige 
Kraft  an  ihren  rechten  Platz  stellte.  »  179 

Mehr  aber  als  in  dieser  etwas  problematischen  Freiheit  des 
Individuums  kommt  das  individualistische  Moment  in  einem  andern 
Punkte  zur  Geltung.  So  sehr  nämlich  für  Fichte  im  Staatszweck, 
als  der  gemeinschaftlichen,  die  Einzelnen  beherrschenden  Idee,  der 
Gattungszweck  der  Form  nach  gegenwärtig  ist;  so  sehr  er  auch  diesen 
Gattungszweck  in  der  Kultur  erblickt,  so  ist  er  doch  weit  entfernt 
davon,  alle  Kulturaufgaben  in  die  Tätigkeitssphäre  des  Staates  zu 
ziehen.  Gerade  die  höhern  Kulturzwecke  müssen  aus  dem  Bereiche 
der  Aufgaben  des  Staates  ausgeschaltet  werden.  « Die  höheren 
Zwecke  der  Vernunftkultur  :  Religion,  Wissenschaft,  Tugend,  können 
nie  Zwecke  des  Staates  werden. »  180  Trotzdem  also  jedes  Indi- 
viduum in  den  Dienst  der  Gattungszwecke  gestellt  wird,  so  wird 
im  Staate  das  reine  Sozialprinzip  doch  nicht  verwirklicht.  Dem 
Staate  werden  schliesslich  doch  keine  höhern  Kulturaufgaben  zu- 
geschrieben, die  über  die  Einzelpersönlichkeiten  hinausgingen  und 
nur  von  der  Gesamtheit  als  solcher  realisiert  werden  könnten. 
Auch  hier  also  die  gekennzeichnete  Unklarheit  infolge  des  Dualis- 
mus von  Individual-  und  Sozialprinzip. 

Eine  weitere  Schwenkung  nach  der  Richtung  des  Sozialprinzips 
vollzog  Fichte  in  seinen  drei  Jahre  nach  den  Vorlesungen  über  die 
Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeitalters  gehaltenen  «Reden  an  die 
deutsche  Nation»,  jenem  glänzenden  Erzeugnis  begeisterter  Vater- 
landsliebe und  sittlicher  Grösse,  das  ein  Ruhmesblatt  in  der  Ge- 
schichte des  deutschen  Volkes  ausmacht,  daneben  aber  auch,  trotz 
seines  eminent  deutsch-nationalen  Charakters,  wie  kein  anderes 
Produkt  des  menschlichen  Geistes  geeignet  ist,  eine  Quelle  der 
Belehrung  und  Selbstaufrichtung  zu  sein  für  all  die  Völker,  die  um 
ihre  nationale  Selbständigkeit  gegen  eine  feindliche  politische  und 
kulturelle  Uebermacht  zu  kämpfen  haben. 
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Es  kann  hier  nicht  unsre  Aufgabe  sein,  die  einzelnen  Ge- 
danken der  Reden  an  die  deutsche  Nation  näher  zu  analysieren, 
da  diese  für  unsern  Zweck  wenig  in  Betracht  kommen  und  ausser- 
dem in  allen  andern  Darstellungen  ausführlich  behandelt  sind. 
Hier  kommt  es  uns  nur  auf  den  Hauptgedanken  an,  inwiefern  er 
einen  Fortschritt,  bezw.  eine  neue  Nuance  der  Fichteschen  Staats- 
lehre bedeutet.  —  Zwischen  den  «  Grundzügen  des  gegenwärtigen 
Zeitalters »  und  den  « Reden  an  die  deutsche  Nation »  lag  die 
Katastrophe  vom  Jahre  1806.  Deutlicher  und  klarer  sah  Fichte 
jetzt  die  Quelle  alles  Unheils  in  dem  Egoismus  und  Partikularismus, 
der  damals  in  Deutschland  herrschte.  Das  öffentliche  Leben  war 
ertötet,  niemand  kümmerte  sich  um  das  Ganze,  um  das  Gesamt- 
wohl. Auch  die  Regierenden  waren  von  einem  schrankenlosen 
Egoismus  beherrscht,  die  Selbstsucht  war  die  einzige  Triebfeder 
des  politischen  Handelns.  Eine  Abhilfe  in  der  Not  konnte  Fichte 
nur  in  der  Beseitigung  der  Ursache  des  gegenwärtigen  Verfalls, 
des  allgemeinen  sittlichen  Verderbens  erblicken.  Das  Volk  muss 
eine  sittliche  Wiedergeburt  erleben ;  es  muss  neu  geschaffen  und 
gebildet  werden.  Dies  kann  nur  durch  eine  Erziehung  geschehen, 
die  auf  das  Ganze  gerichtet  ist  und  die  Gesamtheit  des  Volkes  im 
Auge  hat.  Durch  eine  völlig  umgestaltete  Volksbildung  soll  ein 
neuer  Geist  in  der  Nation  hervorgebracht  werden.  Diese  National- 
erziehung, die  die  neuen  Menschen  schaffen  soll,  ist  Aufgabe 
des  Staates.  Der  Staat  erhält  so.uit  die  höchsten  Kultur-  und 
Bildungsaufgaben,  die  ihm  unser  Philosoph  noch  kurz  vorher  ab- 
gesprochen hat. 

An  dieser  Stelle  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Nationalerziehung 
auch  das  Wirtschaftsleben  begreifen  soll.  «Zur  persönlichen  Selbst- 
ständigkeit gehört  auch  die  ökonomische,  die  durch  Arbeit  gewonnen 
wird;  die  Erziehung  zur  Arbeit  ist  daher  ein  notwendiger  national- 
pädagogischer Zweck.  Es  ist  der  allererste  Grundsatz  der  Ehre, 
dass  jeder  den  eigenen  Lebensunterhalt  auch  der  eigenen  Arbeit 
und  nicht  etwa  den  servilen  Künsten  des  Kriechens  und  Schmeicheins 
verdanke.  Darum  soll  jeder  arbeiten  lernen.  Die  Nationalerziehung 
begreift  deshalb  auch  die  wirtschaftliche  Erziehung  in  sich,  und  der 
Erziehungsstaat  bildet  zugleich  ein  ökonomisches  Gemeinwesen,  zu 
dessen    Erhaltung    die    Zöglinge    durch   ihre  Arbeit   beitragen. »  1M 

Diese  Lehre  von  der  erzieherischen  Aufgabe  des  Staates  wurde 
von  Fichte  in  seinen  Vorlesungen  von  1813  «Die  Staatslehre  oder 
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über  das  Verhält?iis  des  Ur  Staates  zum  Vernunj ~ir -eiche »  182  weiter 
entwickelt  und  für  die  Lösung  des  Widerspruchs  zwischen  indi- 
vidueller Freiheit  und  Zwangsstaat  verwertet. 

Fichte  tritt  hier  der  gewöhnlichen  Auffassung  des  Staates  als 
einer  bloss  bürgerlichen  Rechtsanstalt  entgegen.  Nach  dieser  An- 
sicht ist  der  letzte  und  höchste  Zweck  des  Menschen  das  zeitliche 
irdische  Leben.  Die  Mittel  das  Leben  zu  erhalten,  es  so  mächtig, 
so  bequem  und  so  angenehm  als  möglich  zu  führen,  sind  die  irdischen 
Güter  und  Besitztümer,  oder  das  Eigentum.  Der  Staat  hat  nun 
lediglich  die  Aufgabe,  dieses  Eigentum,  auf  welchem  Wege  es  auch 
entstanden  sein  mag,  gegen  gewaltsamen  Raub  jeder  Art  zu  schützen. 
Dieser  Auffassung  zufolge  wird  der  Staat  als  blosses  Mittel,  als 
eine  Art  Bedienter,  angesehen,  den  sich  die  Eigentümer  halten. 
Er  ist  ein  notwendiges  Uebel,  weil  er  Geld  kostet.  Dieser  niedern 
Ansicht  gegenüber  schreibt  Fichte  dem  Staate  eine  tiefere  geistige, 
ja  sogar  eine  über  das  zeitliche  irdische  Leben  hinauswirkende 
Bedeutung  zu.  Für  diese  höhere  Ansicht  hat  die  Schätzung  der 
Güter  folgende  Reihenfolge:  «1.  Die  sittliche  Aufgabe,  das  göttliche 
Bild.  2.  Das  Leben  in  seiner  Ewigkeit,  das  Mittel  dazu;  ohne 
allen  Wert,  ausser  inwiefern  es  ist  dieses  Mittel.  3.  Die  Freiheit 
als  die  einzige  und  ausschliessende  Bedingung,  dass  das  Leben  sei 
solches  Mittel,  darum  —  als  das  Einzige,  wäs  dem  Leben  selbst 
Wert  gibt.  »  183  Der  Staat  hat  nun  die  Aufgabe,  die  Freiheit  «  die 
jeder  Einzelne  in  Gemeinschaft  mit  allen  durch  Uebereinkunft  und 
Erkennung  eines  Rechtsverhältnisses  erwirbt»,  zu  schützen.  Er  ist 
die  «Vereinigung  zur  Einführung  des  Rechtsverhältnisses,  das  ist 
der  Freiheit  aller  von  der  Freiheit  aller,  des  Verhältnisses,  wo  alle  frei 
sind,  ohne  dass  eines  einzigen  Freiheit  durch  die  aller  übrigen  ge- 
stört werde».184  Hier  entsteht  nun  ein  Widerspruch.  Das  Rechts- 
gesetz fordert  die  unbedingte  Geltung  der  individuellen  Freiheit. 
Denn  die  Freiheit  «  in  ihrer  absoluten  Form,  im  Bewusstsein,  also 
als  eine  Freiheit  von  «fc/ien»,  d.  h.  als  eine  Welt  freier  Individuen 
ist  das  einzige  wahrhaft  Reale  in  der  Erscheinung.  Jedes  Indi 
viduum  ist  unbedingt  frei.  «Jeder  soll  frei  sein;  er  soll  nur  seiner 
eigenen  Einsicht  folgen.  »  185  Die  Geltung  und  Erhaltung  dieser 
Freiheit  ist  das  Rechtsgesetz.  Damit  aber  die  Freiheit  des  einen 
Individuums  keinen  Hemmungen  und  Störungen  durch  die  Freiheit 
des  andern  ausgesetzt  sei,  muss  das  Rechtsgesetz  die  Form  des 
Zwangsgesetzes  annehmen,  welches  die  geschehene  Rechtsverletzung 
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durch  Strafe  beseitigt  und  die  beabsichtigte  durch  Furcht  vor  der 
Strafe  unmöglich  macht.  Auf  der  einen  Seite  soll  also  nach  der 
obigen  Deduktion  das  Rechtsgesetz  Freiheitsgesetz  sein,  auf  der 
anderen  Seite  ist  aber  seine  Geltung  nur  dann  garantiert,  wenn  es 
zum  Zwangsgesetz  wird.  Es  fordert  die  unbedingte  Geltung  indi- 
vidueller Freiheit,  übt  aber  zugleich  Zwang  aus  und  hebt  somit 
jene  auf.  Der  Zwang  kann  also  nur  als  notwendige  Uebergangs- 
stufe  Berechtigung  haben;  er  besteht  nur  als  ein  notwendiges  Uebel. 
Die  Rechtsverfassung,  in  der  noch  Zwang  herrscht,  besteht  nicht 
durch  das  reine  Vernunftgesetz,  sondern  ist  zugleich  ein  Gebot  der 
Not  und  daher  noch  kein  wahrhaftes  Vernunftreich.  Im  reinen 
Vernunftreich  muss  der  Zwang  aufhören.  Es  wird  sich  also  darum 
handeln,  ihn  entbehrlich  zu  machen,  Mittel  und  Wege  zu  finden, 
den  Menschen  dahin  zu  bringen,  dass  seine  Handlungen  nicht  durch 
Naturtriebe,  sondern  durch  die  Vernunfteinsicht  bestimmt  werden. 
Dies  kann  nur  durch  Belehrung  und  Erziehung  geschehen.  Der 
Rechtsstaat  hat  also  eo  ipso  erzieherische  iUifgaben,  denn  nur  da- 
durch ist  die  Bedingung  gegeben,  den  Zwang  entbehrlich  zu 
machen  und  das  Vernunftreich  zu  verwirklichen.  Der  Staat  darf 
den  Zwang  nur  in  der  Absicht  ausüben,  die  Freiheit  zu  fördern 
und  ihn  selbst  entbehrlich  zu  machen.  Er  soll  das  Individuum  zur 
Freiheit,  zum  Vernunftreich  erziehen.  In  diesem  Sinne  lässt  sich 
jetzt  noch  die  oben  angeführte  Aeusserung  Fichtes  aufrecht  erhalten, 
es  soll  die  Aufgabe  des  Staates  sein,  sich  selbst  (d.  h.  seine  gegen- 
wärtige Zwangsform)  überflüssig  zu  machen. 

Fichte  fasst  diesen  Gedanken  in  seinen  «  Exkursen  zur  Staats- 
lehre» vom  gleichen  Jahre  in  folgenden  Worten  zusammen:  «Dem 
Rechtsgesetz  unterworfen  sein  heisst  unterworfen  sein  der  eigenen 
Einsicht.  Aber  —  für  das  Recht,  das  eigene  und  das  allgemeine, 
darf  jeder  zwingen  und  es  auf  sein  Gewissen  nehmen,  ob  die 
anderen  es  erkennen  oder  nicht.  —  Nun  ist  es  jedoch  das  Recht 
eines  jeglichen,  nur  seiner  Einsicht  zu  folgen;  dies  wird  darum 
durch  den  Zwang  in  der  Form  verletzt. 

Nur  derjenige  ist  der  wahre  (rechtmässige)  Staat,  der  diesen 
Widerspruch  tatkräftig  löst.  Das  vermittelnde  Glied  ist  nämlich 
schon  gefunden :  Es  ist  die  Erziehung  aller  zur  Einsicht  vom  Rechte. 
Nur  wenn  der  Zwangsstaat  diese  Bedingung  erfüllt,  hat  er  selbst 
das  Recht  zu  existieren,  denn  in  ihr  bereitet  er  die  eigene  Auf- 
hebung vor.  »  18(5 
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In  derselben  Weise  sucht  Fichte  in  seinem  «Entwurf  zu  einer 
politischen  Schrift  im  Frühling  i8lj»  den  gleichen  Widerspruch 
zwischen  der  philosophischen  Unzulässigkeit  und  dem  historischen 
Dasein  des  Fürsten  zu  lösen.  «Ein  Fürst  soll  nicht  sein;  es  soll 
keiner  sich  zutrauen,  dass  er  der  Ausspruch  des  Rechts  sei.  — 
Wiederum:  die  Menschen  müssen  zum  Rechte  gezwungen  werden; 
das  kann  jeder  tun,  der  es  eben  leistet;  dieser  sodann  der  Zwing- 
herr und  Fürst;  für  ihn  ist  auf  diesem  Boden  das  Faktum  der 
Leistung  und  der  Glaube,  den  er  findet,  der  Rechtstitel  ....  Aber 
der  wahre  Rechtstitel  kann  nur  das  allgemeine  Recht  sein;  die 
erste  Absicht  des  Fürsten  muss  daher  sein,  sich  selbst,  als  Zwing- 
herr, überflüssig  zu  machen.»187  In  diesem  Sinne  heisst  es  schon 
früher:  «So  entsteht  eine  mildere  Ansicht.  Die  Menschheit  steht 
unter  dem  Zwange.  Die  Menschheit  entbindet  sich  des  Zwanges. 
Das  Letztere  durch  Einsicht  des  Rechts;  das  Recht  muss  schlecht- 
hin sein,  und  wer  es  nicht  durch  sich  selbst  einsieht,  muss  gezwungen 
werden.  So  lassen  sich  auch  alle  die  Verhältnisse  beurteilen,  die 
vom  schon  ausgebildeten  Vernunftstaat  aus  beurteilt,  hart  und  un- 
rechtmässig erscheinen;  sie  sind  Vorstufen  desselben  und  Beding- 
ungen, ohne  welche  es  niemals  zu  ihm  kommen  könnte.  —  Nur 
die  Erziehung  zu  hindern,  hat  der  Fürst  kein  Recht;  ....  denn 
da  wäre  klar,  dass  er  in  jenen  Veranstaltungen  zum  Zwange  nicht 
das  Recht,  sondern  seine  Gewalt  im  Auge  habe.»188 

Wir  können  nun  zusammenfassend  sagen,  der  Zwangsstaat,  — 
der  nur  dann  Rechtsstaat  ist,  wenn  er  zugleich  Erziehungsstaat  ist 
—  hat  die  Aufgabe,  die  Synthesis  zwischen  individueller  Freiheit 
und  dem  Interesse  der  Gesamtheit  oder  dem  Gattungszwecke,  all- 
mählich vorzubereiten,  um  sie  dann  im  Vernunftreiche  zu  realisieren. 

Dieses  Vernunftreich  hat  bei  Fichte  eine  spezifische  religiöse 
Färbung  und  man  ist  versucht,  in  St.  Simons  theokratischem  Staat, 
wie  er  im  « Nouveau  christianisme»  entwickelt  ist,  sein  Analogon 
zu  suchen.  Das  Vernunftreich  oder  das  Reich  der  Freiheit,  ist  das 
Reich  Gottes,  ist  Aufgabe  und  Ziel  der  Menschheit.  Der  Mensch 
als  solcher  ist  frei  und  in  dieser  Freiheit  ist  die  absolute  Gleich- 
heit der  Menschen  begründet.  Das  Christentum  ist  nicht  nur  Lehre, 
sondern  zugleich  Prinzip  einer  Weltverfassung;  Lehre  ist  es  nur  für 
eine  gewisse  Zeit  und  als  Mittelzustand,  um  Verfassung  zu  werden. 
«Es  muss  dazu  kommen  noch  auf  dieser  Welt,  dass  Gott  allein 
und  allgemein  herrsche,   als  sittliches  Wesen,    durch    freien  Willen 
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und  Einsicht;  dass  schlechthin  alle  Menschen  wahrhafte  Christen 
und  Bürger  des  Himmelreichs  werden,  und  dass  alle  andere  Herr- 
schaft über  die  Menschen  rein  und  lauter  verschwinde.  »  «  Das  von 
der  Vernunft  geforderte  Reich  des  Rechts,  und  das  vom  Christentum 
verheissene  Reich  des  Himmels  auf  der  Erde  ist  Eins  und  dasselbe.» 189 
Wir  glauben  nun,  mit  der  gegebenen  Analyse  der  Fichteschen 
Staatslehre  die  am  Anfang  dieser  Untersuchung  skizzierte  Charak- 
teristik derselben  genügend  erhärtet  zu  haben.  Es  hat  sich  uns  er- 
geben, dass  wir  in  Fichtes  Staatslehre  drei  Perioden  zu  unterscheiden 
haben.  Zuerst  eine  Periode  des  rein  individualistischen  Staatsbegriffs, 
der  sich  noch  ganz  in  den  Bahnen  des  abstrakten  Xaturrechts  be- 
wegt. In  der  darauf  folgenden  Periode  wird  dieser  Standpunkt 
insofern  modifiziert,  als  auf  dem  individualistischen  Fundament  ein 
wirtschaftlich  nach  sozialistischen  Normen  geregeltes  Gemeinwesen 
aufgebaut  wird,  und  zwar  nicht  infolge  eines  eudämonistischen 
Postulats  im  Sinne  des  Sozialismus,  sondern  wesentlich  als  Folge- 
rung und  Forderung  des  Fichte  eigentümlichen,  dem  germanischen 
verwandten  Eigentumsbegriffs,  der  in  der  vernünftigen  Natur  des 
Menschen,  in  der  sittlichen  Persönlichkeit  seine  Begründung  hat. 
Es  folgt  dann  eine  weitere  Verschiebung  nach  der  Richtung  des 
Sozialprinzips,  indem  Fichte,  vornehmlich  unter  dem  Einflüsse  der 
politischen  und  gesellschaftlichen  Zustände  der  Zeit,  den  Gattungs- 
zweck hervorkehrt  und  sodann  dem  Staate  höhere  Kulturaufgaben 
zuschreibt.  Von  dem  antiken  Staatsbegriff  unterscheidet  sich  indes 
der  Fichtesche  auch  jetzt,  indem  der  Staat  für  ihn  nicht  höchster 
Zweck  an  sich  ist,  sondern  nur  Mittel  zur  Verwirklichung  der 
Freiheit  und  der  Sittlicjceit  Aller  auf  dem  Wege  der  Erziehung  der 
Menschen  zum  Vernunftreich.  Diese  Erziehung  ist  das  Mittelglied 
welches  die  vom  Rechte  schlechthin  geforderte  Freiheit  des  Indi- 
viduums und  den  vom  Staate  geübten  Zwang  versöhnt,  und  die 
höhere  Synthesis  von  Individual-  und  Sozialprinzip  vorbereitet. 
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Anmerkungen. 


1  Fichtes  sämtliche  Werke,  erste  Abteilung,  Bd.  I,  S.  419 — 449.  Vergl. 
zur  Einleitung  Kuno  Fischers  Charakteristik,  ebenso  auch  Marianne  Weber, 
Fichtes  Sozialismus  und  sein  Verhältnis  zur  Marx'schen  Doctrin,  Tübingen  1900. 

2  a.  a.  0  432. 
8  a.  a.  0.  434. 

4  a.  a.  0.  434 — 435.  Vergl.  Kuno  Fischer:  „J.  G.  Fichte  und  seine  Vor- 
gänger", 2.  Auflage,  S.  411— 415  Ferner  Ludwig  Stein:  „  Der  soziale  Optimis- 
mus, Jena  1905,  S.  14  ff. 

5  Vergl.  L.  Stein,  a.  a.  0.  S.  16  ff. 

6  E.  Zeller:  „Grundriss  der  Geschichte  der  grichischen  Philosophie",  S.  3. 

7  Fichte  betont  in  der  zweiten  Einleitung  in  die  Wissenschaftslehre  vom 
Jahre  1797  (Sämtliche  Werke,  erste  Abteilung,  Bd.  1.  S.  453—518),  dass  das 
Ich,  welches  hier  als  oberstes  Prinzip  der  Welterklärung  aufgestellt  ist,  nicht 
das  empirische  individuelle  Ich  ist,  sondern  die  ;;  reine  Ichheit die  „  Subject- 
Objectivität d.  h.  die  absolute  ewige  Vernunft,  die  allen  gemein  und  bei  allen 
dieselbe  ist  und  zu  der  sich  die  Individuen  wie  Akzidentien,  wie  Mittel  zum 
Zwecke  verhalten.  Es  bedeutet  daher  keine  Abweichung  vom  frühern  Standpunkt, 
wenn  Fichte  in  den  „Tatsachen  des  Bewusstseins "  von  1810  (S.W.,  Abt.  1, 
Bd.  II,  S.  541 — 691)  den  „individualistischen  Idealismus",  der  das  individuelle 
Ich  zum  Prinzip  der  Erkenntnis  erhebt,  ablehnt,  weil  er  die  Allgemeingültigkeit 
der  Weltvorstellung,  die  übereinstimmende  Anschauung,  den  Raum  nicht  zu  er- 
klären vermag  (Vergl.  K.  Fischer,  a.  a.  0.,  S.  805).  Die  Behauptung  Zellers 
(J.  G.  Fichte  als  Politiker,  Vorträge  und  Abhandlungen,  Leipzig  1865),  Fichte  habe 
mit  der  Zeit  seinen  Idealismus  wesentlich  geändert,  indem  er  sich  überzeugt 
hätte,  „dass  jener  Grund  aller  Erscheinungen  nicht  Ich  zu  nennen  sei,  dass  er 
vielmehr  als  das  Urwesen,  oder  die  Gottheit,  dem  Gegensatz  von  Ich  und  Nicht- 
ich, von  Subject  und  Object  schlechthin,  vorangehe"  —  kann  daher,  wie  Zeller 
selbst  übrigens  eingesehen  zu  haben  scheint,  nur  in  sehr  eingeschränktem  Sinne 
aufrecht  erhalten  werden.    Vergl.  diese  Abhandlung  S.  56. 

8  VergL  Immanuel  Hermann  Fichte,  Vorrede  zum  dritten  Band  der  Werke 
J,  G.  Fichte's,  wo  die  Behauptung  einer  diesbezüglichen  Beeinflussung  durch  Kant 
mit  triftigen  Gründen  widerlegt  wird. 

9  I.  G.  Fichte,  S.  W.,  1.  Abt.,  Band  3,  S.  151. 

10  a.  a.  0.  S.  151—153. 

11  Ueber  die  Grundlegung  der  Fichte'schen  Hechts-  und  Staatslehre  vergl. 
die  lichtvolle  Darstellung  bei  K.  lischer,  a.  a.  0.  S.  499—520. 

12  Vergl.  über  diesen  Begriff  Hermann  Cohen,  Einleitung  mit  kritischem 
Nachtrag  zu  Lange's  Geschichte  des  Materialismus,  7.  Auflage,  Leipzig  1902, 
S.  449  ff. 

13  a.  a.  0.  S  170. 
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14  „Beiträge  zur  Berichtigung  der  Urteile  des  Publikums  über  die  franzö- 
sische Revolution",  S.  W.,  Band  6  (Dritte  Abt.  Bd.  1),  S..  39— 288.  Vergl.  Cap.  V, 
S.  189—244. 

15  Neben  dem  „geschlossenen  Handelsstaat"  kommen  hier  in  Betracht : 
die  „Reden  an  die  deutsche  Nation",  die  „Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeit- 
alters" und  die  spätere  „Staatslehre". 

lfl  „Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeitalters",  S.  W.,  Bd.  VII  (Abt.  III, 
Bd.  II),  S.  3-15. 

17  Ebenda  S.  143—152.  Vergl.  die  ähnliche  Einteilung  in  der  „Staatslehre". 

18  a.  a,  0.  S.  50-57. 

19  Ebenda  S.  80.  Denjenigen,  die  den  Einwand  erheben,  dass  Rousseau  in 
seinem  „Contrat  social"  doch  immer  vom  Fortschritte  der  Menschheit  erzähle. 
tritt  er  mit  folgenden  Worten  entgegen :  „Ihr  erzähltet  wohl  auch,  es  trug  sich 
zu  —  ohne  jedesmal  voraus zusohicken :  um  euch  Schwachen,  die  Ihr  das  nicht 
begreift,  unsern  Satz  durch  ein  Beispiel  klar  zu  machen,  so  ponamus  casum,  es 
habe  sich  zugetragen"  .  .  . 

20  „Grundlage  des  Naturrechts  nach  Prinzipien  der  Wissenschaftslehre". 
S.  W.,  Bd.  III  (Abt.  II,  Bd  I),  S.  184. 

21  A.  Oncken  macht  darauf  aufmerksam,  dass  Ricardo,  der  typische  Ver- 
treter der  für  die  classische  Nationalökonomie  charakteristischen  abstrakten, 
mathematischen  Methode,  nicht  mit  Zahlen  operiert,  wohl  aber  Petty,  der  Begrün- 
der der  Statistik  und  seine  Nachfolger  auf  dem  Gebiete  der  Methode,  die  moderne 
historisch- descriptive  Schule  in  der  Nationalökonomie  unter  Führung  G.  Schmollers. 

22  Ueber  die  Methode  in  der  Natoinalökonomie  vergl.  August  Oncken, 
Geschichte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1902,  S  5 — 12. 

23  Vergl.  F.  A.  Lange,  Geschichte  des  Materialismus,  7.  Auflage,  Leipzig 
1902,  S.  29. 

24  G.  Jellineck,  das  Recht  des  modernen  Staates,  Berlin  1900,  S.  179. 

25  Vergib  a.  Oncken,  Geschichte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1902 
S.  31—33,  87  f,  191  f,  349  ff.  Vergl.  auch  Rudolf  Stammler,  Wirtschaft  und 
Recht,  Leipzig  1896.  §  31,  besonders  S.  172—175.  S.  auch  diese  Abhandlung  S.  66. 

26  "Vergl.  Ludwig  Gumplowicz,  Geschichte  der  Staatstheorien,  Innsbruck 
1905,  S.  66.  Vergl.  L.  Stein,  Die  soziale  Frage,  II.  Aufl.,  S.  178. 

27  Vergl.  A.  Oncken,  a.  a.  0.  S.  54.   L.  Stein,  a.  a.  0  S.  180. 

28  a.  a.  0.  S.  179. 

29  a.  a.  0.  S.  119. 

30  Zitiert  bei  Gumplowicz,  a.  a.  0.  S.  74. 

30  a  Selbstverständlich  ist  hier  nur  die  allgemeine  Regel  gemeint.  Es  gibl 
aber  auch  Ausnahmen.  Demokrit  z  B.  weist  alle  Teleologie  entschieden  zurück, 
was  ihm  den  Tadel  des  Aristoteles,  aber  das  Lob  Baco's  von  Verulam  zugezogen 
hat.   VergL  Lange,  a.  a.  0.  S.  13. 

31Friedr.  Harms,  Begriffe,  Formen  und  Handlungen  der  Rechtsphilosophie 

Leipzig  1889,  S.  29. 

32  vergl.  Rodbertus,  Briefe  und  sozialpolitische  Aufsätze.  S.  668.  Näheres 
über  organische  und  mechanische  Staatsaulfassung  bei  L.  Stein.  Der  soziale 
Optimismus,  S.  180—217,  G.  Jellineck,  a.  a.  0.  S.  132-140.  178—193. 
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33  „Das  sehen  wir  aber  in  der  Natur  vor  uns,  dass  das  vollkommene 
Ganze  aus  einander  unähnlichen  Teilen  besteht,  wie  der  menschliche  Leib,  z.  B. 
aus  Knochen,  Fleisch  und  Nerven  .  .  .  Wenn  also  die  Unähnlichkeit  der  Bürger, 
ihrem  Stande  und  ihrer  äussern  Lage  nach  fortgenommen  wird,  so  ist  da  nicht 
mehr  das  vollkommene  Ganze  des  Staates.  Darum  haben  wir  im  V.  Buch  der 
Ethik  gesagt,  dass  der  Staat  erhalten  wird  durch  das  Gleichgewicht  der  ver- 
schiedenen Classen  der  Bevölkerung,  wonach  nämlich  jeder  Classe  die  Berück- 
sichtigung zu  teil  wird,  welche  sie  verdient  ..."  (Zitiert  nach  Gumplowicz, 
1.  c.  S.  107). 

34  ;,Defensor  pracis",  1324.  „Er  betrachtet",  sagt  Bluntschli  (Geschichte 
der  neueren  Staatswissenschaft,  3.  Auflage,  München  und  Leipzig  1881,  S.  10) 
von  ihm,  „den  Staat  nach  Aristoteles  als  ein  belebtes  WeseD,  als  die  mensch- 
liche Gemeinschaft,  die  sich  selbst  genügt". 

35  L  c.  S.  181. 

36  „Der  Bund,  den  Gott  mit  seinem  Volke  geschlossen,  wird  für  die  Lehre 
von  der  Entstehung  des  Staates,  die  Vorgänge  bei  der  Einsetzung  Sauls  als 
König,  der  Bund  Davids  mit  den  Stämmen  Israels  zu  Hebron,  der  seiner  Salbung 
voranging,  für  die  Entstehung  der  Herrschaft  im  Staate  von  vorbildlicher  Be- 
deutung" (Jellinek,  1.  c.  S.  179). 

37  Vergl  Jellinek,  Ebenda,  S-  181—182. 

38  „Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte",  S.  31  ff.  Ferner 
„das  Recht  des  modernen  Staates",  S.  182. 

39  „Das  Eecht  des  modernen  Staates",  S.  182. 

40  „Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte",  S.  42.  Religiösen 
Charakter  zeigt  auch  eine  andere,  von  den  gleichen  Ideen  getragene  politisch- 
soziale Bewegung  der  neueren  Zeit,  der  Bauernkrieg  von  1525,  in  dessen  Grund- 
sätzen und  Postulaten,  in  den  sog.  „12  Artikeln",  man  mit  A.  Oncken  (].  c.  S.  138) 
gleichfalls  „einen  Vorläufer  der  Erklärung  der  Menschenrechte  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution"  erblicken  kann. 

41  The  Laws  of  Ecclesiastical  Polity  book  I — IV,  1594.  Vergl.  Jellinek, 
das  Recht  des  modernen  Staates,  S.  182.  Hooker  kennt  zwei  Grundlagen  aller 
gesellschaftlichen  Ordnung,  erstens  „a  natural  inclination,  whereby  all  men  desire 
sociable  life  and  felloship",  zweitens  „an  order  expressly  or  secretly  agreed  upon 
touching  the  manner  of  their  union  in  living  together".  „To  take  away  all 
such  mutual  grievances,  injuries  und  wrongs,  there  was  no  way  but  only  by 
growing  unto  compositum  and  agreement  amongst  themselves;  by  ordaining 
some  kind  of  government  public,  and  by  yielding  themselves  subject  thereunto; 
that  unto  whom  they  granted  authority  to  rule  and  govern,  by  them  the  peace, 
tranquillity,  aüd  happy  estate  of  the  rest  might  be  procured." 

42  Otto  Gierke,  Johannes  Althusius  und  die  Entwicklung  der  naturrecht- 
lichen Staatstheorien,  Breslau  1880,  S  76.  Vergl.  Jellinek,  a.  a.  0.  S.  183. 

43  Ueber  Althusius  vergl.  ausser  Gierke  noch  Bluntschli :  a.  a.  0.  S.  76 
bis  88;  Gumplowicz:  a.  a.  0.  S.  182-187;  Jellinek:  a.  a.  0.  S.  183. 

44  Nach  Bluntschli  (a.  a.  0.  S.  92)  bedeutet  der  Satz  des  Grotius :  „homini 
proprium  sociale"  ein  Hinausgehen  über  die  Lehre  des  Aristoteles  vom  £cöov 
jiokiTixov.  Das  staatliche  Wesen  wird  zum  geselligen.  „Der  Aristotelische  Satz 
begründet  das  Staatsrecht,  der  des  Grotius  das  Recht  überhaupt." 
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45  Vergl.  ßluntschli:  a.  a.  0.  S.  88—100;  Guniplowicz :  a.  a.  0.  S.  176  bis 
182;  W.  Windelband:  Geschichte  der  neueren  Philosophie,  Band  I,  dritte  Auf= 
läge,  Leipzig  1904,  S.  37—40. 

46  Leviathan,  Cap.  17,  III,  zitiert  bei  Fr.  A.  Lange,  a  a.  0.  S.  282 

47  Vergl.  Jellinek:  a.  a.  0.  S.  183— 184:  Oncken:  a.a.O.  S.  217,  219: 
Lange:  a.  a.  0.  S.  242—244;  Windelband:  a.  a.  0.  S.  153—156 

48  Kuno  Fischer  (Spinoza,  4.  Auflage,  Heidelberg  1908,  S.  461)  macht 
darauf  aufmerksam,  dass  Hobbes  sich  eine  Inkonsequenz  zuschulden  kommen 
lässt,  indem  er  die  Naturrechte  auf  den  unvergänglichen,  unveränderlichen  Natur- 
gesetzen gründet  und  sie  dennoch  im  Staate  vollkommen  vernichtet. 

49  Vergl.  L.Stein:  a.a.O.  S.  359;  W.  Windelband:  Lehrbuch  der  Ge- 
schichte der  Philosophie,  3.  Auflage,  Tübingen  und  Leipzig  1903,  S  357.  — 
Dass  bei  Adam  Smith  der  Egoismus  nicht  die  weitgehende  Bedeutung  hat,  die 
ihm  gewöhnlich  zugeschrieben  wird  und  die  er  bei  der  Smith'schen  Schule  ge- 
wonnen hat,  hat  A.  Oncken  („Das  Adam  Smith-Problem",  Zeitschrift  für  Sozial- 
wissenschaft von  Julius  Wolf,  1888)  zur  Evidenz  dargetan.  Vergl,  auch  Fr. 
A.  Lange,  a.  a.  0.,  Bd.  II,  Anmerkung  1  zu  Abschnitt  IV. 

Nebenbei  bemerkt,  hat  Hobbes  noch  in  einem  andern  Punkte  der  modernen 
Nationalökonomie  vorgearbeitet.  Er  hatte  schon  vor  Locke  die  praedominiereDde 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Arbeit  erkannt.  Arbeit  und  Sparsamkeit  sind  für 
ihn  die  Hauptgrundlagen  des  Volksreichtums.  „Ad  locupletandos  cives  neces- 
saria  duo  sunt,  labor  et  parsimoDia;  conducit  etiam  tertiura,  nempe  terrae 
aquaeque  provendus  naturalis  —  priora  duo  sola  necessaria  sunt"  (Hobbes,  De 
cive,  Cap.  XIII,  §  14.  Zitiert  bei  Bruno  Hildebrand,  „Die  Nationalökonomie  der 
Gegenwart  und  Zukunft",  Frankfurt  1848). 

50  Ueber  Spinoza's  Staatslehre  vergl.  die  treffliche  Darstellung  Kuno 
Fischers  (1.  c.  S.  450  -  476),  an  die  sich  die  folgenden  Erörterungen  im  wesent- 
lichen anlehnen. 

61  Tractatus  politicus,  Cap.  II,  §  IV ;  zitiert  bei  K.  Fischer,  a.  a.  0.  S.  457. 
52  Vergl  K  Fischer,  a.  a.  0.  S.  454. 

63  Ep.  L.  Op.  I,  pag.  635.  Vergl.  K.  Fischer,  a.  a.  0.  S.  461. 

54  Tractatus  politicus,  Cap.  III,  §  3;  K.  Fischer,  1.  c.  S.  462. 

55  Ueber  Spinoza's  angebliche  Wendung  zum  Conservatismus  infolge  der 
politischen  Katastrophe,  die  seinem  Freunde  de  Witt  das  Leben  kostete,  herrscht 
Meinungsverschiedenheit;  eine  Literaturangabe  über  diese  Streitfrage  findei  man 
bei  L.  Stein,  1.  c.  S.  358. 

56  K.  Fischer,  1.  c.  S.  471—472. 

57  „Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates 
zu  bestimmen",  zuerst  in  Bruchstücken  in  Schillers  Thalia,  1792 ;  Wilhelm  v. 
Humboldts  gesammelte  Werke,  Berlin  1852,  Bd.  7. 

58  Ueber  Locke's  Staatslehre:  Bluntschli,  1.  c.  S.  198—214;  Guniplowicz. 
1.  c.  S.  226—234 

59  Vergl.  Bluntschli,  a.  a.  0.  S.  205. 

60  Einen  ähnlichen  Gedankengang  finden  wir  bei  Fichte.   Vergl.  die  Hin 
leitung  zu  dieser  Abhandlung,  S.  10. 

61  Siehe  Gumplowicz,  a.  a.  0.  S.  227—228. 


—    85  — 


62  Vergl.  W.  Windelband,  Lehrbuch  der  Geschichte  der  Philosophie,  3.  Auf- 
lage, Tübingen  und  Leipzig  1903,  S.  354. 

63  Pufendorf.  Acht  Bücher  vom  Natur-  uud  Völkerrechte,  Frankfurt  a.  M., 
1711,  1  II,  §  8. 

64  1.  c.  S.  464. 
66  1.  c.  S.  463. 

66  „Wirtschaft  und  Recht",  Leipzig  1896,  §  32,  besonders  S.  180-184. 
Vergl  auch  „Die  Lehre  vom  richtigen  Rechte,  Berlin  1902,  S.  93—98. 

67  „An  der  Wende  des  Jahrhunderts",  Tübingen  1899,  S.  191  ff.;  „Die 
soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie",  2  Auflage,  Stuttgart  1903,  S.  40 — 41. 

68  Ausführliche  Behandlung  dieses  Themas  in  seiner  bekannten  Rektoratsrede. 

69  Vergl.  R.  Stammler,  „Die  Lehre  vom  richtigen  Rechte",  S.  97. 

70  Emile,  1.  IV.  Vergl.  J.  Tschernoff,  „Montesquieu  et  J.-J.  Rousseau" 
Paris  1903,  S.  20—21. 

71  Vergl.  Harald  Höffding,  „Rousseau  und  seine  Philosophie",  in  Fromanns 
Classiker  der  Philosophie,  Stuttgart  1897,  S.  140  —  141. 

72  „Discours  sur  l'origine  et  les  fondements  de  I'in6galit6  parmis  les 
hommes." 

73  H.  Höffding,  a.  a.  O.  S.  140. 

74  a.  a.  O.  S.  31. 

75  a.  a.  0.  Vergl.  Diehls  Artikel  über  Rousseau  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften,  6.  Band,  2.  Auflage. 

76  Emile  1.  III.  Vergl.  Tschernoff,  1.  c.  S.  32. 

77  „Der  Gesellschaftsvertrag",  I.  1. 

78  J.  G.  Fichte's  Werke,  Band  VI.  S.  80,  Anmerkung. 

79  „Contrat  social",  I.  1. 

80  „Discours  sur  l'origine  et  les  fondements  de  I'in6galit6,  etc  " 

Ire  partie.  Vergl.  Tschernoff.  1.  c.  S.  21. 

si  Vergl.  den  erwähnten  Artikel  Diehls,  S.  469.  Wenn  aber  Diehl  durch 
diese  Betonung  Rousseau's  des  rationalen  Charakters  des  Staatsvertrages  im 
Gegensatz  zu  der  älteren  historischen  Auffassung  desselben  sich  berechtigt  glaubt, 
von  einer  „gänzlich  neuen  Problemstellung"  bei  unserem  Philosophen  zu  sprechen, 
so  trifft  dies  in  dieser  allgemeinen  Form  nicht  ganz  zu.  Auch  für  Hohles  war, 
wie  wir  bereits  gesehen  haben,  der  Staatsvertrag  keine  historische  Tatsache; 
er  leitete  den  Vertrag  nicht  aus  der  Geschichte,  sondern  aus  der  menschlichen 
Natur  ab. 

82  „Contrat  social",  I.  5. 

83  „Das  Recht  des  modernen  Staates",  S.  188. 

84  „Der  Gesellschaftsvertrag",  I.  6. 

85  Vergl.  1.  c.  I.  7. 

86  1.  c.  I.  9. 

87  1.  c. 

88  1.  c.  IV.  2. 

89  1.  c. 

90  1.  c.  III.  10. 
61  1.  c.  I.  6. 

92  „Oft  ist  ein  grosser  Unterschied",  sagt  Rousseau,  „zwischen  dem  Willen 
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aller  und  dem  allgemeinen  Willen-,  letzterer  geht  nur  auf  das  allgemeine  Beste 
aus,  ersterer  auf  das  Privatinteresse  und  ist  nur  eine  Summe  einzelner  Willens- 
meinungen" („Der  Gesellschaf  tsvertrag",  II.  2.)  Ueber  die  Schwierigkeit  der 
Entstehung  des  Gesamtwillens  bei  Eousseau  vergl.  Bluntschli,  a.  a.  0.  S.  351, 
Höffding,  a.  a  0.  S.  135. 

93  Entwurf  zum  ;,Contrat  social".   Vergi.  Tschernoff,  1.  c.  47 — 48. 

94  Siehe  Diehl,  1.  c.  S.  468. 

95  Emile,  IV.  Zitiert  bei  Tschernoff,  1.  c.  S.  27. 

96  „Der  Gesellschaftsvertrag".  III.  9. 
.  97  1.  c.  III.  3. 

98  1.  c.  III.  15. 

99  1.  c.  III.  18. 

100  Vergl.  Diehl,  1.  c. 

101  Kousseau'schen  Geist  und  Einfluss  verrät  folgende  Stelle,  die  die  Be- 
gründung des  Staates  durch  einen  freien  Vertrag  der  Individuen  und  zugleich 
den  rationalen  —  nicht  historischen  —  Charakter  dieses  Vertrags  zu  klarem 
Ausdruck  bringt:  „Der  Akt,  wodurch  sich  das  Volk  selbst  zu  einem  Staate 
konstituiert,  eigentlich  aber  nur  die  Idee  desselben,  nach  der  die  Rechtmässig- 
keit desselben  allein  gedacht  werden  kann,  ist  der  ursprüngliche  Kontrakt,  nach 
welchem  Alle  (omnes  et  singuli)  im  Volk  ihre  äussere  Freiheit  aufgeben,  um 
sie  als  Glieder  eines  gemeinen  Wesens,  d.  i.  des  Volkes  als  Staat  betrachtet 
(universi),  sofort  wieder  aufzunehmen."  Vergl.  Jellinek,  1.  c.  S.  189.  Zu  einer 
näheren  Behandlung  der  Kantschen  Rechtslehre  sehen  wir  uns  hier  nicht  ver- 
anlasst, da  eine  Beeinflussung  Fichte's  durch  Kant  in  diesem  Punkte,  wie  bereits 
angedeutet  (vergl.  Anm.  8),  aus  chronologischen  und  sachlichen  Gründen  ver- 
neint werden  muss. 

102  Geschichte  der  Nationalökonomie,  S.  350. 

103  „Le  droit  naturel",  zuerst  im  „Journal  de  l'agriculture,  du  commerce 
et  du  finances",  September  1765;  abgedruckt  in  den  von  A.  Oncken  herausge- 
gebenen „Oeuvres  de  Quesnay",  Francfort  s.  M.  et  Paris  1888,  p.  359-  377. 
Vergl.  für  das  Folgende  ausser  dieser  Abhandlung  noch  die  Onckensche  Dar- 
stellung des  physiokratischen  Systems  in  seiner  „Geschichte  der  Nationalökonomie u. 
besonders  S.  348—357. 

104  1.  c.  S.  365. 

105  1  c.  S.  367.  Man  merke,  hier  ist  unter  „l'6tat  de  pure  nature"  nicht 
die  göttliche,  vernünftige  Ordnung  zu  verstehen.  „Natur"  wird  hier  nicht  im 
Sinne  der  Gesetzmässigkeit  und  Vernünftigkeit  gegenüber  zufälligen  Einzelheiten, 
sondern  vielmehr  im  Sinne  des  Urzustandes  im  Gegensatz  zum  Gesellschafts- 
und Kulturzustand  gebraucht. 

106  A.  Oncken,  1.  c.  S.  352. 

107  yergL  Oncken.  1.  c. 

108  1.  c. 

109  E.  Zeller,  Abhandlungen  und  Vorträge,  S.  164. 

110  Karl  Rodbertus,  zweite  Abteilung,  Darstellung  seiner  Sozialphilosophie. 
Jena  1888,  S.  224.   Aehnlich  im  Artikel  „ Individualismus Handwörterbuch  der 

Staatswissenschaften. 
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in  Veigl.  j.  B.  Meyer,  Fichte,  Lassalle  und  der  Sozialismus  in  Holtzen- 
dorffs,  Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen,  Berlin  1879,  S.  35, 

n2  Vergl.  P.  Lauterbachs  Einleitung  zu  Max  Stirners:  „Der  Einzige  und 
sein  Eigentum",  Reclam,  S.  1. 

113  W.  W.,  Bd.  VI,  S.  39—288.  Vergl.  K.  Fischer,  1.  c.  S.  361—396. 

114  1.  c  S.  80-84. 

115  Vergl  1.  c.  S.  141. 

118  1.  c.  S.  160.  Siehe  auch  S.  86  ff.,  103  f.,  112;  ferner  „Grundlage  des 
Naturrechts  nach  Prinzipien  der  Wissenschaf tslehre",  W.  W.,  Bd.  III,  S  194. 

117  „Beiträge  etc  *  S.  103. 

118  Vergl.  J.  H.  Fichte,  Vorrede  zu  Fichtes  Werken,  Bd.  VI,  S.  VII. 

119  1.  c.  S.  148. 

120  vergl.  Bluntschli,  1.  c.  S.  400. 

121  1.  c.  S.  102. 

122  1.  c.  S.  132. 

123  1.  c.  S.  145. 

124  Vergl.  1.  c.  S.  126  f ;  ferner  S.  165. 

125  1.  c.  S.  128. 

126  Spinoza  kennt  bereits  die  aus  der  Unverbindlichkeit  der  Verträge 
kraft  des  Naturrechts  entstehende  Schwierigkeit  für  den  Bestand  des  Staates. 
Er  sucht  sich  daher  so  zu  helfen,  dass  er  den  staatsgründenden  Vertrag  „auf 
freie  Anerkennung  des  objektiv  notwendigen  menschlichen  Machtverbandes  durch 
die  Glieder"  (Jellinek,  ..Das  Recht  des  modernen  Staates",  S.  192)  beruhen  lässt. 

127  L  c.  S.  129-133. 

128  1.  c.  S.  62. 

129  1.  c.  S.  188. 

130  1.  c.  S.  186. 

131  Vergl.  M  Weber,  „  Fichtes  Sozialismus  und  sein  Verhältnis  zur 
Marx'schen  Doctrin",  Tübingen  1900,  S.  121  f. 

13a  1.  c.  S.  182. 

133  Ed.  Zeller,  „J.  G.  Fichte  als  Politiker",  1.  c.  S.  157  f. 

134  G.  Schmoller,  „  J.  G.  Fichte  u,  Hildebrands  Jahrbücher  für  National- 
ökonomie uud  Statistik,  1865,  Bd.  V,  S.  46. 

135  „Beiträge  etc  a  1  c.  S.  216. 

136  W.  W.,  Bd.  III,  S.  1-385. 
m  1.  c.  S.  54. 

138  1.  c.  S.  54  f.  Vergl.  J.  H.  Fichte,  Vorrede  zu  W.  W.,  Bd.  III. 

139  Vergl.  Anmerkung  7. 

140  Vergl.  Einleitung  zu  dieser  Abhandlung,  S.  I  o. 

111  Vergl.  Einleitung  1.  c. ;  ferner  M.  Weber.  1.  c.  S.  28  f. 

142  G.  Schmoller,  1.  c.  S  14.  Hierzu  M.  Weber,  1.  c.  S.  28. 

143  „System  der  Sittenlehre",  W.  W.,  Bd.  IV,  S.  237  f. 

144  G.  Schmoller,  1.  c.  S.  24. 

146  „Naturrecht",  1.  c.  S.  195  f. 
146  1.  c.  S.  212. 

i46a  Richte  hat  zuerst  die  Idee  des  Rechts  auf  Arbeit  präcisiert,  die 
Formel,  die  später  zn  einem  zündenden  Schlagwort  werden  sollte,  stammt  von 
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Oharies  Fourrier,  der  unabhängig  von  Fichte  zu  dem  gleichen  Gedankengang 
gelangte.  Vergl.  G.  Adler,  das  „Recht  auf  Arbeit",  im  „Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften",  2.  Auflage,  Band  VI,  S.  342  f ;  ferner  Chr.  Mutasoff,  „Zur 
Geschichte  des  Rechts  auf  Arbeit",  Bern  1897,  S.  20  ff. 
1,7  Vergl.  diese  Abhandlung,  S.  30. 

148  „Naturrecht",  1.  c.  S.  213. 

149  1.  c.  S.  214  f. 

150  Gerber,  „Zur  Lehre  vom  deutschen  Familienfideikommis",  Jahrbücher 
von  Ihering  I,  S.  60,  zitiert  bei  Schmoller,  1.  c.  S.  30.  Vergl.  auch  A.  Oncken, 
„Geschichte  der  Nationalökonomie",  S.  59  f.,  75. 

151  Verwandt  mit  dem  Fichteschen  Eigentumsbegriff  ist  derjenige  Hegels. 
Auch  Hegel  leitet  das  Eigentum  von  der  Freiheit  der  Person  ab;  auch  er  be- 
trachtet es  als  natürliches  Recht,  dass  jeder  Eigentum  besitze.  Ebensowenig 
aber  wie  Fichte  folgert  er  aus  diesem  Rechte  die  Gleichheit  des  Resitzes.  „Das 
Eigentum  . . .  wird  von  Hegel , . .  mit  dem  Satze  begründet :  Die  Person  müsse 
sith  eine  äussere  Sphäre  ihrer  Freiheit  geben ;  und  im  Zusammenhang  damit 
verlangt  er  nicht  bloss,  dass  jeder  das  natürliche  Recht  habe,  sich  Eigentum 
zu  erwerben,  sondern  dass  jeder  Eigentum  besitze,  wenn  er  auch  das  Was  nnd 
Wieviel  für  eine  rechtliche  Zufälligkeit  erklärt  und  die  Fordernng  einer  Gleichheit 
desselben  ganz  treffend  als  ebenso  unbegründet  wie  undurchführbar  zurückweist" 
(Eduard  Zeller,  „Geschichte  der  deutschen  Philosophie  seit  Leibniz",  München 
1873,  S.  814  f.). 

152  „Naturrecht",  1.  c  S.  197. 

153  1.  c.  S.  161. 

154  Fichte  betont  ausdrücklich,  dass  das  von  ihm  vorgeschlagene  Ephorat 
sich  darin  von  dem  Ephorate  der  spartanischen  Verfassung  gänzlich  unterscheidet, 
dass  absolut  keine  exekutive  Gewalt  hat.  J.  B.Meyer  (Fichte,  Lassalle  und 
der  Sozialismus,  S.  13)  begeht  daher  einen  groben  Irrtum,  wenn  er  Ephorat 
und  Regierung  in  der  Weise  zusammenwirft,  dass  er  dem  Ephorate  die  Re- 
fugnisse  der  Exekutive  zuschreibt  und  ihm  die  Aufgabe  vindiziert,  die  Produk- 
tionsverhältnisse im  Staate  zu  regulieren. 

155  „Ueberhaupt  ist  Erblichkeit  der  Repräsentation  ein  völiig  vernunft- 
widriges Prinzip;  denn  die  ßiiduug,  zumal  die  höchste  hier  erforderliche,  hängt 
durchaus  von  individueller  Anlage  und  Bildung  ab,  und  führt  gar  nichts  Erbliches 
bei  sich"  („Aus  dem  Entwürfe  zu  einer  politischen  Schrift  im  Frühlinge  1*1 3", 
W.  W.,  Rd.  VII,  S.  547.).  Vergl.  dazu  über  die  Herrschaft  oer  Philosophen  in 
der  „Staatslehre"  von  1813  (W.  W.,  Rd.  IV,  S.  451,  457.).  Siehe  auch  Ferdinand 
Lassalle,  „Fichtes  politisches  Vermächtnis"  („Reden  und  Schriften".  Bd.  III. 
Leipzig,  Karl  Pfau,  S.  332.). 

156  „Naturrecht",  L  c.  S.  163. 

157  1.  c.  S.  182. 

158  J.  H.  Fichte,  Vorrede  zu  Fichtes  W.  W.,  Rd.  III.  S.  XXVII 1  f. 

I5V*  „System  der  Rechtslehre",  Nachgelassene  Werke.  Ronu  1834,  Bd.  II. 

S.  633. 

160  1.  c.  S.  630  ff. 

101  Vergl.  Schmoller,  1.  c.  S.  18. 

162  „Naturrecht",  1.  c.  S.  203. 
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1,3  L  c. 

164  1.  c.  S.  208  f. 

ltt6  Worte  Jellineks  (1.  c.  S.  134). 

166  Vergl.  hierzu  Ludwig  Stein,  „Der  soziale  Optimismus",  S.  189  ff. 

167  1.  c. 

168  „Naturrecht",  1.  c.  8.  206.  Vergl.  K.  Fischer,  1.  c.  S.  529. 

169  Vergl.  M  Weber,  1.  c.  S.  36. 

170  „Naturrecht",  S.  362.  Fichte  übersieht  dabei,  wie  K.  Fischer  bereits 
bemerkt,  dass  der  Staat  auch  nicht  stillschweigend  erlauben  darf,  was  er  aus 
moralischen  Gründen  niemals  befehlen,  niemals  ausdrücklich  erlauben  darf,  und 
handelt  es  sich  dabei  gar  um  die  Möglichkeit  und  die  Bedingungen  des  persön- 
lichen Daseins,  so  muss  er  es  nach  seinem  eigenen  Prinzip  aus  Rechtsgründen 
ausdrücklich  verbieten  (1.  c.  S.  559). 

171  Vergl.    Naturrecht",  S.  237  ff. 

172  „Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeitalters",  W.  W.  Bd.  VII,  S.  34  f. 
Vergl.  die  Darstellung  K.  Fischers,  1.  c.  S.  680—712. 

173  1.  c.  S.  146. 

174  1.  c.  S.  148. 

175  Vergl.  diese  Abhandlung  S.  46,  53. 

176  Ed.  Zeller,  „Geschichte  der  deutschen  Philosophie  seit  Leibnitz",  S.  818. 

177  1.  c.  S.  819. 

178  „Grundzüge  etc.",  S.  7. 

179  1.  c.  S.  144. 

180  1.  c.  S.  166. 

181  K.  Fischer,  1.  c.  S.  759. 

las  w  w<  Bd>       s  379_600. 

183  1.  c.  S.  410. 

184  1.  c.  S.  411. 

186  1.  c.  S.  431.  Vergl.  für  das  Folgende  K.  Fischer,  1.  c.  S.  813  ff. 

186  W.  W.  Bd.  VII.  S,  574.  Vergl.  Lassalle,  1.  c.  S.  351  ff. 

187  1.  c.  S.  564. 

188  1.  c.  S.  561. 

189  „Staatslehre",  1.  c.  S.  579  f. 
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